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Amtsblatt
für die Evangelische Kirche A. u. H. B. in Oesterreich
Jahrgang 1946 Ausgegeben am Zl. Jänner 1946 1. Stück

1. Neujahrs-Hirtenbrief 1946.
2. Bußtags-Hirtenbrief 1945.
Z. Einführung des freien Geldverkehres in ganz Österreich.
4. Kollektenplan 1946.
5. Seelenstandsbericht 1945. — Vorlageauftrag.
6. Reformationstag. — Schulfreiheit in der Steiermark.

7. KatechiSmen- Bezugsmöglichkeit.
6. Ausschreibung freier Pfarrstellen.
9. Bezeichnung des Bekenntnisses in den Kirchenbüchern.

Angeordnete Kollekte.

Kirchliche Mitteilungen.

Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu-und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Die Lehrer werden leuchten 
wie des Himmels Glanz. — 
(Dan. 12, 3)

Am 14. Jänner 1946 morgens ist der langjährige hochverdiente Superintendent 

der evangelischen Diözese A. B. in Villach

o. Johannes Heinzelmann
nach schwerem Leiden, das er mit großer Geduld und in innigem Vertrauen auf seinen 

Herrn und Heiland getragen hat, in die ewige Herrlichkeit Christi heimgegangen.

Was Superintendent Dr. Heinzelmann für unsere Landeskirche geleistet hat, ge­

hört wahrlich der Geschichte unserer Kirche an. Mit herzlicher Dankbarkeit für alles, 

was Gott der Herr uns durch ihn geschenkt hat, gedenken wir seiner.

Was sterblich an ihm war, wurde am 18. Jänner 1946 Gottes Erde übergeben.

Die Gemeinden werden gebeten, anläßlich des Heimganges dieses hochverdienten 

Predigers des lauteren Evangeliums auf den Kirchen durch drei Tage die Trauerfahne 

zu hissen.

Der Oberkirchenrat behält sich eine ausführliche Würdigung der Verdienste des 

Heimgegangenen vor.

Wien, am 18. Jänner 1946.

Der Evangelische Oberkirchenrat A. und H. B.

Dr. Heinrich Liptak
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Erlässe des Evangelischen 0berkrichenrates fl. u. fj. V. in Wien
Z. 6149/45 vom 10. Dezember 1945.

Neujahrs-Hirtenbrief 1946 an die evangelischen Ge­
meinden A.B. und H. B. in Österreich.

„Gottes Heil und Segen zum Neuen Jahre Euch 
allen, liebe Glaubensgenossen in Österreich! Er 
schütze unsere Jugend, Er fördere unsere Arbeit. Er 
gebe feinen Frieden den Alten und Kranken. Er 
segne die Gemeinschaft um sein Wort und Sakra­
ment. Seine Gnade walte über unserer Kirche und 
der ganzen Christenheit auf Erden. Und da endlich — 
Gott sei Lob und Dank — Krieg und Blutvergießen 
ein Ende haben, so erhalte er der Welt den Frieden 
und gebe unserem Vaterlande Gedeihen!

*

Die Jahreslosung unserer Kirche ist das Wort 
Jesu (Joh. 14, 6) „Ich bin der Weg und die 
Wahrheit und das Leben, niemand 
kommt zum Vater denn durch mich". Dazu 
bekennt sich die evangelische Christenheit heute klarer 
denn je. Was in den hinter uns liegenden Jahren, 
den erregendsten, bewegendsten und schmerzlichsten 
in der reichen Geschichte unseres Volkes und zu­
gleich einer Zeit sonderlicher Prüfung und Sichtung 
für unsere Kirche, in bitteren und doch segensreichen 
Erfahrungen uns zum unaufgebbaren Besitz geworden 
ist, das soll die Haltung unserer Kirche in der Zu­
kunft bestimmen.

Wir haben es erfahren, daß kein Volk auf die 
Dauer gegen Gott und seine Gebote zu leben 
vermag. Darum ist der größte Dienst, den die 
Kirche dem Volk tun kann, die Verkündigung des 
richtenden und rettenden Gotteswillens.

Jesus Christus ist der einzige Weg zu dem wahren 
und 'wirklichen Gott. Wir haben keinen anderen 
Mittler und Heiland als ihn. Unbeirrt von Gunst 
und Mißgunst und wechselnden Zeitbedürfnissen ver­
kündet darum die Kirche in allen Nöten des Lebens 
und Sterbens das Evangelium von dem gekreuzigten 
und auferstandenen Heiland. Wo es um Jesus 
Christus geht, kennt der Christ keine Kompromisse.

Für Politik und Weltanschauungen ist in der 
Kirche kein Platz. Sie ist ausgeschlossen für alle 
Fragen und Nöte der Zeit und des Volkes. Aber sie 
dient allein mit Gottes Wort und Sakrament und 
mit der heilenden Tat der Liebe, getreu dem Auftrag 
Jesu und dem Bekenntnis der Väter.

Darum bekennt sich unsere Kirche unverrückbar zu 
dem, der uns der Weg, die Wahrheit und das 
Leben ist.

Unsere Kirche steht vor großen Aufgaben, die 
in allen Gemeinden zielbewußt gefördert werden 
müssen. Der Religionsunterricht ift wieder einge­
führt, mögen die Eltern sich ihrer Verantwortung 
für die christliche Erziehung ihrer Kinder bewußt sein. 
Unser kirchliches Vereinswesen darf sich wieder regen. 
Die Jugend-, Frauen- und Männerarbeit kann sich 

ungehemmt entfalten. Christliches Schrifttum dars 
endlich wieder erscheinen. Der christlichen Liebesarbeit 
fallen die alten und viele neue Ausgaben zu. Die 
uns genommenen Anstalten sind uns zum Teil schon 
wieder zurückgegeben. Kirchengesang und Kirchenmusik 
sollen gepflegt werden.

In diesem Jahre werden alle kirchlichen Körper­
schaften erneuert und zahlreiche Pfarrstellen neube­
setzt. Vier Superintendenturen werden anstelle der 
übergroßen Wiener Diözese neugeschaffen. Das Ver­
hältnis zum Staate muß neu geordnet werden und 
nach fünfzehnjähriger Pause soll die Generalsynode, 
unsere gesetzgebende Körperschaft, wieder zusammen­
treten. Der Wiederaufbau der zerstörten Kirchen, 
Pfarr- und Gemeindehäuser, die Schaffung notwen­
diger neuer Gottesdienststätten wird viele Jahre 
in Anspruch nehmen. Bei allen diesen Aufgaben 
wird sich unsere kleine Kirche in dem armgewordenen 
Österreich mehr als je finanziell selbst erhalten müssen. 
Gott schenke dazu allenthalben die rechte Weisheit 
und Kraft, Glaubensmut und Selbstlosigkeit, Opfer- 
bereitschaft und Liebe!

4-

Wir mußten die organisatorische Bindung an die 
Deutsche Evangelische Kirche lösen. Aber mit herz­
licher Teilnahme sehen wir, daß sich nun eine freie 
„Evangelische Kirche in Deutschland" auf dem 
Boden von Bibel und Bekenntnis bildet, geweiht 
durch die Leiden und Martyrien vieler tausend evan­
gelischer Christen.

Freude und Dankbarkeit erfüllt uns, daß die 
Schranken gefallen sind, die uns von den evangeli­
schen Kirchen in aller Welt getrennt haben. Sind 
wir auch nur eine kleine Kirche, so dürfen wir uns 
doch als ein Glied des großen Weltprotestantismus 
bekennen und spüren schon dankbar die erste Teil­
nahme und Hilfe der europäischen und übersee­
ischen Schwesterkirchen.

Wir dürfen es als eine Fügung Gottes ansehen, 
daß in dem Kampfe gegen das Christentum die evan­
gelische und die römisch-katholische Kirche 
auch in Österreich einander näher gerückt sind als je 
zuvor. Die Nöte des Krieges haben viele Beweise 
gegenseitiger Hilfe und Arbeitsgemeinschaft gezeitigt. 
Es ist unser Wunsch und Flehen, daß damit ein 
neuer friedensvoller Abschnitt in der Konfessions- 
geschichte Österreichs begonnen habe, der zu immer 
weiterer Verständigung und wahrhaft christlicher Ge­
meinschaft führen möge.

Das ist ja die beglückende Erfahrung der ganzen 
Christenheit: Soweit wir auf dem Christuswege sind, 
sind wir einig, sobald wir aber von diesem klaren 
Wege auf Seitenpfade abirren, trennen sich die Kon­
fessionen. Darum lasset uns festhalten an dem, der 
uns der Weg, die Wahrheit und das Leben ist.

4-

Dank sei allen gesagt, die in unwandelbarer Treue, 
Liebe und Opferbereitschaft trotz Druck und Lockung 



3

zu unserer Kirche gestanden sind. Anderseits aber 
heißen wir alle willkommen, die vom Irrweg der 
„Gottgläubigkeit" zur Kirche heimgefunden haben, 
soferne ihnen die Umkehr ernst ist.

Wir gedenken aller Gemeinden, die durch 
den Krieg ihre Kirche, Pfarr- und Gemeindehäuser 
verloren oder andere große Verluste erlitten haben, 
insbesondere aber jener Gemeinden im Kriegsgebiet, 
die heute noch unter den Kriegsfolgen schwer leiden. 
Gebe Gott, daß sie unter der Pflege treuer Hirten 
Sammlung und Kraft finden. Lebenszeiten sind die 
Bewährungszeiten der Christen und der Kirche; sie 
können die eigentlichen Segenszeiten werden.

Wir gedenken der Heimkehrer. Sie werden 
nicht mit lautem Jubel und Dank empfangen und 
kehren in eine vielfach verwüstete und verwandelte 
Heimat zurück. Das ist bitter. Aber wir grüßen sie 
aus ganzem Herzen. .Möge die lange Trennung nicht 
durch eigene Schuld zur Entfremdung geworden sein. 
Gebe Gott, daß sie mit den Daheimgebliebenen zu 
neuer Gemeinschaft zusammenfinden und mitschaffen 
können am Aufbau der Heimat!

Herzlich gedenken wir derer, die noch auf die Heim­
kehr ihrer Liebsten warten. Wißt ihr auch vielfach 
nicht, wo sie sind, Gott weiß es. Ihm seien sie be­
fohlen wie auch Eure Sorge und Hoffnung.

Die Trauer um die Gefallenen und anderen 
Kriegsopfern liegt auf uns allen. Innigst gedenken 
wir der unmittelbar betroffenen Eltern, Frauen und 
Kinder. Gott lasse Eure lieben Toten in seinem Frie­
den ruhen und tröste Euch aus der Fülle seiner 
Gnade!

Seit dem Oktober 1944 sind viele zehntausende 
evangelischer Flüchtlinge aus dem Südosten und 
Nordosten nach Österreich gekommen. Unsere Kirche 
kann ihnen keine neue irdische Heimat schaffen. Aber 
es war uns eine gottgewiesene Aufgabe, uns ihrer 
mit allen Kräften anzunehmen und ihnen wenigstens 
ein kirchliches Heimatgefühl zu geben. Sie, die als 
Fremdlinge und Flüchtlinge unter uns leben, sollen 
uns Brüder und Schwestern sein, und wir rufen 
alle, die helfen können, zu Verantwortung und Bei­
stand auf.

So lastet uns denn, trotz Sorge, Not und Leid 
mit starkem Gottvertrauen ins Neue Jahr hinein- 
schreiten und uns allezeit bekennen zu dem, der der 
Weg ist durch alle Wirrsal der Zeit, die Wahr­
heit in allem menschlichen Irren, das Leben in 
allem Sterben und Verderben: Jesus Christus, hoch­
gelobt in Ewigkeit.

Bischof I). .May e. h.

Oberkirchenrat D. Zwernemann e.h.
Superintendent H. B."

2. Z. 0148/45 vom 29. Dezember 1945.

Hirtenbrief an die evangelischen Gemeinden A.B. 
in Österreich zum Bußtag s2. Advent) 1945.

„Am 1. Bußtag nach dem Kriege richte ich zum 

ersten Male wieder das Wort an alle unsere Ge­
meinden. An diesem Tage beugt sich unsere Kirche, 
stellvertretend für das ganze Volk um seiner Sünde 
und Schuld willen, vor Gott. Gottes Gericht ist 
über uns ergangen. Wer wagt es zu leugnen? Gott 
selbst ruft zur Buße und Umkehr!

Es wird manchem schwer sein, in diesem Zusam­
menbruch Gottes Gericht zu erkennen und zuzugeben, 
daß die Bußforderung uns allen gilt. Wir reden 
nicht von Politik, aber es muß um der Wahrheit 
willen ausgesprochen werden, daß, abgesehen von 
vielen andern, es nicht die Schlechtesten unter uns 
waren, die sich aus heißer Liebe zu ihrem Volk vor 
Jahren einer Bewegung zuwandten, von der sie die 
Behebung der großen Volksnöte erhofften; und sie 
taten es als Evangelische in der Erwartung, daß 
die ostenkundige Zurücksetzung Evangelischer im öf­
fentlichen Leben ein Ende finden werde. In ihrem 
reinen Wollen und selbstlosen Opfersinn sahen sie 
freilich die Wirklichkeit nur in der Verklärung ihres 
Wunschbildes, und sie vermochten den tiefsten Frevel 
des Nationalsozialismus nicht zu durchschauen, daß er 
sich die völlige Herrschaft über die Herzen und Ge­
wissen anmaßte, die Gott allein zukommt.

Das ist die Schuld unseres Volkes, daß es sich, 
von seinen Wunschbildern verleitet, zur Selbst­
überhebung verführen ließ, sich über Gottes 
heilige Gebote hinwegsetzte, nicht mehr nach Recht 
und Wahrheit fragte, auch nicht nach dem Rechte 
anderer Völker, sondern nur mehr nach dem, was ihm 
selber nützte. Es ließ sich zur Selbstverherrlichung, ja 
Selbstvergötterung verleiten, die frevlerisch 
Gottes Heiligkeit antastete. Es hak Menschenworten 
geglaubt und gehorcht als wären es Gottes Worte. 
Und es hat Menschen erhoben als wären sie Gott. 
Man hak in unserem Volke die Bibel verächtlich 
gemacht, unsern Heiland geschmäht, die Jugendseelen 
vergiftet, die Gewissen verwirrt und viele zum Ab­
fall vom Christenglauben verführt oder genötigt. 
Man hat unter dem Namen der Gottgläubigkeit 
weiterhin das Volk an die Stelle Gottes und Men­
schen an die Stelle des Herrn Christus gesetzt. Das 
ist in unserm Volk geschehen und unser Volk, das 
einst christlich war, hat es an sich geschehen lasten. 
Das ist unseres Volkes Sünde und Schuld.

Auch unsere Kirche ist, das müssen wir bekennen, 
nicht schuldlos durch die große Versuchung gegangen. 
.Manche ihrer Amtsträger haben gemeint, durch An­
passung und Zugeständnisse der Kirche ein größeres 
Ansehen in der Welk zu geben. Vielleicht hak die 
Kirche auch aus Scheu vor gewaltsamer Unter­
drückung und blutiger Verfolgung ihren Zeugendienst 
nicht immer klar und treu genug geübt, sonst hätte 
die christliche Urteilsfähigkeit und die innere Wider­
standskraft gegen die Verführung stärker sein müssen. 
Dennoch hak es unserer Kirche nie an Männern 
und Frauen gefehlt, die trotz Gewissensdruck und 
Schmähung sich in unbeirrbarer Treue zu Christus 
und seiner Kirche bekannten und immer wieder haben 
Männer unerschrocken ihre Stimme öffentlich für 
die christliche Wahrheit erhoben. Es sei nur an den 
vielberedeten und vielbefehdeten Hirtenbrief des da­
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maligen „Notbischofs" Superintendent D. Hein- 
zelmann zu Neujahr 1938 erinnert, der eindringlich 
vor der widerrechtlichen Weltanschauung warnte. 
Und je deutlicher die Christusfeindschaft zu Tage trat, 
desto klarer wurde die Haltung unserer Kirche, desto 
mehr freilich wurde auch sie beargwöhnt und ver­
dächtigt. Auch in der Kirche schieden sich die Geister. 
Nicht weniger als 46 Theologen (3 Pfarrer, 10 Vi­
kare und 33 Studenten und Kandidaten), die der 
nationalsozialistischen Propaganda mehr trauten als 
den Geboten und Verheißungen Gottes, traten aus 
dem Kirchendienst. Unsere Kirche aber verstand die 
wachsende Gegnerschaft als einen Bußruf von Gott: 
noch treuer nichts als das Evangelium zu verkünden 
und keinen andern Herrn und Heiland als Jesus 
Christus zu bekennen. Sie wußten, daß sie damit un­
serem Volke den größten Dienst erweisen, und be­
klagten es, daß ihre Stimme oft ungehört verhallte.

Wir wissen, daß auch heute die Stimme der Kirche 
nur wenige erreicht und Gottes Wort, zumal, wenn 
es ein Bußwort ist, nur von wenigen ausgenommen 
wird. Das aber soll die, welche Gott, Christus und 
seiner Kirche die Treue halten, nicht schwankend 
machen. Wir wollen unseren Dienst, den wir als 
Christen unserm Volke schulden, mit nimmermüder 
Liebe tun. Wir schauen nicht auf die andern. Gott 
wird jedes Volk zu seiner Stunde zum Gerichte for­
dern. Aber wir müssen mit unseres Volkes Schuld 
und Sühne vor Gott treten und bitten: Herr, er­
barme Dich! Wir müssen uns wieder zu ihm kehren 
von ganzem Herzen, von ganzem Gemüte und aus 
allen unseren Kräften! Denn kein Volk kann auf 
die Dauer ohne Gott oder gegen Gott leben, ohne 
zugrundezugehen.

Wir müssen diesen Bußruf umso klarer erheben, 
als die Kräfte der Versuchung in unserm Volke 
mit der Vernichtung des Nationalsozialismus keines­
wegs überwunden sind. Es ist die alte satanische Ver­
suchung, die den Menschen lockend verheißt: „Jbr 
werdet sein wie Gott". Sie tritt in immer neuen 
Verkleidungen an die Menschen heran, daß sie nicht 
mehr Gott über alle Dinge fürchten, lieben und ver­
trauen, andre Götter neben Gott setzen, Menschen 
und Menschenwerk vergötzen, .Menschenworten trau­
en als wären es Gottes Worte, Gottes Reich um 
irdischer Reiche willen verraten und von dem allein 
wahren Gott und seinem Christus abfallen.

Darum wachet über den Seelen eurer Kinder! 
Seid euch in Familie und Gemeinde der christlichen 
Verantwortung für die Jugend bewußt. Steht selbst 
in neuer Treue zu Christus und seiner Kirche. Lasset 
nicht nach in der Fürbitte für unsere schwergeprüfte 
Heimat. Not und Leid soll uns nicht zu Klage und 
Anklage, zu Haß und Bitterkeit verleiten. Nur ein 
Meer der Liebe kann die Wunden unseres Volkes 
heilen. Erbarmet euch der Zerschlagenen und Zer­
brochenen, der Vertriebenen und Heimatlosen! Findet 
in neuer Liebe zu neuer Gemeinschaft. Gott führe 
uns zu wahrer Umkehr, daß wir in neuem Glauben 
und neuer Liebe unsern Kindern die Heimat wieder 
aufbauen.

Bischof D. May."

Z. Z. 985/46 vom 31. Jänner 1946.

Einführung des freien Geldverkehres in ganz Öster­
reich.

Wie im Rundfunk und in den Zeitungen verlaut 
bart wurde, ist ab 1. Feber 1946 in ganz Österreich 
der freie Scheckverkehr unter den altösterreichischen 
Bestimmungen wieder eingeführt. Ab 5. Feber 1946 
ist der Postanweisungsdienst wieder eröffnet.

Sämtliche kirchlichen Dienststellen werden daher, so­
weit dies noch nicht im Verrechnungswege, bzw. in 
der amerikanisch besetzten Zone durch Barerlag ge 
schehen ist, aufgefordert, die landeskirchlichen Kollek­
ten und Kirchenbeiträge an die Kassenverwaltung 
des Oberkirchenrates bzw. die Kirchenbeitragsstelle 
zur Einzahlung zu bringen. '

Die Gehaltszahlungen ab 1. Feber 1946 wird der 
Oberkirchenrat in den nächsten Tagen im Scheckwege 
durchführen.

Die Gehalterückstände, die sich in den englisch und 
französisch besetzten Teilen Österreichs gebildet haben, 
werden im Laufe des Febers hier errechnet und vor­
aussichtlich gleichzeitig mit der .März-Auszahlung an 
gewiesen werden.

4. Z. 279/46 vom 7. Jänner 1946.

Kollektenplan 1946.

Für das Jahr 1946 seht der Oberkirchenrat fol­
genden Kollektenplan fest:

1. Pflichtkollekten, die in der ganzen Landes­
kirche einzuheben sind:

6. Jänner (Epiphaniasfest): Äußere Mission.
17. Feber (Luthertag): Evangelischer Bund.
17. März (Reminiscere): Kriegsgräberfürsorge.
19. April (Karfreitag): Jugendarbeit.

. Mai (.Muttertag): Frauenarbeit. (Genauer Tag 
wird noch bekanntgegeben werden.)

9. Juni (Pfingstsonntag): Baufonds d. Landeskirche. 
29. September (16. Sonntag nach Trinitatis): In­

nere  Mission.
20. Oktober (19. Sonntag nach Trinitatis): Män- 

nerarbeit.
3. November (Reformationsfest): Gustav - Adolf- 

Verein.
8. Dezember (2. Advent): Theologenheim Wien.

2. Empfohlene Kollekte:

25. August (11. Sonntag nach Trinitatis): Preßver­
band.

Die unter 1. und 2. angeführten Kollekten (mit 
Ausnahme der an die Gustav-Adolf-Zweigvereine, 
unmittelbar abzuführenden Reformationsfestkollekten) 
sind ohne weitere Aufforderung innerhalb acht Tagen 
an die Kasse des evangelischen Oberkirchenrates A. 
und H. B. in Wien, PSA. Wien, Nr. 54061 
abzuführen. Auf der Zahlkarte ist links unten der 
Zweck der Geldsendung stets anzugeben.
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3. Diözesankollekten:

Für die Diözesankollekten (regelmäßige, von der Su- 
perintendentialversammlungen beschlossene oder fall- 
weise vom Superintendentialausschuß zu bewilligende 
Kollekten) sind folgende Tage freigegeben:

24. Feber (Seragesimae),
14. Juli (5. Sonntag nach Trinitatis),
6. Oktober (17. Sonntag nach Trinitatis),

24. November (Totensonntag),
1. Dezember (1. Advent).

Diese Kollekten sind innerhalb acht Tagen an die 
Superintendentur: (nicht an den Oberkirchenrat) ab- 
zuführen.

Die übrigen Sonn- und Feiertage sind für Zwecke 
der eigenen Gemeinde freigegeben.

Der Kollektenplan ist sowohl hinsichtlich des Zwecks 
der Kollekte als auch des Einhebungstages verpflich­
tend. Finden an einem Kollektentag Gottesdienste 
sowohl in der Muttergemeinde als auch in Filial­
gemeinden oder Predigtstationen statt, so sind die 
Kollekten aller Gottesdienste dieses Tages abzuführen.

Wenn in einer Kirchengemeinde an einem der 
obigen Kollektentage kein Gottesdienst stattfindet, 
so ist dem Oberkirchenrat ohne Aufforderung davon 
zu berichten, daß die Einhebung der Kollekte mangels 
eines Gottesdienstes entfiel.

5. Z. 140 '46 vom 3. Jänner 1946.

Seelenstandsbericht 1945.

Die Pfarrämter werden hiemit aufgefordert, den 
nach dem Stichtag vom 31. Dezember 1945 aufzu- 
stellenden Seelenstandsbericht bis spätestens 20. Feber 
1946 dem Oberkirchenrat vorzulegen.

Der Seelenstandsbericht hat wie bisher die Ziffern 
der evangelischen Bevölkerung (getrennt nach A. B. 
und H. B., wobei H. B.-Glaubensgenossen nur in 
jenen Gemeinden zu zählen sind, die entweder H. B.- 
oder A.- und H. B.-Gemeinden sind), die Zahl der 
Eintritte und der Austritte, der Taufen, der Konfir­
manden, der kirchlichen Trauungen und der kirchlichen 
Beerdigungen sowie die Gesamtjahresanzahl (nicht 
die Durchschnittsbesucherzahl) der Gottesdienstbesucher 
(einschließlich der Kindergottesdienste und Nebengot­
tesdienst) zu enthalten.

6. Z. 5599 '45 vom 27. Dezember 1945.

Reformationstag. — Schulfreiheit in der Steier­
mark.

Das 11. Stück des Bdgsbl. f. d. Ld. Stmk. v. 
9. November 1945 enthält unter Nr. 53 folgende 
Verlautbarung:

„LSchR. Allg-F-8/1-1945 24. Oktober 1945. 
Für die evangelischen Schüler und Schülerinnen 
aller Schulkategorien wird, wie in der Zeit vor 1938, 
der in der evangelischen Kirche als Reformations- 
feiertag begangene 31. Oktober 1945 jedes Jahres 

für schulfrei erklärt. Eine Aufforderung zum Besuch 
des an diesem Tage eingerichteten Reformations­
gottesdienstes kann durch die Religionslehrer erfol­
gen."

7. 3° 94/46 vom 4. Jänner 1946.

Katechismen-Bezugsmöglichkeit.

Der Oberkirchenrat hat 1000 Stück Katechismen 
erhalten, die zum Preis von 40 Groschen für das 
Stück abgegeben werden können. Die Bestellungen 
wollen im Interesse der gleichmäßigen Verteilung 
unter die Pfarrgemeinden auf das unumgänglich not­
wendige Ausmaß gehalten werden. Der Oberkirchen­
rat muß sich leider allenfalls eine Kürzung der Be- 
stellungsziffer Vorbehalten.

8. Z. 280/45 vom 7. Jänner 1946.

Ausschreibung der Pfarrstellen.

Zur Neubesetzung werden hiemit folgende Pfarr- 
stellen ausgeschrieben:

1. Erste Pfarrstelle der Teilgemeinde A. B. Wien- 
Innere Stadt.

2. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Wien-Purkers- 
dorf.

3. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Wien-Klosterneu­
burg.

4. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Neunkirchen.
5. Pfarrstelle der in Gründung befindlichen Pfarr­

gemeinde Gloggnitz.
6. Zweite, allenfalls dritte Pfarrstelle der Pfarrge- 

meinde Graz - linkes Murufer.
7. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Graz-rechtes 

Murufer.
8. Erste Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Leoben.
9. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Mürzzuschlag.

10. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Stainz.
11. Erste Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Wald.
12. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Wolfsberg.
13. Erste Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Innsbruck.
14. Pfarrstelle
15. Pfarrstelle
16. Pfarrstelle
17. Pfarrstelle

der Pfarrgemeinde Thening.
der Pfarrgemeinde Neukematen.
der Pfarrgemeinde Lutzmannsburg.
der Pfarrgemeinde Arriach.

Bewerbungen sind bis 15. März 1946 bei den 
einzelnen Presbyterien einzubringen. Der Beilegung 
von urschriftlichen oder gerichtlichen, bzw. notariell 
beglaubigten Urkunden bedarf es nicht. Bei der 
Wiener Teilgemeinde I. ist die durch das Wiener 
Gesetz gebotene vorherige Umfrage unter den Wiener 
Pfarrern vor dem März 1946 abzuschließen und 
das Ergebnis dem Oberkirchenrat zu berichten.

Bewerbungen können solche Geistliche einreichen, 
die bereits dauernd in den Dienst der Landeskirche 
ausgenommen sind, oder die das österreichische Heimat- 
recht haben.
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9. 3- 6061/45 vom 8. Jänner 1946.

Bezeichnung des Bekenntnisses in den Kirchenbüchern.

Das Stanksamt für Inneres teilt mit Erlaß vom 
14. Dezember 1945, Zl. 48124-9/45, mit:

„Im Einvernehmen mit dem Staatsamt für 
Volksaufklärung, für Unterricht und Erziehung und 
für Kultusangelegenheiten wird der Runderlaß des 
seinerzeitigen Ministeriums für innere und kulturelle 
Angelegenheiten über die Bezeichnung von Personen, 
die aus der Kirche ausgetreten sind, vom 12. April 
1939, Zl. 125.869/1-1/39, außer Kraft gesetzt.

Nach den Bestimmungen des deutschen Personen­
standsgesetzes vom 3. 11. 1937 (RGBl. I, S. 1146), 
für das Land Österreich in Geltung gesetzt, durch 
Verordnung vom 2. Juli 1938, RGBl. I, 803, ist in 
bestimmten Fällen in den Personenstandsbüchern das 
„religiöse Bekenntnis" der betreffenden Person einzu­
tragen. Eine nähere Umschreibung der in Betracht 
kommenden Bekenntnisse ist in dem Personenstands­
gesetz und in den Durchführungsverordnungen in der 
derzeit geltenden Fassung hiezu nicht gegeben, gleich­
wohl bildet dieses Gesetz und dessen Durchführungs­
verordnung die einzige Rechtsquelle in diesem Be­
lange.

Es ist also anzunehmen, daß in den Standesbüchern 
jedes „religiöse Bekenntnis", das von oder bezüglich 
einer Person angegeben wird, einzutragen ist, daß 
insbesondere eine Einschränkung auf die Bekenntnisse 
der gesetzlich anerkannten Kirchen oder Religionsge- 
sellschaften nicht statthaft ist. Die anders lautenden 
Vorschriften des Gesetzes vom 9. 4. 1870, RGBl. 
Nr. 51 und der Verordnung vom 20. 4. 1870, 
.RGBl. Nr. 128, sind durch die Einführung des 
reichsdeutschen Personenstandsrechtes außer Kraft ge­
setzt worden, sie können daher zur Beantwortung" der 
gegenständlichen Frage nicht mehr herangezogen wer­
den.

Jedenfalls aber muß daran festgehalten werden, 
daß ein „religiöses Bekenntnis" nur dann vorliegt, 
wenn eine bestimmte Religion den Inhalt des Got­
tesglaubens ausmacht und diese Religion irgendwie 
auch äußerlich, z. B. durch einen Gläubigenkreis oder 
durch Religionsübung in Erscheinung tritt, also „be­
kannt" wird. Als „religiöses Bekenntnis" kann nicht 
eine unbestimmte, allgemeine Einstellung zum Gottes- 
begriff gewertet werden, wie dies z. B. bei der soge­
nannten „Gottgläubigkeit" der Fall ist. In solchen 
Fällen sind die Betreffenden, ebenso wie die ohne 
Gottesglauben als „glaubenslos" zu bezeichnen.

Das derzeit geltende Recht (insbes. Art. 15 und 
16 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, 
RGBl. Nr. 142) unterscheidet Angehörige der ge­
setzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaf- 
ten (d. f. der Römisch-katholischen Kirche, der Evan­
gelischen Kirche A. B. und H. B., der Griechisch­
orientalischen Kirche, der Altkatholischen Kirche und 
der Israelitischen Religionsgesellschaft) und Anhän­
ger gesetzlich nicht anerkannter Religionsbekenntnisse. 
Bei beiden handelt es sich um Personen, die sich zu 

einem positiven Gottesglauben bekennen. Bei der 
ersteren Gruppe ist das Bekenntnis durch die rechtliche 
Zugehörigkeit zur betreffenden Kirche oder Religions­
gesellschaft gegeben, bei der anderen hat für die Fest­
stellung des Bekenntnisses die eigene Angabe der 
betreffenden Person maßgebend zu sein. Als dritte 
Gruppe kommen alle Personen in Betracht, die sich 
zu keinem bestimmten Gottesglauben bekennen, wie 
z. B. die „Gottgläubigen" oder die, die den Gottes- 
begriff überhaupt ablehnen. Es sind sohin Personen 
als römisch-katholisch, evangelisch (A.B. oder H. B.), 
griechisch-orientalisch, alkkatholisch oder mosaisch, je 
nach ihrer Zugehörigkeit zur betreffenden Kirche oder 
Religionsgesellschaft, die Angehörigen der zweiten 
Gruppe nach der von ihnen angegebenen Bekenntnis­
bezeichnung (wie z. B. als Anglikaner, Methodisten 
usw.), die weder zur ersten, noch zur zweiten Gruppe 
gehörigen Personen als „glaubenslos" einzukragen."

Dieser Erlaß ist auch bei der Führung der Kirchen­
bücher anzuwenden.

Angeordnete Kollekte:
1?. Feber 1946 Luthertag evangelischer Bund.

Kirchliche Mitteilungen
Der Senioratskurator des niederösterreichischen 

evangelischen Seniorates A.B. Ing. Friedrich 
Brunotte ist am 4. Dezember 1945 in die ewige 
Heimat heimgegangen.

Die Witwe .Marie Modl des galizischen Pfar­
rers Martin Modl ist am 24. November 1945 
in Kärnten tödlich verunglückt.

Kirchenrat Dr. Egon Hajek, Professor an der 
Staatsakademie für Musik, hat zufolge Erlaß des 
Staatsamtes für Unterricht und Erziehung und für 
Kultusangelegenheiten, Zl. 9345/III/4a/45, einen 
Lehrauftrag für evangelische Kirchenmusik und litur­
gischen Gesang an der evangelisch-theologischen Fa- 
kultät der Universität Wien erhalten.

Pfarrer Friedrich Hochhauser der evangeli­
schen Pfarrgemeinde A.B. Wald (Stmk.) wurde 
über eigenes Ansuchen mit dem Erlaß vom 31. De­
zember 1945, Zl. 5992/45, mit 1. Jänner 1946 in 
den dauernden Ruhestand versetzt. Der Oberkirchen­
rat hat dem scheidenden Pfarrer für seine 40jährige 
Dienstleistung in der Pfarrgemeinde Dank und An­
erkennung ausgesprochen.

Die Wahl des Pfarrers Lic. Gerhard Gerhold 
zum Personalvikar des Superintendenten Wilhelm 
.Mensing-Braun der evangelischen Pfarrgemeinde 
A.B. in Linz wurde gemäß H 45 Kirchenverfassung 
mit dem Erlaß vom 22. Dezember 1945, Zl. 5730 45, 
oberstkirchenbehördlich genehmigt.

Diesem Amtsblatt liegt eine Zählkarte zur Bezahlung der Be- 
zugogcbühr für I!>-lt> bei. Der Bezugspreis ist unverändert ti —.
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Die Wahl des Pfarramtskandidaten Ing. Anton 
Steinbach zum Personalvikar des Pfarradmini- 
strators Fritz Brand der evangelischen Pfarrge- 
meinde A. u. H. B. in .Mürzzuschlag wurde gemäß

45 der- evangelischen K. V. mit Erlaß vom 20. De­
zember 1945, Zl. 4566 45, oberstkirchenbehördlich 
bestätigt.

Pfarrer Dr. Josef Kolder wurde zufolge des 
Erlasses des Oberkirchenrates vom 18. Dezember 
1945, Zl. 4460/45, in den Dienst der Evangelischen 
Kirche A. B. in Österreich übernommen und vor­
läufig der Pfarrgemeinde Hallein mit dem besonderen 
Austrag der seelsorgerlichen Betreuung der Predigt- 
station Bad Gastein zugeteilt.

Vikar Wilhelm Müller wurde zufolge des 
Erlaßes des Oberkirchenrates vom 18. Dezember 
1945, Zl. 5132/45, in den Dienst der Evangelischen 
Kirche 2l. B. in Österreich übernommen und als 
Lehrvikar der evangelischen Pfarrgemeinde A. B. 
Wels zugeteilt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 14. De­
zember 1945, Zl. 5170/45, den absolvierten Kan­
didaten der Theologie Ernst Guttner nach am 
19. November 1945 erfolgter Ablegung der Pfarr- 
amtsprüfung in das Verzeichnis der zum Amte eines 
evangelischen Pfarrers A.B. wahlfähigen Kandi­
daten ausgenommen.

Der Pfarramtskandidat Beowulf Moser wurde 
nach Ablegung der Pfarramtsprüfung und nach Ab­
solvierung der durch die Verordnung vom '14. August 
1942, ABl. Nr. 83/42, vorgeschriebenen sechsmona­
tigen Vikarszeit in das Verzeichnis der zum Pfarr­
amt 21. B. wahlfähigen Kandidaten aufgenommen.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 14. De­
zember 1945, Zl. 5171'45, den absolvierten Kan­
didaten der Theologie Wilhelm Müller nach am 
19. November 1945 abgelegter Pfarramtsprüfung 
gemäß der Verordnung vom 14. August 1942, ABl. 
Nr. 83 42, in das Verzeichnis der zum Amt eines 
Personal-, Superintendential- oder Senioratsvikars 
wahlfähigen Kandidaten der evangelischen Theologie 
A. B. ausgenommen.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 14. De­
zember 1945, Zl. 5172/45, die absolvierte Stu­
dierende der Theologie Stefanie von Prochaska 
nach Ablegung der Pfarramtsprüfung in das Ver­
zeichnis der zum Amt einer Personalvikarin wähl­
baren Kandidatinnen der evangelischen Theologie 
A.B. ausgenommen.

Der Pfarramtskandidat Heinz Schaefer wurde 
nach Ablegung der Pfarramtsprüfung und nach Ab­
solvierung der durch die Verordnung vom 14. August 
1942, ABl. Nr. 83/42, vorgeschriebenen sechsmona­
tigen Vikarsdienstzeit in das Verzeichnis der zum 
Pfarramt A. B. wahlfähigen Kandidaten ausgenom­
men. (Erl. Zl. 4864/45 vom 20. Dezember 1945.)

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 14. De­
zember 1945 den absolvierten Kandidaten der Theo­
logie Dipl.-Ing. Emil Sturm nach am 19. No­
vember 1945 erfolgter Ablegung der Pfarramts- 
prüfung gemäß der Verordnung vom 14. Auguft 
1942, ABl. Nr. 83/42, in das Verzeichnis der zum 
Amt eines Personal-, Superintendential- und Senio- 
ratsvikars wahlfähigen Kandidaten der evangelischen 
Theologie A. B. aufgenommen.

Die Anschrift des Pfarramtes Bad Vöslau wurde 
auf „Kreuzgasse 7" geändert.
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Amtsblatt
für die Evangelische Kirche A. u. H. B. in Oesterreich
Jahrgang 1946 Ausgegeben am 28. Februar 1946 2. Stück

10. Predigterlaubnis für Kandidatinnen. — Aufhebung.
11. Unterteilung der Wiener Superintendent A. B.
12. Evangelische Schulen. — Ausbringung der Mittel.
13. Kirchenmusikalische Prüfung. .— Terminansetzung.
14. Parteipolitische Werbungen.
15. Tabelle II über Äußerungen des kirchlichen Lebens. 

Auflassung.
16. Schillinggesetz. — Auszugsweise Verlautbarung.
17. Zinsenzuschreibungen, Entfall für das Jahr 1945.
18. Zusatznamen Israel und Sara. — Aufhebung.
19. Abänderung der IdentitätSausweisverordnung.
20. AuSländerausweisverordnung.

21. StaatsbürgerschaftS-ÜberleitungSverordnung.
22. Beschränkung der sicherheitSbehördlichen Haft.
23. Abänderung des Verbotsgesetzes.
24. Abänderung der NS-Registrierungsverordnung.
25. Drucksachenbestellungen.
26. WohnungSanforderungsgesetz in der Steiermark.
27. Sprechtage im Oberkirchenrat.
28. Repatriierung der Volks- und Reichsdeutschen. Um- 

siedlungsbestimmungen.

Angeordnete Kollekten.

Kirchliche Mitteilungen.

Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu-und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des Evangelischen Oberkirchenrates fl. u. h. V. in Wien

10 . 3- 1107 46 vom 2. Feber 1946.

Predigterlaubnis für Kandidatinnen. — Aufhebung.

Am 2. Juni 1942 hatte der Oberkirchenrat im Ein­
vernehmen mit den Synodalausschüssen und den Herrn 
Superintendenten folgenden, im Amtsblatt unter 
Nr. 62/42 verlautbarten Beschluß gefaßt:

„Die Superintendenten find ermächtigt, den Kandi­
datinnen der Landeskirche im Falle besonderer Not­
stände die Predigterlaubnis für Gottesdienst in schlich­
ter Form zu erteilen."

Über Zustimmung der Synodalausschüsse A.B. und 
H. B. wird dieser obige Beschluß mit Wirkung vom 
31. März 1946 wieder aufgehoben.

I 1. Z. 414 '46 vom 9. Jänner 1946.

Unterteilung der Wiener Superintendenz A. B.

Auf Grund des Ansuchens der Wiener Superinten- 
dentialversammlung A. B. vom 28. 10. 1942 ordnet 
der Evangelische Oberkirchenrat A.B. gemäß H 98, 
3. Absatz der evangelischen Kirchenverfassung vom 
9. Dezember 1891, RGBl. Nr. -PI892, in der Fas­
sung des einstweiligen Kirchengesetzes vom 24. Juni 
1939, ABl. Nr. 99 39, an:

I. Die Wiener evangelische Superintendenz A. B. 
wird nach ihrem derzeitigen Umfang (Wien, Nieder- 
österreich, Steiermark, Kärnten) aufgehoben. Auf 
ihrem Gebiet werden folgende neue Superintendenzen 
21. B. gebildet:

1. die Wiener Superintendenz A. B., umfassend 
den Sprengel des bisherigen Wiener evangelischen 
Seniorates A.B.;

2. die Niederösterreichische Superinkendenz A. B., 
umfassend den Sprengel des bisherigen niederöster- 
reichischen Seniorates A.B.;

3. die Steirische Evangelische Superintendenz 
A. B., umfassend den Sprengel des bisherigen stei­
rischen evangelischen Seniorates A.B.;

4. die Kärntnerische Evangelische Superintendenz 
A. B-, umfassend den Sprengel der bisherigen evan­
gelischen Seniorate A. B. diesseits der Drau und jen­
seits der Drau.

II. Auf Grund des H 38 des Pfarrergesetzes vom 
27. August 1940, ABl. Nr. 85/40, wird über Vor­
schlag der steirischen evangelischen Senioratsversamm- 
lung A. B. als fester Amtssitz des steirischen Super­
intendenten A. B. die Stadt Graz, und zwar die erste 
Pfarrstelle der evangelischen Pfarrgemeinde A. und 
H. B. Graz-linkes Murufer festgesetzt.

Hinsichtlich der drei anderen neu zu bildenden Su- 
perintendenzen A. B. werden die neuen Superinten- 
dentialversammlungen dem Oberkirchenrat einen Ort 
als festen Amtssitz des Superintendenten vorzuschlagen 
haben.

III. Die Wahl der neuen Superintendenten wird 
der Oberkirchenrat gesondert ausschreiben. Die neuen 
Superintendenzen sodann zu konstituieren, wird Auf­
gabe der neugewählten Superintendenten sein.

Mit der im Amtsblatt zu verlautbarenden Konsti­
tuierung der neuen Superintendenten werden die bis­
herigen evangelischen Seniorate A. B. Wien, Sankt 
Pölten, Leoben (derzeit Rottenmann), Trebesing und 
Klagenfurt gemäß H 81, dritter Absatz der KV. auf­
gehoben.

IV. Bis zur Neukonstituierung der neuen Super- 
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intendenzen bleiben die bisherigen Funktionäre im vol 
len Umfange in ihrer dienstlichen Tätigkeit.

12. 3- 582 46 vom 17. Jänner 1946.

Evangelische Schulen. — Aufbringung der Mittel.

Einzelne Gemeinden, die ihre früheren Schulen 
wieder eröffnen wollen, sind an den Oberkirchenrat 
herangetreten, er möge zu den Lasten der Schulbetriebe 
entsprechend beitragen.

Der Oberkirchenrat macht daher die Gemeinden auf­
merksam, daß mit einer finanziellen Beitragsleistung 
der Landeskirchenkasse, sei es in Form von Zuschüssen, 
sei es in Form einer Erhöhung des Kirchenbeitrags- 
anteiles, in keiner Weise gerechnet werden kann. Auch 
jene Gemeinden, die aus dem Kirchenbeitragsaufkom­
men mehr leisten, als die Erhaltung ihrer Geistlichen 
kostet, können mit einem Zuschuß nicht rechnen. Es 
möge nicht vergessen werden, daß die Landeskirche seit 
1938 den gesamten Staatszuschuß von über 300.000 8 
verloren hat, welcher Betrag bei Hinzurechnung der 
seinerzeitigen Religionsunterrichtsremunerationen auf 
etwa 750.000 8 jährlich veranschlagt werden kann, 
daß weiters die Beihilfen des Evangelischen Bundes 
im Laufe der Zeit verringert wurden und der Ausfall 
großteils von der Landeskirchenkasse übernommen wer­
den mußte. Trotzdem konnten dank des erhöhten Bei­
tragsaufkommens und teilweiser Beseitigung der früher 
von Hilfsvereinen für Gemeindeschwestern Religions- 
lehrer, Schulerhaltung und sonstige laufende Aus­
gaben gegebenen Beihilfen und deren Übernahme in 
das ordentliche Gemeindebudgets die Gehalte der 
Geistlichen auf einen Halbwegs normalen Stand ge­
bracht werden. Es wird gewiß keinen Einsichtigen ge­
ben, der jene Zeit zurückwünscht, in der ein Geistlicher 
mit 5 Kindern von der Gemeinde 120.— 8 monatlich 
(ist gleich damals 80.— erhalten hat.

Der Mindereingang der Kirchenbeiträge ist durch 
die zahlreichen Umquartierungen, die dadurch bedingte 
Nichtauffindbarkeit von Beitragspflichtigen, weiters 
dadurch, daß so manche Glaubensgenossen arbeitslos 
geworden sind, daß unzählige ihren ganzen Besitz durch 
die Kriegsereignisse verloren haben, so stark geworden, 
daß der Zukunft nur mit Sorge entgegengesehen wer­
den kann. Während im Vorjahr die Kirchenbeiträge 
noch 1,800.000 überstiegen haben, sind bisher erst 
knapp über 700.000 8 eingegangen. Es ist also ganz 
unmöglich, der Landeskirchenkasse weitere Lasten auf­
zubürden.

Der Oberkirchenrat würdigt die Wichtigkeit der 
evangelischen Schule durchaus und will gerne bemüht 
sein, jeden Weg zu beschreiten, der außerhalb des 
Kirchenbeitrages einen Fonds zur Schulerhaltung 
schaffen kann, der Oberkirchenrat ist aber nicht in der 
Lage, um der Schule willen den Stand der Pfarrer- 
schaft herabzusetzen und auf diese Weise die seelsorger­
liche Betreuungsmöglichkeit in einen Notstand zu brin­
gen oder die Pfarrergehalte zu verringern.

Die Gemeinden werden dringendst gebeten, die 
Zwangslage des Oberkirchenrates zu berücksichtigen.

Evangelischer Oberkirchenrat A. u. H. B. Wien 
Dr. Liptak

13. Z> 506 46 vom 2. Feber 1946.

Kirchenmusikalische Prüfung. — Terminansetzung.

Samstag, den 18. Mai 1946, wird um 15 Uhr 
nachmittags in den Räumen des Oberkirchenrates, 
Wien, I., Schellinggasse 12 III, die erste kirchenmusi­
kalische Prüfung zur Erwerbung des kleinen Zeugnis­
ses (Zeugnis E) als Kirchenmusiker stattfinden.

Bewerber haben ihre im Sinne der Prüfungsord­
nung vom 30. Oktober 1943, ABl. Nr. 93/43, aus­
zufertigenden Gesuche bis Ende April 1946 beim Ober­
kirchenrat im kirchlichen Dienstweg über das zuständige 
Pfarramt einzubringen. Die Prüfungsgebühr von 
8 20.— ist mit Zahlkarte bis Ende April 1946 bei der 
Kassenverwaltung des evangelischen Oberkirchenrates 
einzuzahlen.

14. 3- 534 46 vom 12. Jänner 1946.

Parteipolitische Werbungen.

Es ist dem Oberkirchenrat in zwei Fällen der letzte­
ren Zeit mitgekeilt worden, daß Geistliche der Landes­
kirche von Proponenten politischer Parteien aufgefor­
dert wurden, in der betreffenden Partei mitzuarbeiten.

Der Oberkirchenrat ersucht die Herren Geistlichen 
nochmals dringend, jede parteipolitische Betätigung un­
bedingt abzulehnen und sich vollkommener Neutrali­
tät in parteipolitischen Belangen zu befleißen.

Da ein Teil der pfarrerschaft den vom Herrn 
Bischof angeregten .Revers des freiwilligen Verzichtes 
auf eine parteipolitische Betätigung noch nicht vorge­
legt hat, werden die ausstehenden Reverse dringend 
erbeten.

15. 3- 5998 45 vom 10. Jänner 1946.

Tabelle II über Äußerungen des kirchlichen Lebens. — 
Auflassung.

Die Ausfüllung der von der Deutschen Evangeli­
schen Kirchenkanzlei aufgelegt gewesenen Tabelle II 
über Äußerungen des kirchlichen Lebens ist in Hinkunft 
nicht mehr notwendig. Auf die Vorlagen der teilweise 
noch ausständigen Aufstellungen für das Jahr 1944 
wird vom Oberkirchenrat verzichtet.

16. Z. 1197 46 vom 8. Feber 1946.

Schillinggesetz. — Auszugsweise Verlautbarung.

Aus dem im Staatsgesetzblatt unter Nr. 231 45 
verlautbarten Schillinggesetz vom 30. Nov. 1945 teilt 
der Oberkirchenrat auszugsweise mit:

8 -- (I) Die Reichsmarknoten im Nennwert von 
10.— Reichsmark und darüber sowie die AM-Schil 
lingnoten im Nennwert von 10.— Schilling und dar­
über verlieren mit Ablauf des 20. Dezember 1945 
ihre gesetzliche Zahlkraft in der Republik Österreich.

(2) Vom 21. Dezember 1945 an sind in der Repu­
blik Österreich gesetzliche Zahlungsmittel:
a) die von der Österreichischen Nationalbank auszn- 

gebenden, auf Schillinge lautenden Banknoten.
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Diese Banknoten sind durch das gesamte österrei 
chische Volksvermögen gesichert;

Io) die AM-Schillingnoten im Nennwert von 5, 2 
und 1 Schilling sowie von 50 Groschen;

c) die Reichsmarknoten zu 2, 2 und 1 Reichsmark 
(Rentenmark);

cl) die Scheidemünzen der Reichsmarkwährung.

(3) Das Staatsamt für Finanzen kann mit Kund 
machung die im Abs. (2), K) bis cl), bezeichneten Zah- 
lungsmittel einberufen und den Tag bestimmen, an 
dem sie ihre gesetzliche Zahlkraft verlieren.

§ 3. (1) Vom 21. Dezember 1943 an ist in der 
Republik Österreich der Schilling die einzige Rech 
nungseinheit, er ist in 100 Groschen untergeteilt.

(2) Auf Reichsmark lautende Beträge sind im Ver­
hältnis eine Reichsmark gleich ein Schilling umzu­
rechnen.

8 4. In bestehenden Gesetzen oder Vorschriften ent­
haltene, auf Reichsmark lautende Bestimmungen sind 
vom 21. Dezember 1945 an nach dem im § 3, Abs. (2) 
aufgestellten Umrechnungsverhältnis in Schillingen zu 
verstehen.

8 5. Der Staatshaushalt sowie jeder andere öffent­
liche Haushalt ist auf die Schillingrechnung umzu­
stellen.

§ 13. (1) Über die vor der Befreiung Österreichs 
sowie über die in der Zeit vom 1. bis 22. Dezember 
1945 auf Konten oder Sparbücher eingezahlten Be­
träge sind Verfügungen durch Barabhebung im Rah­
men der Statuten und Geschäftsbedingungen nur in 
folgenden Fällen gegen Verwendungsnachweis zu­
lässig:

1. a) bis zum Betrag 150.— Schilling im Monat 
für die Bestreitung des notwendigen Lebens­
unterhalts von Personen, die kein anderes zum 
-Lebensunterhalt ausreichendes Einkommen be­
sitzen und infolge Alters, Invalidität, Krank­
heit oder Haushalksverpflichtungen nicht be­
fähigt sind, ein solches Einkommen durch Arbeit 
zu. erwerben. Die Kreditunternehmungen können 
verlangen, daß dies durch eine Bestätigung der 
zuständigen Gemeindeverwaltung, in Wien des 
zuständigen magistratischen Bezirksamts, nach­
gewiesen wird. Das Staatsamt für Finanzen 
kann in Einzelfällen Ausnahmen von diesen 
Bestimmungen gestatten, wenn es die wirt­
schaftlichen Verhältnisse des Konto- (Sparbuch-) 
inhabers zwingend erfordern, und zwar auch 
dann, wenn es sich um lebenswichtige Zwecke 
handelt, die der Bestreitung des Lebensunter­
halts gleichzuhalten sind,

h>) für die Bezahlung von Krankengeldern und 
Renten durch Anstalten der Sozialversicherung 
bis zum Betrag von 150.— Schilling für den 
Berechtigten im Monat;

2. unter Beschränkung auf 40 v. H. des am 
30. November 1945 bestehenden Aktivsaldos:

a) für arbeitende oder arbeitsfähige Betriebe zur 
Bezahlung oder Bevorschussung von Löhnen 
und Gehältern bis zum Betrag von 200

Schilling im .Monat für jeden Lohn und Ge­
haltsempfänger,

h>) für die Bezahlung von Krankheits- und Be­
erdigungskosten,

c) für die Bezahlung von Mietzinsen,
ü) für die Bezahlung von Prämien der Ver­

tragsversicherung bis zum Gesamtbetrag von 
150 Schilling im Monat.

(2) Bis zur Neuregelung der österreichischen Ver­
tragsversicherung sind die Bestimmungen des Abs. (1) 
auch auf Forderungen anzuwenden, die den Berechtig­
ten gegenüber Unternehmungen der Vertragsver- 
sicherung auf einmalige Versicherungsleistungen — 
mit Ausnahme der Krankenversicherung — zustehen.

8 14. Über die von der Befreiung Österreichs bis 
30. November 1945 auf Konten oder Sparbücher 
eingezahlten Beträge sind Verfügungen durch Bar­
abhebung im Nahmen der Statuten und Geschäfts­
bedingungen zulässig;

1. gegen Verwendungsnachweis nach den Vor­
schriften des H 13, Abs. (1) Punkt 1 a und l>,

2. ohne Verwendungsnachweis bis zum Ausmaß 
von 40v. H. des am 30. November 1945 bestehenden 
Aktivsaldos.

8 15. Verfügungen durch Überweisung im Giro­
verkehr über die auf Konten und Sparbücher nach 
den 13 und 14 eingezahlten Beträge sind bis 
zum Ausmaß von 40 v. H. des am 30. November 
1945 bestehenden Aktivsaldos im Rahmen der Sta­
tuten und Geschäftsbedingungen ohne Verwendungs­
nachweis zulässig.

§ 16. Über Einlagen im Verkehr zwischen den 
Kreditunternehmungen sind Verfügungen gemäß den 
Bestimmungen der 14 und 15 zulässig. Das 
gleiche gilt für Einlagen der Kreditunternehmungen 
bei der Österreichischen Nationalbank, doch ist die 
Österreichische Nationalbank berechtigt, Barab­
hebungen und Überweisungen von den bei ihr ge­
führten Girokonten auch in einem weitergehenden 
Ausmaß zuzulassen.

§ 17. Bis zur Erlassung weiterer gesetzlicher Vor­
schriften sind Verfügungen über Konken (Sparbücher) 
von Staatsangehörigen des Deutschen Reiches oder 
von Personen, auf die H 17 des Verbotsgesetzes, 
StGBl. Nr. 13/1945, Anwendung findet, nur nach 
den Vorschriften der 13 und 14 zulässig. Die 
Kreditunternehmungen haben geeignete Vorkehrungen 
zu treffen, um sich Kenntnis über diese Umstände zu 
verschaffen und können gegebenenfalls eine eides- 
stättige Erklärung darüber verlangen.

H 18. Die Provisorische Staatsregierung kann 
nach dem 22. Dezember 1945 mit Verordnung Er­
leichterungen von den Bestimmungen der 13 bis 
17 verfügen.

8 19. Über die nach dem 22. Dezember 1945 ein­
gezahlten Beträge sind Verfügungen im Rahmen 
der Statuten und Geschäftsbedingungen unbeschränkt 
zulässig.

8 20. (1) In den Gebietsteilen Österreichs, in 
denen die vor und die nach der Befreiung Öfter­
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reichs getätigten Einlagen auf Konten (Sparbücher) 
nicht im Sinne des Schaltergesetzes, StGBl. Nr. 
4-4/1945, getrennt geführt werden, gelten folgende 
Bestimmungen.

(2) Vom 10. bis 12. Dezember 1945 haben die 
Kreditunternehmungen ihre Schalter geschloffen zu 
halten. Sie haben an diesen Tagen von den bei ihnen 
geführten Konten — mit Ausnahme der Konten 
anderer Kreditunternehmungen (§ 16) und öffent­
lichen Kassen (H 21) — 30 v. H. des am 30. No­
vember 1945 bestehenden Aktivsaldos abzubuchen und 
auf neue Konten zu übertragen.

(3) Bei Spareinlagen ist die Eröffnung eines 
neuen Sparbuches im Sinne des Abs. (2) nicht er­
forderlich, doch haben die Kreditunternehmungen auch 
bei Sparbüchern im Sinne des Abs. (2) den Betrag 
der 30 v. H. des Guthabens vom 30. November 

> 1945 entspricht, im Sparbuch gesondert auszuweifen.
(4) Die gemäß Abs. (2) und (3) abzubuchenden 

Teilbeträge werden den Einlagen nach H 14, die rest­
lichen Einlagen denen nach H 13 gleichgestellt.

Artikel IV.

Öffentliche Kassen.

8 21. Bestände an Reichsmark und 2l.M-Schilling- 
uoten sowie Einlagen auf Konto (Sparbuch) von 
Kassen des Staates, der Länder, der Gemeinden, der 
sonstigen Gebietskörperschaften, deren Unternehmun­
gen, Betriebe, Anstalten und Fonds sowie der 
Sozialversicherungsinstitute unterliegen nicht den Be­
stimmungen der 8 bis 10 und 13 bis 16 dieses 
Gesetzes. Für sie werden die erforderlichen Be­
stimmungen mit Erlaß getroffen.

Hiezu hat weiters die Verordnung vom 23. 
Dezember 1945, BGBl. 1 45, bestimmt:

§ 1. Personen, die gemäß 8 bis 10 des Schilling- 
gesetzes einen den Umtauschbetrag von AB 150.— 
für jede in Formblatt angeführte Person über­
steigenden Betrag von insgesamt nicht mehr als 
200 B.// (AM-Schillingen) eingeliefert haben, der 
ihnen nicht auf ein Konto oder Sparbuch gutge­
schrieben wurde, können diesen Überschußbetrag vom 
1. Februar bis 31. März 1946 bei der Einlieferungs­
stelle bar beheben.

2. Einlagen aus Konten (Sparbüchern) von 
Dienststellen, sonstigen amtlichen kulturellen oder 
wohltätigen Einrichtungen fremder Staaten und von 
Einrichtungen des Roten Kreuzes unterliegen nicht 
den Beschränkungen der 13 bis 16 des Schilling- 
gesetzes.

8 3. Über die in der Zeit vom 1. bis 22. Dezember 
1945 aus Konten oder Sparbücher eingezahlten oder 
seit 1. Dezember 1945 von Formblättern aus Konten 
oder Sparbücher übertragenen Beträge (Kon­
versionskonten) sind, sofern und insoweit der Ver­
fügungsberechtigte kein ausreichendes und verfüg­
bares Guthaben auf einem nicht aus der Zeit vom 
1. bis 22. Dezember 1945 stammenden Konto (Spar­
buch) besitzt, Verfügungen durch Barabhebung oder 
Überweisung im Giroverkehr — außer den im H 13, 
Abs. (1), Punkt l, des Schillinggesetzes erwähnten 

Fällen, — im Rahmen der Statuten und Geschäfts­
bedingungen auch zulässig:

I. unter Beschränkung auf 40 v. H. des Aktiv­
saldos vom 22. Dezember 1945 gegen Verwendungs- 
nachweis:
a) für arbeitende oder arbeitsfähige Betriebe zur 

Bezahlung oder Bevorschußung von Löhnen und 
Gehältern bis zum Betrag von 8 200.— im 
Monat für jeden Lohn- und Gehaltsempfänger, 

I>) für die Bezahlung von Krankheits- und Be­
erdigungskosten,

c) für die Bezahlung von Mietzinsen,
ü) für die Bezahlung von Prämien der Vertrags- 

Versicherung bis zum Gesamtbetrag von 8 150.— 
im Monat,

e) für Handels-, Gewerbe- und Landwirtschaftliche 
Betriebe sowie für Industrieunternehmungen und 
freie Berufe zur Bestreitung notwendiger Be­
triebsausgaben, Verfügungen durch Barabhebung 
jedoch nur bis zum Betrage von 8 500.—,

k) zur Bezahlung öffentlicher Abgaben, jedoch nur 
durch Überweisung im Giroverkehr,

II. ohne Beschränkung auf 40 v. H. des Aktiv­
saldos vom 22. Dezember 1945 gegen Nachweis 
der Voraussetzungen:
a) über für wohltätige oder kulturelle Zwecke an 

den Verfügungsberechtigten eingezahlte Spenden, 
6) bei Konten (Sparbüchern), deren Aktivsaldo am

22. Dezember 1945 den Betrag von 8 2000.— 
nicht übersteigt,
1. für Personen, die in der Zeit vom 1. bis 22. 
Dezember 1945, Löhne, Gehälter, Renten, Ruhe- 
und Versorgungsgenüsse in Reichsmark (AM- 
Schillingen) bezogen haben, bis zur Höhe dieses 
Bezuges, jedoch höchstens 8 150.—,
2. zur Bezahlung von in den Monaten Dezem­
ber 1945 und Jänner 1946 fällig werdenden 
Rechnungen über im Haushalt des Verfügungs­
berechtigten bezogenes Gas, Wasser und be­
zogene elektrische Energie;

III. unter Beschränkung aus 40, v. H. des Aktiv­
saldos vom 22. Dezember 1945 ohne Verwendungs­
nachweis über den am 1. Dezember 1945 erlegten 
Betrag.

A 4. Das Zutreffen der im H 3 genannten Vor­
ausfetzungen ist der Kreditunternehmung entsprechend 
nachzuweisen. Diese ist erforderlichenfalls berechtigt 
und verpflichtet, darüber eine eidesstättige Erklärung 
des Verfügungsberechtigten zu verlangen.

8 5- Die Körperschaften öffentlichen Rechts, die 
staatlich anerkannten politischen Parteien Österreichs 
und der Österreichische Gewerkschaftsbund können 
über ihre Kenversionskonten (H 3) bis zum Ausmaß 
von 40 v. H. des Aktivsaldos vom 22. Dezember 
1945 ohne Verwendungsnachweis durch Barabhe­
bung oder Überweisung im Giroverkehr verfügen.

7. Das Bundesministerium für Finanzen ist 
ermächtigt, in besonders rücksichtswürdigen Fällen, 
insbesondere bei wissenschaftlichen, kulturellen und 
wohltätigen Einrichtungen, auf begründeten Antrag 
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im Einzelfall weitere Erleichterungen von den Be­
stimmungen der 13 bis 17 des Schillingsge- 
setzes zu gewähren.

Abschließend teilt der Oberkirchenrat noch mit, 
daß die evangelische Kirche A. und HB. in Öster­
reich als gesetzlich anerkannte Religionsgemeinschaft 
ebenso wie jede einzelne evangelische Kirchenge­
meinde nach den Bestimmungen der Bundesverfassung 
vom Jahre 1929 öffentlich - rechtliche Körper 
schaft ist.

17. Zl- 1384 46, vom 16. Feber 1946.

Zinsenzuschreibungen, Entfall für das Jahr 1945.

Das Zinsenhemmungsgesetz vom 21. Dezember 
1945, BGBl. Nr. 37/46, bestimmt unter anderem:

8 2. Kreditunternehmungen dürfen für Einlagen, 
jeder Art im Kalenderjahr 1945 bis zu einer weiteren 
gesetzlichen Regelung, längstens bis 28. Feber 1946, 
keine Vergütung (Verzinsung) leisten. Soweit Zinsen 
bezahlt oder gutgeschrieben worden sind, hat es dabei 
sein Bewenden.

18. Zl. 1198/46 von, 8. Feber 1946.

Zusatznamen Israel und Sara. — Aufhebung.

Das erste Stück des BGBl. 1946 enthält unter 
Nr. 3/46 das folgende auszugsweise hiemit bekannt 
gegebene Gesetz vom 23. November 1945:

8 1. (1) Die gemäß Verordnung vom 17. August 
1938 RGBl. I S. 1044 (GBl. für das Land Öster­
reich Nr. 144/1939), zusätzlich beigelegten Vornamen 
Israel und Sara gelten in allen amtlichen Auf­
zeichnungen, ferner in Urkunden und sonstigen 
Schriftstücken aller Art als nicht beigesetzt.

(2) Ausfertigungen, Auszüge und Abschriften dür­
fen keinen Hinweis auf den zusätzlichen Vornamen 
enthalten. Dies gilt auch für die Beglaubigungsver­
merke auf Abschriften.

8 2. Sind bei Berechtigungen und Befugnissen 
die aus sogenannten rassischen Gründen verfügten 
Beschränkungen weggefallen, so sind auf Antrag die 
Urkunden hierüber unter Weglassung aller auf die 
Beschränkung bezüglichen Bestimmungen neuerlich, 
und zwar in der allgemein üblichen Form, auszustellen.

§ 3. Die durch dieses Gesetz veranlaßten Amts­
handlungen, amtlichen Ausfertigungen, Eingaben, 
Protokolle, Urkunden und Zeugnisse unterliegen 
keiner öffentlichen Abgabe.

19. Zl- 1586/46, vom 16. Feber 1946.

Abänderung der Identitätsausweisverordnung.

Die Verordnung des Staatsamtes für Inneres 
vom 3. November 1945, BGBl. Nr. 32-46, be­
stimmt unter anderem:

,,Dem Par. 2 der Identitätsausweisverordnung 
wird folgender dritter Absatz angefügt:

(3) Für Personen, die infolge der derzeitigen 
außerordentlichen wirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
in der Lage sind, zur Ausfertigung der Identitäts­
ausweise Lichtbilder beizubringen, können zeitlich be 
fristete Identitätsausweise vorläufig ohne Licht­
bild ausgestellt werden.

Im Par. 5 wird zwischen Abs. (2) und Abs. (3) 
folgender neuer Absatz eingefügt:

(3) Während der Dauer der derzeitigen außer­
ordentlichen wirtschaftlichen Verhältniße können, 
wenn keine anderen Lichtbilder beschafft werden 
können, auch solche, die den Vorschriften des Abs. 
(1) nicht entsprechen, zur Ausfertigung von Identi­
tätsausweisen verwendet werden, soferne sie die 
Identität der dargestellten Person mit dem Antrag­
steller zweifelsfrei erkennen lassen."

20. Zl- 1587/46 vom 16. Feber 1946.

Ausländerausweisverordnung.

Aus der im BGBl. Nr. 33/46 verlautbarten 
Ausländerausweisverordnung vom 3. November 
1946 wird auszugsweise bekannt gemacht:

„8 1. (1) Alle Personen, die nicht österreichische 
Staatsbürger sind, sich länger als eine Woche im 
Gebiet der Republik Österreich aufhalten und keinen 
gültigen Reisepaß besitzen, sind vom vollendeten 
zehnten Lebensjahre an verpflichtet, einen nach den 
Bestimmungen dieser Verordnung ausgestellten Per­
sonalausweis für Ausländer und Staatenlose stets 
bei sich zu führen und auf amtliches Verlangen 
vorzuweisen.

8 2. (1) Die Personalausweise für Ausländer 
und Staatenlose sind nach dem angeschlossenen 
Muster in deutscher, englischer, französischer und 
russischer Sprache auszustellen und mit einem Licht­
bild zu versehen.

(2) Sie sind öffentliche Urkunden und gelten im 
Inland als vollwertige Lichtbildausweise.

(3) Für Personen, die infolge der derzeitigen 
außerordentlichen wirtschaftlichen Verhältniße nicht 
in der Lage sind, zur Ausfertigung der Personalaus­
weise für Ausländer und Staatenlose Lichtbilder 
beizubringen, können zeitlich befristete Personalaus­
weise vorläufig ohne Lichtbild ausgestellt werden. 
Diesen Personen ist von der Behörde eine ange­
messene Frist für die Nachbringung der Lichtbilder zu 
bestimmen.

8 3 (1) Zur Ausstellung/der Personalausweise 
für Ausländer und Staatenlose ist die Bezirksver- 
waltungsbehörde, in Orten, für die eine staatliche 
Polizeibehörde besteht, diese berufen (Paßbehörde).

(2) Örtlich zuständig ist die Paßbehörde, in deren 
Bereich der Antragsteller seinen ordentlichen Wohn­
sitz oder dauernden Aufenthalt hak. Für Ausländer 
und Staatenlose, die im Inland keinen ordentlichen 
Wohnsitz, oder dauernden Aufenthalt haben, ist die 
nach dem jeweiligen Aufenthaltsort zuständige Paß­
behörde zur Ausstellung der Personalausweise be­
rufen.

8 4. (1) Zwecks Ausstellung des Personalaus­
weises für Ausländer und Staatenlose hat der 



- 14 -

Antragsteller grundsätzlich persönlich vor der Paß 
behörde zu erscheinen und die zum Nachweis seiner 
Staatsbürgerschaft, der Geburtsdaten, des Berufes 
und des Wohnsitzes (Aufenthaltes) erforderlichen 
Personaldokumente sowie zwei Lichtbilder vorzulegen. 
Bestehen begründete Bedenken gegen die Identität 
des Antragstellers, so kann die Behörde die Bei­
bringung von zwei Identitätszeugen verlangen. Der 
Antragsteller muß durch feine Unterschrift bestätigen, 
daß er einen Personalausweis für Ausländer und 
Staatenlose im Sinne dieser Verordnung noch nicht 
besitzt 8,Abs.(1)).

8 5. (1) Die Lichtbilder sind in zwei Gleich­
stücken in der Größe von 5X6 cm (Hochformat) 
vorzulegen, müssen den Antragsteller ohne Kopfbe­
deckung darstellen, aus neuerer Zeit stammen und die 
Identität der dargestellten Person mit dem An­
tragsteller zweifelsfrei erkennen laßen.

(2) Eines der Lichtbilder ist im Personalausweis 
für Ausländer und Staatenlose, das zweite auf dem 
von der Paßbehörde zum Amtsgebrauch anzulegen- 
den Evidenzblatt dauerhaft zu befestigen. Beide 
Lichtbilder sind vom Antragsteller deutlich lesbar mit 
dem vollen Namen zu unterschreiben und mit dem 
Amtssiegel zu überstempeln.

(3) Während der Dauer der derzeitigen außer­
ordentlichen wirtschaftlichen Verhältnisse können, 
wenn keine anderen Lichtbilder beschafft werden kön­
nen, auch solche, die den Vorschriften des Abs. (1) 
nicht entsprechen, zur Ausfertigung von Personal­
ausweisen für Ausländer und Staatenlose ver­
wendet werden, sofern sie die Identität der darge- 
stellten Person mit dem Antragsteller zweifelsfrei 
erkennen lassen."

21. Zl. 1585/46 vom 16. Feber 1946.

Staatsbürgerschafts-Überleitungsverordnung.

Die Staatsbürgerschafts - Überleitungsverordnung 
vom 29. Oktober 1945, BGBl. Nr. 27/46, be­
stimmt :

8 1. (1) Die österreichische Staatsbürgerschaft 
haben gemäß 8 l des Staatsbürgerschafts-Über- 
leitungsgesetzes jene Personen nicht erworben, die 
rechtskräftig als „Illegale" registriert find.

(2) Die Feststellung ob eine Person nach dem 
Verbotsgesetz als „Illegaler" zu behandeln ist obliegt 
der Behörde. Weitere Erhebungen können unter­
bleiben, wenn die Partei eine Bestätigung des 
Staatsamtes für Inneres beibringt, daß fie nicht 
als „Illegaler" rechtskräftig registriert ist.

8 2. (1) Eine Person ist insbesondere dann im 
Sinne von 8 2, Abs. (1), des Staatsbürgerschafts- 
Überleitungsgesetzes wegen Zugehörigkeit zu dem nach 
8 17 des Verbotsgesetzes zu behandelnden Personen­
kreis vom Erwerb der Staatsbürgerschaft durch Er­
klärung ausgeschlossen wenn sie
a) als solche rechtskräftig registriert oder
6) gemäß 8 l.2 des Verbotsgesetzes rechtskräftig 

verurteilt wurde.
(2) Die Feststellung, ob ein solcher Ausschließungs­

grund vorliegt, obliegt der zur Entgegennahme der 

Erklärung zuständigen Behörde. Weitere Erhebungen 
können unterbleiben, wenn die erklärende Person 
eine Bestätigung des Staatsamtes für Inneres bei- 
bringt, daß sie nicht als eine nach 8 17 des Ver­
botsgesetzes zu behandelnde Person rechtskräftig 
registriert ist.

8 3. (1) Bis zum Abschluß der Registrierung ge­
nügt als Nachweis der Nichtzugehörigkeit zum Kreis 
der nach dem Verbotsgesetz als „Illegale", bzw. 
nach 8 N dieses Gesetzes zu behandelnde Personen 
eine dies aussagende eidesstätige Erklärung der 
Partei.

(2) In gleicher Weise haben Personen, die man­
gels eines Wohnsitzes oder Aufenthaltes in Öster­
reich nicht registrierpflichtig sind, den vorerwähnten 
Nachweis zu erbringen.

8 4. (1) Bescheide und Bescheinigungen, die auf 
Grund solcher eidesstätigen Erklärungen erlassen oder 
ausgestellt werden, gelten nur als befristete Nach­
weise der Staatsbürgerschaft. Sie haben an deutlich 
sichtbarer Stelle den Vermerk „Als Nachweis der 
österreichischen Staatsbürgerschaft nur gültig bis..." 
zu tragen. Der Zeitpunkt, bis zu dem der Bescheid 
oder die Bescheinigung als Nachweis der Staats­
bürgerschaft zu gelten hat, ist von der Behörde nach 
ihrem Ermeßen einzufetzen. Er darf nicht nach dem 
30. Juni 1946 liegen.

(2) Bescheide und Bescheinigungen, die den Ver­
merk nach Abs. (1) tragen, find von der Aus- 
stellungsbehörde über Antrag durch solche ohne Ver­
merk zu ersetzen, wenn sich nach Abschluß der Regi­
strierung ergibt, daß gegen den Erwerb der Staats­
bürgerschaft ein gesetzliches Hindernis nach dem Ver­
botsgesetz nicht obwaltet.

8 5. Bescheide, die auf Grund eidesstätiger Er­
klärungen ausgestellt wurden, sind von der Behörde 
im Wege der Wiederaufnahme des Verfahrens 
(8 69, Abs. (3), AVG.) außer Kraft zu fetzen, 
wenn sich nachträglich herausstellt, daß eine Person 
nach 8 17 des Verbotsgesetzes im Sinne dieser Ver­
ordnung zu behandeln ist. In diesem Falle sind auch 
Bescheinigungen, die aus Grund solcher eidesstätigen 
Erklärungen ausgestellt wurden, durch Bescheid süc 
ungültig zu erklären und einzuziehen.

22. 1196,46 vom 8. Feber 1946.

Beschränkung der sicherheitsbehördlichen Haft.

Im zweiten Stück des BGBl. 1946 ist unter 
Nr. 6/46 das folgende Verfassungsgesetz vom 30. 
November 1945 verlautbart, das hiemit auszug- 
weise mitgeteilt wird:

Artikel I.
8 1. Personen, die auf Grund einer Bestimmung 

des Verfassungsgesetzes vom 8. Mai 1945, StGBl. 
Nr.13, über das Verbot der NSDAP. (Verbots­
gesetz) und den bezüglichen Novellen, oder vom 26. 
Juni 1945, StGBl. Nr. 32, über Kriegsver­
brechen und andere nationalsozialistische Untaten 
(Kriegsverbrechergesetz) und den bezüglichen No­
vellen von der Sicherheitsbehörde in Haft genommen 
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worben sind, können auch über die in H 177, Abs. 
(2), StPO., vorgesehene Frist von der Sicher­
heitsbehörde in Verwahrung gehalten werden, wenn 
ihre Anhaltung im Interesse der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung nötig und eine Ablieferung an das Ge­
richt vor Klarstellung des Sachverhaltes nicht 
zweckmäßig ist.

8 2. Personen, die von einer österreichischen 
Sicherheitsbehörde länger als 15 Tage ohne Ver- 
folgungsantrag in Haft gehalten werden, können 
ihre Vorführungen vor den Staatsanwalt beim 
Volksgericht verlangen. Der Staatsanwalt hat zu 
entscheiden, ob ein hinreichender Beweis einer straf­
baren Handlung vorliegt, um die Haft zum Zwecke 
eines späteren Verfahrens vor einem ständigen Ge­
richte weiter aufrechtzuerhalten. Andernfalls ist der 
Verhaftete auf freien Fuß zu setzen.

8 3. Der Staatsanwalt beim Volksgericht hat 
nach Prüfung des Sachverhaltes, längstens aber 
nach Ablauf von acht Tagen, vom Zeitpunkt des 
Einlangens der Anzeige entweder die Ablieferung 
des Verhafteten an des Volksgericht (§ 177, Abs. 
(2), StPO.), zu begehren, oder die Sicherheitsbe­
hörde zu beauftragen, die Erhebungen fortzusetzen, 
oder dieser zu erklären, daß er zu einem Einschreiten 
gegen den Verhafteten keinen Grund findet.

8 4. Die Sicherheitsbehörde hat an dem Tage, 
an dem ihr die Erklärung des Staatsanwaltes beim 
Volksgericht zukommt, daß er zu einem Einschreiten 
gegen den Verhafteten keinen Grund findet, den 
Verhafteten ans der Haft zu entlassen und den 
Staatsanwalt beim Volksgerichte hievon zu ver­
ständigen. Begehrt der Staatsanwalt die Ab­
lieferung des Verdächtigen an des Volksgericht, so 
ist diese ungesäumt durchzuführen.

8 5. Der Beamte der Sicherheitsbehörde, der es 
unterläßt, die in H 2 vorgesehene Anzeige an den 
Staatsanwalt beim Volksgericht zu erstatten oder 
die Haft nach Einlagen der in H 4 vorgesehenen 
Erklärung des Staatsanwaltes beim Volksgericht 
aufzuheben, ist nach den Bestimmungen des H 6 des 
Gesetzes zum Schutze der persönlichen Freiheit vom 
27. Oktober 1862, RGBl. Nr. 87, zur Verant­
wortung zu ziehen.

23. Zl- 1588/46 vom 16. Feber 1946.

Abänderung des Verbotsgesetzes.

Die zweite Verbotsnovelle vom 16. November 
1945, BGBl. Nr. 16 46, bestimmt unter anderem:

8 1. Der Abs. (1) des § 10 des Verbotsgesetzes 
hat künftig zu lauten:

„Wer in der Zeit zwischen dem 1. Juli 1933 
und dem 13. März 1938 nach Vollendung des 18. 
Lebensjahres jemals der NSDAP oder einem ihrer 
Wehrverbände (SS, SA, NSKK, NSFK) an- 
gehört hat oder wegen Betätigung für die national­
sozialistische Bewegung von der NSDAP als 
„Altparteigenosse" oder „Alter Kämpfer" aner­
kannt worden ist („Illegaler"); hat sich des Ver­
brechens des Hochverrates im Sinne des H 58 des 
Strafgesetzes schuldig gemacht und ist wegen dieses 

Verbrechens mit schwerem Kerker in der Dauer von 
5 bis 10 Jahren zu bestrafen."

ß 2. Dem § 11 ist ein zweiter Absatz nachstehen­
den Inhaltes anzufügen:

„(2) Durch Verordnung kann bestimmt werden, 
welche Auszeichnungen als Parkeiauszeichnungen zu 
gelten haben."

8 3. Im H 15 haben im zweiten Satz die Worte 
„und Unbescholtenheit" zu entfallen.

8 4. Der 19 hat künftig zu lauten:
„(1) Sie dürfen bis zu einem durch Verordnung 

zu bestimmenden Zeitpunkte durch rechtsgeschäftliche 
Verfügungen ihr unbewegliches Vermögen weder 
veräußern noch belasten.

Das gleiche gilt für Veräußerungen oder Be­
lastungen ihres beweglichen Vermögens oder für 
die Übernahme von Verpflichtungen, sofern diese 
Verfügungen über den Rahmen der laufenden Ver­
waltung oder der Fortführung des Haushaltes hin­
ausgehen. Gegen diese Verbote verstoßende Rechts­
geschäfte sind nichtig. Desgleichen sind Verfügungen 
der genannten Art nichtig, die nach dem 31. .März 
1945 getroffen worden sind. Der rechtsgeschäftlichen 
Verfügung steht, soweit es sich um unbewegliche 
Sachen handelt, eine Verfügung im Wege der 
Zwangsvollstreckung gleich.

(2) Eintragungen in die öffentlichen Bücher dür­
fen von Gerichten nur bewilligt werden, wenn der­
jenige, dessen bücherliche Rechte beschränkt, belastet, 
aufgehoben oder auf eine andere Person übertragen 
werden sollen, in einer schriftlichen Erklärung an 
Eides Statt versichert, daß er nicht zu den im 8 17 
aufgezählten Personen gehört. Die Unterschrift der 
Erklärung muß gerichtlich oder notariell beglaubigt 
fein. Einer Erklärung an Eides Statt bedarf cs 
nicht, wenn die Bestätigung einer Bezirksverwal­
tungsbehörde, einer Landeshauptmannschaft (Wiener 
.Magistrat) oder des Staatsamtes für Inneres 
vorliegt.

(3) Abs. (2) gilt sinngemäß für die Bewilligung 
oder Fortsetzung einer Zwangsvollstreckung auf un­
bewegliche Sachen. Schon bewilligte Zwangsvoll­
streckungen sind aufzuschieben, bis die Voraus­
setzungen für die Fortsetzung gegeben sind. Liegt ein 
urkundlicher Nachweis im Sinne des Abs. (2) nicht 
vor, so hat das Gericht auf Antrag des betreibenden 
Gläubigers eine Tagsatzung anzuordnen und den 
Verpflichteten den Eid darüber abzunehmen, ob er 
zu den im H 17 genannten Personen gehört (HH 48 
ff. EO.). Die vorstehenden Bestimmungen gelten 
auch für die Fortsetzung eines bereits anhängigen 
oder neu anfallenden Zwangsvollstreckungsver- 
fahrens, das nicht auf unbewegliche Sachen gerichtet 
ist, wenn sich begründeter Verdacht ergibt, daß die 
Voraussetzungen des Abs. (1) vorliegen.

(4) Von den Verfügungsbeschränkungen des Abs. 
(1) können Ausnahmen bewilligt werden. Das 
Nähere wird durch Verordnung geregelt.

(5) Wer die in Abs. (2) vorgesehene Erklärung 
an Eides Statt falsch abgibt oder den in Abs. (3) 
vorgesehenen Eid falsch ablegt, macht sich des Ver­
brechens nach H 8 schuldig"
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8 5. Im Artikel IV ist vor dem 20 ein ^19 2 
nachstehenden Inhaltes einzufügen:

„Durch Verordnung kann bestimmt werden, welche 
von den im 17 genannten Personen als Funktio­
näre zu gelten haben."

8 6. Der H 27 hat zu lauten: ,
„Die Provisorische Staatsregierung kann anord­

nen, das bestimmte Gruppen der gemäß H 4 in Listen 
verzeichneten Personen aus diesen Listen zu streichen 
sind. Aus die derart aus den Listen gestrichenen 
Personen finden Bestimmungen dieses Verfassungs- 
gesetzes oder anderer Rechtsvorschriften, die für den 
im H 4 bezeichneten Personenkreis gellen, keine An­
wendung; die Bestimmung des H 21 wird hiedurch 
nicht berührt. Die Provisorische Staatsregierung 
kann den Landeshauptmann (Bürgermeister der 
Stadt Wien) ermächtigen, hierüber nähere Be­
stimmungen zu erlassen. Die Beschwerde an den Ver­
waltungsgerichtshof gegen Bescheide über die Ein­
reihung in eine besondere Gruppe gemäß Sah 1 ist 
ausgeschlossen.

(2) Ausnahmen von der Behandlung nach Artikel 
III und IV oder von in anderen Gesetzen an die 
Tatbestände der tzH 4, 10 oder 17 geknüpften Nach­
teile sind in einzelnen Fällen zulässig, wenn der Be­
treffende seine Zugehörigkeit zur NSDAP oder 
einen ihrer Wehrverbände (SS, SA, NSKK, 
NSFK) niemals mißbraucht hat und aus seinem 
Verhalten auf eine positive Einstellung zur unab­
hängigen demokratischen Republik Österreich schon vor 
der Befreiung Österreichs mit Sicherheit geschlossen 
werden kann. Darüber entscheidet der Politische 
Kabinettsrat.

(3) Durch die Vorschriften der Abs. (1) und (2) 
werden die Bestimmungen des Wahlgesetzes vom 
19. Oktober 1945, SkGBl. Nr. 198, nicht berührt."

24. Zl- 1589/46, vom 16. Feber 1946.

Abänderung der NS-Registrierungsverordnung.

Die Verordnung der Bundesregierung vom 24. 
Jänner 1946, BGBl. Nr. 24 46, bestimmt unter 
anderem:

8 1. Der H 9 der NS-Registrierungsverordnung 
vom 11. Juni 1945, StGBl. Nr. 18 in der 
Fassung der 2. NS-Registrierungsverordnung vom 
30. Juni 1945, StGBl. Nr. 40, hat zu lauten:

„(1) Die Beurteilung, ob Personen, die nach 
H 4 des Verbotsgesetzes in die Liste der National­
sozialisten eingetragen sind, einer Gruppe angehören, 
die auf Grund einer Anordnung der Bundes­
regierung nach H 27, Abs. (1), des Verbotsgesetzes 
in der Fassung der 2. Verbotsgesetznovelle aus 
diesen Listen zu streichen ist, obliegt der Bezirks­
hauptmannschaft, in Wien den Magistratischen Be­
zirksämtern, in den übrigen Städten mit eigenem 
Statut dem Bürgermeister. Sie haben hiezu je 
einen Vertreter der drei demokratischen, an der ersten 
Provisorischen Staatsregierung beteiligten Parteien 
beizuziehen. Der Leiter der Behörde (Bürger­
meister) hat diese Vertreter im Einvernehmen mit 
dem Leiter der betretenden Partei im Bezirk (in 

der Stadt) zu bestellen. In dieser Kommission führt 
der Leiter der Behörde (Bürgermeister) oder sein 
Vertreter den Vorsitz. Die Kommission gibt ihr 
Gutachten dahin ab, ob der Registrierte der vor 
bezeichneten Gruppe angehört. Besteht darüber nicht 
Einhelligkeit oder ficht der Registrierte seine Be­
urteilung binnen 14 Tagen, nachdem er von ihr 
Kenntnis erlangt hak, an, so ist die Entscheidung 
des Landeshauptmannes (in Wien des Bürger­
meisters der Stadt Wien) einzuholen, der sich hie­
bei in gleicher Weise wie die Bezirkshauptmann­
schaft (das Magistratische Bezirksamt, der Bür­
germeister) einer Kommission zu bedienen hat, die in 
sinngemäßer Anordnung der für die Kommission bei 
den Bezirkshauptmannschaften geltenden Bestimmun­
gen einzusetzen ist und zu entscheiden hat; die Ent­
scheidung ist endgültig. Die Mitglieder der Kom­
missionen sind in Ausübung ihres Amtes selbständig 
und unabhängig.

( 2) Wenn ein Registrierter nach den Bestimmun­
gen des Abs. (1) einer Gruppe zugewiesen wird, 
die nach einer Anordnung der Bundesregierung aus 
der Liste der Nationalsozialisten zu streichen ist, so 
hat die Streichung derart zu erfolgen, daß die frühere 
Eintragung erkennbar bleibt."

25. Zl- 1592 46 vom 18. Februar 1946.

Drucksachenbestellungen.

Der Oberkirchenrat macht darauf aufmerksam, daß 
Bestellungen auf Drucksorten für Kirchenbücher und 
kirchliche Scheine von nun ab wieder bei der Druckerei 
Karl Fleck, Wien, II., Hollandstraße Nr. 8 vor­
zunehmen sind. Formblätter für Geschäftsbücher und 
für Kassenbücher sind bei der Wartburg Buchhand­
lung, Alfred Brunner, Wien, VII., Neubaugürtel 
Nr. 26 erhältlich.

Formblätter für die Rechnungsabschlüsse gibt der 
Oberkirchenrat unentgeltlich aus. Sie werden zeit- 
gerecht den Gemeinden zugestellt werden.

Gesangbücher sind vergriffen. Sonstige Religions­
lehrbücher (Kirchengerichte Dr. Kolder, Altes und 
Neues Testament Dr. Ulrich) sind bei der Wartburg 
Buchhandlung noch erhältlich.

26 Zl- 1409 46, vom 12. Feber 1946.

WohnungSanforderungsgesetz in der Steiermark.

Das Verordnungs- und Amtsblatt für das Land 
Steiermark enthält in seinem 5. Stück die Verord­
nung des Landeshauptmannes für Steiermark über 
Beschlagnahme von Wohnungen und Wohnräumen 
vom 1. Dezember 1945 (Nr. 17 46), aus der als 
für die kirchlichen Dienststellen wesentlich bekannt 
gegeben wird:

„Par. 6. Von der Beschlagnahme sind nicht er­
griffen: Räume aller Art, die für Amts- oder sonstige 
Zwecke . . . einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
oder als Dienst- oder Naturalwohnungen für öffent­
liche Angestellte bestimmt sind.
Par. 12 (3): Im öffentlichen, von einer Behörde 
beurkundeten Interesse kann die Zuweisung einer
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Wohnnng auch ohne Punktbewertung vorgenom- 
men werden."

Hiezu macht der Oberkirchenrat darauf aufmerk­
sam, daß die evangelische Landeskirche im Sinne der 
Bundesverfassung vom Jahre 1929 öffentlich recht­
liche Körperschaft ist und ihre Geistlichen und sonstige 
Angestellten demgemäß; öffentliche Angestellte sind.

27. Zahl Präs. 1601 46.

Sprechtage im Oberkirchenrat.

Mit Rücksicht auf die nicht mehr tragbare Über­
lastung des Präsidenten, sieht sich der Oberkirchenrat 
genötigt, Sprechtage einzuführen. Es werden hiefür 
Dienstag und Freitag jeder Woche von 9 bis 12 
Uhr vormittags festgesetzt. Es wird dringend ge­
beten, diese Tage einzuhalten und an anderen Tagen 
nicht zu erscheinen.

28. Zl- 1916/46 vom 27. Feber 1946.

Repatriierung der Volks- und Reichsdeutschen, Um- 
siedlungsbestimmungen.

'Hinsichtlich der Umsiedlung von Volks- und 
Reichsdeutschen hat das Bundesministerium für 
Inneres mit Erlast vom 19. Feber 1946, Zl. 
27496-12 U 1946 folgende Richtlinien erlassen:

.Reichsdeutsche:

Zur Durchführung des Beschlußes der alliierten 
.Mächte, Österreich in politischer, wirtschaftlicher und 
kultureller Hinsicht von Deutschland zu trennen, 
werden sämtliche reichsdeutsche Staatsbürger nach 
Deutschland repatriiert. Von dieser Mastnahme sind 
folgende reichsdeutsche Staatsbürger ausgenommen: 
Befreit werden von dieser Repatriierung:
1. .Reichsdeutsche, die schon vor dem 13. .März 1938 

in Österreich wohnhaft waren, vorausgesetzt, daß 
sie nicht während der Zeit der nationalsozialistischen 
Herrschaft Staatsbeamte, erwiesene National 
sozialisierten, oder sonst für das nationalsozialistische 
System aktiv tätig oder von Einflust darauf waren.

2. .Reichsdeutsche, die von den Nationalsozialisten 
wegen ihrer .Religion, ihrer .Rasse oder ihrer poli­
tischen Anschauung verfolgt wurden.

Zurückgestellt werden bis auf weiteres, so lauge die 
Voraussetzungen bei ihnen noch vorhanden sind:
3. Personen, die religiösen Berufen oder Orden 

angehören.
4. Frauen, die früher die Staatsbürgerschaft einer 

der alliierten .Mächte oder am 13. .März 1938 
die österreichische Bundesbürgerschaft besessen und 
sie dann wegen einer vor dem 27. April 194.3 ein­
gegangenen Ehe mit einem reichsdeutschen Staats­
bürger verloren haben.

5. .Reichsdeutsche, die wegen ihrer Jugend, ihres 
Alters oder ihres Gesundheitszustandes nicht 
repatriierungsfähig sind. >

6. Reichsdeutsche, die den alliierten .Mächten bei der 
Befreiung Dienste geleistet oder geholfen haben.

7. .Reichsdeutsche, die von der .Militärregierung der 
Alliierten als unentbehrlich oder von den öster- 
reichischen Behörden als notwendig für die öster­
reichische Wirtschaft bezeichnet werden.
Auch die Zurückstellungen nach Punkt 3 bis 7 sind 

au die weitere Voraussetzung gebunden, daß diese 
Personen nicht nationalsozialistisch belastet sind, 
(s. Punkt 1).

8 Volksdeutsche:

Alle aus der Tschechoslowakei und aus Ungarn 
nach Österreich eingewanderten oder noch weiterhin 
einwandernden sogenannten Volksdeutschen (Su­
detendeutschen) werden gleichfalls nach Deutschland 
repatriiert.

Die unter Punkt .Reichsdeutsche, aufgezählten 
Ausnahmen gelten sinngemäß auch für die Volks­
deutschen.

Außerdem können unter den Volksdeutschen von 
der Repatriierung noch befreit werden, Personen, die 
aus altösterreichischen Familien stammen, bis zum 
Fahre 1920 die österreichische Staatsbürgerschaft 
besessen und sie beim Untergang der österr.-ung. 
.Monarchie verloren haben, wenn sichergestellt ist, 
daß sie dem österreichischen Staate, weder in bezug 
auf öffentliche Fürsorge noch auf Unterbringung zur 
Last fallen werden und wenn ihre nächsten Ver­
wandten, d. f. Eltern, Kinder, Enkelkinder und Ge­
schwister die österreichische Staatsbürgersthaft besitzen.

Die Befreiung und Zurückstellung erstreckt sich 
bei beiden Gruppen auf die Ehegatten, die minder­
jährigen Kinder und diejenigen anderen Angehörigen, 
die mit den befreiten oder zurückgestellten Personen 
in enger Familiengemeinschaft leben und von ihnen 
erhalten werden.

Die Durchführung der Repatriierung.
Die Durchführung der Aktion obliegt den von 

der Umsiedlungsstelle im Bundesministerium für 
Inneres geschaffenen Landesstellen für Umsiedlung 
in Zusammenarbeit mit den staatlichen Sicherheits- 
und Polizeibehörden und im Einvernehmen mit den 
Kommandanturen der alliierten Besatzungsmächte.

In der russischen Zone ist die .Repatriierung der 
.Reichs und Volksdeutschen zum Zeitpunkt der Ver­
lautbarung dieser .Richtlinien bereits weit fortge­
schritten. Desgleichen hat die .Repatriierung der 
Reichsdeutschen in den Besatzungszonen der übrigen 
Alliierten zum Teil ebenfalls schon begonnen. In 
diesen Gebieten sind die folgenden Vorschriften für 
die erst zur Durchführung kommenden Teile der 
.Repatriierungsaktion anzuwenden.

Sofort nach Empfang dieses Runderlasses weisen 
die Landesstellen die ihnen unterstehenden Bezirks­
verwaltungsbehörden und (Magistrate durch Über­
mittlung eines Exemplares dieses .Runderlasses an, 
aus den bei ihnen befindlichen .Melderegistern der 
Ausländer diejenigen Personen in Listen oder Karto­
theken zusammenzufassen, die nach dem obigen Vor- 
schriften zu repatriieren sind. Zur Kontrolle der .Re­
gister und zur Überprüfung, ob Ausnahmegründe vor­
liegen, haben die Bezirksbehörden zugleich alle unter 
die Repatriierung fallenden Ausländer zur Meldung 
aufzurufen. Diejenigen Personen, bei denen oben 
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angeführte Ausnahmegründe vorzuliegen scheinen, 
sind in besonderen Listen oder Kartotheken zusammen- 
zufassen.

Für Städte, in denen staatliche Polizeibehörden 
bestehen, haben die Landesstellen eine entsprechende 
Anzahl von Exemplaren dieses Rundschreibens den 
letzteren mit dem Ersuchen zu übermitteln, die Zu 
sammenstellung der Listen oder Kartotheken durch- 
zuführen.

Prüfung der Ausnahmefälle.
Die Punkte 1 bis 6 der oben angeführten Aus­

nahmefälle werden von den Bezirksverwaltungsbe- 
hörden oder Polizeibehörden bei der Zusammen­
stellung der Listen gleich selbst festgestellt werden 
können. In Zweifelsfällen, d. h. wenn das Vor­
handenfein der Ausnahmegründe nicht evident oder 
notorisch ist, haben die genannten Behörden die Repa­
trianten aufzufordern, binnen kürzester Frist die doku­
mentarischen Beweise vorzulegen, daß die von ihnen 
behaupteten Ausnahmegründe bei ihnen tatsächlich 
gegeben sind. Anders ist es mit dem Ausnahme­
grund Punkt 7, und zwar dem die österreichische 
Wirtschaft betreffenden Teil dieses Punktes. In 
diesem Falle bedarf es einer Entscheidung darüber, 
ob die betreffende Person für die österreichische Wirt­
schaft notwendig ist oder nicht. Diese Entscheidung 
ist nicht Sache der Polizeidienststellen oder der 
Sicherheitsbehörden, sondern kann nur von den wirt­
schaftlichen Organisationen und Arbeitsämtern ge­
troffen werden. Die Bezirksverwaltungsstellen und 
Magistrate werden daher gleich bei Beginn der Er­
fassung der Repatrianten die in ihrem Verwaltungs­
sprengel befindlichen Wirtschaftsorganisationen (Ge­
nossenschaften) und Arbeitsämter einladen, mit den 
örtlichen Verhältnissen vertraute Vertreter in einen 
Beirat zu entsenden, welcher unter Vorsitz des Be- 
zirkshauptmannes oder Bürgermeisters die Listen der 
Repatrianten durchprüft und diejenigen Personen 
feststellt, die für die österreichische Wirtschaft not­
wendig find. Die Verzeichnisse oder Kartothekblätter 
dieser Personen sind der Landesstelle samt den Gut­
achten des Beirates so rasch als möglich vorzulegen.

In Städten mit staatlichen Polizeibehörden sind 
die Verzeichnisse oder Kartotheken vorher den letzteren 
zwecks Überprüfung der politischen Vergangenheit 
der zurückgestellten Personen zu übermitteln.

Unentbehrliche Kräfte für die Wirtschaft.

Die Landesstellen haben inzwischen gleich nach 
Empfang dieses Runderlasses die Mitglieder, der 
von ihnen auf Grund des hä. Erlasses vom 17. 
Jänner l. I. Zahl 27.002 gebildeten Kommissionen 
verständigt, daß sie zur Feststellung der für die öster­
reichische Wirtschaft als notwendig zu bezeichnenden 
Personen zu einer Sitzung einberufen werden. Die 
unken folgenden Gesichtspunkte für die Feststellung 
dieser Person sind ihnen dabei gleich mitzuteilen. 
Außerdem setzt sich die Landesstelle mit den zuständi­
gen Landesarbeitsämtern in Verbindung, um von 
ihnen den Bedarf an Arbeitskräften feststellen zu 
lassen.

Desgleichen setzt sie sich ins Einvernehmen mit 
den Landesstellen aller anderen Bundesländer und 

ersucht, um Bekanntgabe desjenigen Bedarfes an 
Arbeitskräften, geordnet nach Arbeitsgattungen der 
aus den eigenen Repatrianten eines jeden Landes 
nicht gedeckt werden kann. Sobald die Listen 
und Gutachten von den Bezirksverwaltungsbehörden 
und Magistraten einlangen, beruft die Landesstelle 
die Kommission zu einer oder mehreren Sitzungen 
ein, in welchen jene Listen oder Gutachten durch­
geprüft und mit dem festgestellten Bedarf nach 
Arbeitskräften verglichen werden. Auf Grund dieses 
Verzeichnisses stellt die Landesstelle dann fest, wie­
viele und welche Repatrianten für ihr eigenes Ver- 
waltungsgebiet als unentbehrlich bezeichnet werden, 
und legt ein Verzeichnis derselben an; sie teilt ferner 
den anderen Landesstellen mit, wieviele Repatrian 
ken sie ihnen zur Deckung des von ihnen angemeldeten 
Bedarfes zur Verfügung stellen kann und übermittelt 
ihnen ein Verzeichnis dieser Personen. Da die Lan­
desarbeitsämter in den Kommissionen der Landes­
stellen vertreten sind, erhalten sie damit gleichfalls 
Kenntnis von den zurückgestellten Arbeitskräften.

Die alliierten Kommandostellen entscheiden.

Nach Abschluß dieser Verzeichnisse holt die 
Landesstelle von den Bezirksverwaltungsbehörden 
und Magistraten oder den staatlichen Polizeibehörden 
(falls diese nicht inzwischen selbst schon sie vorgelegt 
haben) die abgeschlossenen Listen derjenigen Personen 
ein, die unter die Ausnahmspunkte 1 bis 6 fallen 
oder zu den oben erwähnten altösterreichischen Fa­
milien gehören, sowie die Listen derjenigen Personen, 
die zu repatriieren sind. Beide Namenslisten, also 
der Repatrianten einerseits, der Ausnahmefälle, bei 
denen zu jeder Person die Ausnahmegründe und die 
mitbetroffenen Angehörigen anzuführen sind, ander­
seits, find der Umsiedlungsstelle im Bundesmini­
sterium für Inneres vorzulegen, welche sie dann 
der Kommandantur der für die betreffende Zone zu­
ständigen Besatzungsmacht zur Überprüfung und Ge­
nehmigung vorlegen wird. Bei dieser Gelegenheit 
wird die betreffende Kommandantur die Namen 
derjenigen Personen einsetzen, die von ihr als unent­
behrlich bezeichnet werden.

Die von der Kommandantur genehmigten Ver­
zeichnisse werden dann von der Umsiedlungsstelle 
an die Landesstellen, Magistrate zurückgeleitet, wel­
che dann den Bezirksverwaltungen und Polizeibe­
hörden den Auftrag erteilt, mit der Zusammen­
stellung der Repatriierungstransporte zu beginnen. 
Die zu den einzelnen Transporten eingeteilten Per­
sonen sind namentlich zu verständigen, wo und wann 
sie sich zur Abreise einzufinden haben. Die Ver­
ständigung hat fo zu erfolgen, daß diesen Personen 
zur Vorbereitung für die Reise eine Zeit von min­
destens einer Woche bleibt.

Aufenthaltsbewilligungen.

Denjenigen Personen, die von den alliierten Be­
hörden als Ausnahmefälle genehmigt wurden, ist von 
den Bezirksverwaltungsstellen bzw. staatlichen Polizei­
behörden eine Aufenthaltsbewilligung auszustellen, 
welche bei den Ausnahmefällen Punkt 1 und 2, 
sowie bei den besonders angeführten Personen alt- 
österreichischer Familien auf unbeschränkte Zeit lautet,
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bei den übrigen Personen auf einen, je nach der Lage 
des Falles, festgesetzten Termin, nach dessen Ablaus 
zu prüfen ist, ob die Voraussetzung für die Zurück­
stellung nach vorhanden ist. .
In Wien bannen die für die Bezirksverwaltungs- 

stellen vorgesehenen Arbeiten von der Landesstelle 
selbst in Zusammenarbeit mit der Polizeidirektion 
Wien durchgeführt werden.

Wer ist für die Wirtschaft wichtig?

Von den reichsdeutschen Staatsbürgern find nur 
diejenigen als notwendig zu bezeichnen, die gegen­
wärtig bereits in einem Betrieb in Arbeit stehen, 
welcher für die österreichische Wirtschaft wichtig ist 
und die in diesem Betrieb unentbehrlich und wenig­
stens gegenwärtig, durch einheimische Arbeitskräfte 
nicht zu ersetzen sind.

Außerdem kommen noch Personen in Betracht, 
die sich durch besondere wissenschaftliche oder künst­
lerische Fähigkeiten auszeichnen.

Behandlung von Sonderfällen.

Bei den Volksdeutschen ist zu unterscheiden 
zwischen denjenigen Volksdeutschen, die aus den 
.Randgebieten um Österreich stammen und der öster­
reichischen Bevölkerung daher ethnographisch nahe 
verwandt sind und Volksdeutschen aus den übrigen 
Gebieten. Bei den ersteren kann ein etwas liberalerer 
Standpunkt eingenommen werden. Dies insbesondere 
deshalb, weil von den zuständigen Ressortdienststellen 
für die Landwirtschaft und das Gewerbe ein be­
trächtlicher zusätzlicher Bedarf nach Arbeitskräften 
angemeldet wurde. Es werden also nicht nur solche 
Arbeitskräfte zurückgestellt werden können, die bereits 
jetzt schon in Arbeit stehen, wobei die Wichtigkeit 
des Dienstplatzes liberaler beurteilt werden kann 
(z. B. kleine landwirtschaftliche Betriebe, Dienst 
plätze von Dausgehilfinnen und dgl.) sondern es 
werden auch Personen zurückgestellt werden können, 
die noch keinen Arbeitsplatz gefunden haben (fei es, 
daß sie gegenwärtig in Lagern konfiniert sind oder 
daß sie erst vor kurzem eingereist sind), vorausgesetzt, 
daß sie sich durch eine schriftliche Erklärung ver­
pflichten, die vom zuständigen Arbeitsamt ihnen an 
getragene Arbeit anzunehmen.
In Betracht kommen bei diesen Volksdeutschen 

insbesondere aus der Landwirtschaft stammende 
Arbeitskräfte (Bauern, Landarbeiter) und manuelle 
Arbeiter des Handwerkes und der Industrie, be 
sonders wenn sie sich durch fachliche Spezialkennt 
nisse auszeichnen. Geistige Berufe sind nur dann zu 
berücksichtigen, wenn sie mit besonderen individu­
ellen Fähigkeiten, die für die österreichische Wirt­
schaft nützlich wären, verbunden sind.

Bei den Volksdeutschen aus anderen Gebieten 
sind vorzugsweise zurückzustellen sowohl manuelle 

als auch geistige Arbeitskräfte derjenigen Industrien 
an deren Verpflanzung nach Österreich die öster­
reichische Wirtschaft interessiert ist.

Bei der Auswahl der aus den altösterreichischen 
Familien stammenden Personen ist möglichst rigoros 
vorzugehen.

Angeordnete Kollekten: (

17. März (Reminiscere): Kriegsgräberfürsorge.

19. April (Karfreitag): kirchliche Jugendarbeit.

Kirchliche Mitteilungen
Hofrat i. A. Gustav putschek, ehemals welt­

licher Rat des evang. Oberkirchenrates AB. ist am 
7. Jänner 1946 in den Frieden Gottes heimgegangen.

Pfarrer Gerhard Florey der evang. Pfarr­
gemeinde AB. Salzburg wurde über eigenes An­
suchen wegen Dienstunfähigkeil mit 31. Jänner 1946 
in den dauernden Ruhestand versetzt. (Erl. Zl. 
446/46 vom 22. Jänner 1946.)

Die von Pfarrer Rudolf Lutterjohann der evang. 
Pfarrgemeinde AB. Arriach erbetene freiwillige 
Amtsniederlegung auf Grund seiner Rückkehr in 
das Deutsche Reich wurde gemäß Par. 38 der 
evang. KV. mit Erl. vom 22. Jänner 1946, Zl. 
449 46, oberstkirchenbehördlich genehmigt.

Die Wahl des Pfarramtskandidaten Franz 
.Mischer zum Personalvikar der evang. Pfarrge­
meinde A. B. Villach wurde gemäß H 46 KV. mit 
Erlaß vom 24. Jänner 1946, Z. 308/46, oberst- 
kirchenbehördlich genehmigt.

Der Absolvent des Predigerseminars St. Andrä 
bei Villach Felix Michel sucht einen Posten als 
Gemeindediakon und Religionslehrer. Er ist 44 
Jahre alt, evang. AB. österreichischer Staatsan­
gehöriger, verheiratet, hat zwei Kinder, war durch 
13 Jahre Prediger in der deutschen evangelischen 
Kirche in Jugoslawien. Er wohnt derzeit in Wien, 
XIX-, Steinergasse Nr. 6.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 12. Feber 1946, 
Zl. 1397/45, den Kandidaten der Theologie A. B. 
Heinrich Haselauer, gern. d. Vdg. v. 14- 8. 1942, 
Abl. 83/42 nach Ablegung der Prüfung für das 
Pfarramt in das Verzeichnis der zum Amte eines 
Personal- Superintendential- u. Senioratsvikares wahl- 
fähigen Kandidaten A. B. ausgenommen.
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29. Nachruf nach Superintendent Dr. Johannes Heinzelmann.

30. Rechnungsabschluß 1944/45 der Landeskirche.

31. Ermittlung der unbedingten Mehrheit.

32. Dank und Anerkennung für kirchliche ArntSträger.

33. Formblattbeilage und Dorlageweisungen für den Rechnungs­
abschluß 1945/46.

34. Fernsprechverzeichnis der kirchl. Dienststellen. — 
Ergänzung.

35. Wiederaufnahme des Postsparkassendienstes.

36. Ausschreibung einer Pfarrstelle.

37. Besetzung der Evang Pfarrgemeinde,n. B. und St. Ruprecht.

Kirchliche Mitteilungen.

Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu-und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des evangelischen Oberkirchenrates sl. u. V. in Wien

29. Zl. 2380/46 vom 9. März 1946.

Nachruf nach Superintendent O. Heinzelmann 
Johannes.

In Memoriam Johannes Heinzelmann
Vom 18. bis 20. Jänner dieses Jahres wehten 

schwarze Fahnen an den evangelischen Kirchen und 
Gemeindehäusern unserer Heimat und bezeugten der 
Bevölkerung in Stadt und Land, daß wir um einen 
besonders verdienten Kirchenmann trauern, Super­
intendent O. Johannes Heinzelmann. Er war am 
14. Jänner in Linz gestorben und ist am 18. Jänner 
dort auch beerdigt worden.

Die ärztliche Betreuung hatte es nötig gemacht, 
daß er von Villach, wo er 46 Jahre lang gewirkt, 
aus der Krankenbahre in die Hauptstadt Oberöster­
reichs geschasst wurde. Nach Villach war er als 
26 jähriger Vikar gekommen, nachdem er ein halbes 
Jahr früher in Görz den Dienst in der österreichischen 
Landeskirche angetreten hatte. In Halberstadt war er 
am 15. April 1873 geboren, wo sein Vater den Be­
ruf eines Gymnasialprofessors ,und Nachmittags­
predigers ausübte; denn er war von Haus aus 
Theologe. /Wenige Jahre später gings nach Erfurt, 
Ivo Johannes auch das Gymnasium besuchte. Alle 
seine Vorfahren väterlicherseits waren Pastoren ge­
wesen bis zurück zum ersten Johannes Heinzelmann, 
von dem die Familie weiß, einem Prediger an St. 
Nicolai in Berlin, Amtsgenossen und Freund Paul 
Gerhards. Dieser Ahnenreihe mochte unser Jo­
hannes Heinzelmann sich gerne bescheiden rühmen, 
doch war er nicht weniger stolz auf seinen Schwieger­
vater, den österreichischen Pfarrer Dr. Julius Kolat- 
schek (Schlesien, Wr.-Neustadt, Agram), dessen 
Tochter Friederike er als junger Geistlicher in Villach, 
1900, geheiratet hat.

Fast dreißig Jahre lang hat er dort in aller 
Stille sehr Ansehnliches geleistet: die kleine Filial­
gemeinde St. Ruprecht zur selbständigen Pfarrge- 
meinde gemacht, ihr zu einer schmucken, neugotischen 
Kirche und zu einem behäbigen alten Pfarrhaus ver­
holfen. Es war die Los-von-Rom-Zeit, die Gemeinde 
wuchs zusehends, nicht nur auf dem natürlichen 
Wege und durch Zuzug aus dem evangelischen Hin­
terland. Um Heinzelmann sammelte sich je mehr auch 
die Oberkärntner Pfarrerschaft zu ihren Pastoral- 
konferenzen und lernte in ihm ihren berufenen Führer 
kennen, auch wenn sie zum Teil einer anderen theo­
logischen Richtung verschrieben war. Die Stadt ver­
ehrte ihn als den geist- und kraftvollen Prediger, 
die Schuljugend in und um Villach verdankte ihm 
einen selten gewissenhaften Religionsunterricht. Die 
Evangelische Gemeinschaft des Landes und ihre Pre­
diger, von der frommen und tatkräftigen Gräfin 
Elvine de la Tour bestellt, ebenso wie der pietistische 
Waisenvater Pfarrer Ernst Schwarz in Waiern, 
sein herzlicher Freund, schauten auf ihn als den 
charaktervollen Repräsentanten des Kulturprotestan- 
tismus und hatten vor seiner vielseitigen Bildung, 
ja Gelehrtheit, den gebührenden Respekt. Hier im 
Süden der Alpen, hat er den Universitäten Tübin­
gen, Halle und Berlin, wo er eine Reihe berühmter 
Lehrer gehört hatte (darunter auch den von ihm be­
sonders verehrten Theologen Martin Kähler), alle 
Ehre gemacht. Von hier aus flatterten seine kleinen 
Versdichtungen in die Redaktion „Der Christlichen 
Welt", damit sie einer großen, nicht nur europäischen 
Lesergemeinde Freude und Erbauung brächten.

Bei so vielen guten Gründen ist' s durchaus ver­
ständlich, daß ihn nach Robert Lichtenstettiners Tod 
die Kärntner, unterstützt von den Niederösterreichern, 
zum Superintendenten der Wiener Diözese wählten 
und die steirischen und Wiener Lutheraner waren sehr 
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bald von Herzen dankbar dafür, daß sie damals über­
stimmt wurden. Denn er bewahrte sich in den fol­
genden 15 Jahren vollauf als der Mann, den 
nicht nur die bei weitem größte Superintendenz 
unserer ganzen Landeskirche nötig hatte, er wurde 
vielmehr in der Zeit unserer Kirchenkrise, die der so­
genannte Austrofaschismus heraufbeschwor, der „Ver­
trauensmann" für die drei anderen Superintendenten 
und der „Notbischof" des evangelischen Kirchenvolkes, 
obzwar von solchen Ämtern in der Kirchenver­
fassung nichts zu finden ist. Nicht das Amt hat 
einen Mann getragen, sondern der Mann hat sich 
dieses große und verantwortungsvolle Amt unver­
sehens geschaffen. Er hat stets tapfer, weise, fromm 
und fein die Rechte des österreichischen Protestan­
tismus verfochten und unsere Landeskirche zu einer 
„Stadt auf dem Berge" gemacht. Als ihm die 
theologische Fakultät der Universität Halle-Witten­
berg im Fahre 1937 das Ehrendoktorat verlieh, war 
diese Auszeichnung vor der großen Öffentlichkeit kein 
bloßer Höflichkeitsakt, wie er hin und wieder in der 
akademischen Welk geübt wird, sondern echte Frucht 
seines treuen und bedeutenden geistigen und geistlichen 
Wirkens.

Die den O. Johannes Heinzelmann näher kannten, 
waren auch nicht überrascht, als er in seinem Neu- 
jahrshirtenbriefe zum 1. Jänner 1938 das Kirchen­
volk vor den kirchezerstörenden Maßnahmen des 
Nationalsozialismus warnte. Er wurde damals durch 
solches Vorgehen in den Kreisen der Verführten 
unpopulär, das hat ihn aber wenig angefochten; 
denn er wußte, was die Aufgabe eines Oberhirten 
ist. Allmählich sind auch den andern die Augen auf­
gegangen und sie haben ihm im stillen Abbitte ge­
leistet und ihn auch nicht der Gestapo denunziert, 
wenn er freimütig über den selbstmörderischen Weg 
sprach, welcher der abenteuerliche Krieg für Europa 
bedeutete. Er hat die Katastrophe schon jahrelang 
vorausgesehen!

Müde wurde der alte Mann, der die halbe Nacht 
zum Tag zu machen pflegte, weil das Übermaß an 
Arbeit feines Doppelamtes als Ortspfarrer und 
Superintendent nicht anders zu bewältigen war, erst, 
als sich das unheilbare Krankheitsübel einstellte, wel­
ches ihm soviel Beschwerden und Schmerzen bereitete. 
Seine Predigten wurden in diesen letzten Jahren 
allerdings noch bedeutender und zeugniskräftiger. Hat 
er sich früher zu einer spiritualisierenden Johannes­
mystik bekannt, so wurde er nun der Verkündiger 
des durch Kreuz und Auferstehung die Wirklichkeit 
durchwaltenden Christus.

Er war uns der getreue Eckart, der ehrwürdige 
Patriarch. Und wenn wir auch seinen Tod als eine 
Erlösung aus schwerster Leibesnot und Gebrechlich­
keit gegrüßt haben, so trauern wir doch alle um ihn 
ehrlich und wehmütig: er fehlt uns und wird uns 
noch lange fehlen. Die Stadtgemeinde Villach hak 
ihm ein Ehrengrab gewidmet und wird seine irdischen 
Reste zu gegebener Zeit heimholen. Auch der Heiland 
wird ihn heimholen an Seinem Großen Tage; denn 
er hak ihn sein Leben lang begleitet mit der Ver­
heißung: „Sei getreu bis in den Tod, so will ich dir 
die Krone des Lebens geben".

30. Zl- 1257/46 vom 8. Feber 1946.

Rechnungsabschluß 1944/45 der Landeskirche:

As Einnahmen:

47i.072.23 8 Kassenanfangsstand (Aufgliederung wie auf 
Seite 36 des Amtsblattes 1944).

1,876.223.96 „ KirchenbeitragSaufkommen.
18.422.89 „ Zinsen aus Kapitalsvermögen.
17.674.77 „ Mietzinseinnahmen.

24.— „ sonstige Liegenschaftserträgnisse.
10.366.82 „ Drucksachenverkaufserlös.

664.197.53 „ Beihilfen und zwar:
595.540.— 8 Gustav-Adolf-Vereine.
25.076.85 „ Deutsche Evangelische Kirche.
16.135.— „ Evangelischer Bund.
19.000.— „ Martin Luther-Bund.
8.445.70 „ sonstige Spenden.

128.637.67 „ Kollekteneinnahmen.
55.009.10 „ Rückerstattungen.

4.619.98 „ sonstige wirksame Einnahmen.
44.569.53 „ Sparbuchabhebungen.

1.618.— „ Gehaltsvorschußrückzahlungen.
52.402.98 „ Durchlaufereinnahmen.

2,922.639.50 8 Gesamteinnahmen.

Bf Ausgaben: 

199.146.30 8 Kirchenbeitragsanteilszahlungen.
14.751.50 „ außerordentliche Beihilfen an Kirchengemeinden.

1,491.038.60 „ Personalauslagen und zwar:
924.069.50 8 aktive Geistliche.
121.472.56 „ Beamte und Angestellte.

3.546.70 „ Hauswarte und Hilfskräfte.
92.324.25 „ RuhestandSgeistliche.

101.107.55 „ Witwen und Waisen.
673.— „ Gnadengaben.

239.926.80 „ Einbehaltungen (Lohnsteuer, Kb., 
Kr. Kasse usw.)

7.916.24 ,, Dienstgeberbeiträge.
10.056.47 „ Reisekosten.
2.922.95 „ Liegenschaftssteuern.
1.606.10 „ InstandhaltungSkosten.
2.268.98 „ Betriebskosten der Häuser.
2.391.13 „ Beheizung und Beleuchtung.

31.912.63 „ Post- und Fernsprechgebühren.
12.648.89 „ Kanzleispesen.
18.244.03 „ Mietzinszahlungen.

7.697.66 „ Druckkosten.
3.034.80 „ Neuanschaffungen.
2.531.81 „ allgemeine Seelsorgekosten und zwar:

796.40 8 Frauenarbeit.
705.90 „ Männerarbeit.

1.027.51 „ Jugendarbeit.
64.486.35 „ Flüchtlingsseelsorgeauslagen und zwar:

22.176.75 8 Gehalte der Flüchtlingsgeistl.
37.525.— „ einmalige Beihilfen.
2.295.40 „ Lohnsteuern.

508.54 „ Krankenkassenbeiträge.
358.81 „ Kirchenbeiträge.

87.50 „ WHW.-Abzüge.
1.165.85 „ Reisekosten.

37.93 „ Buchungsspesen.
317.97 „ MietzinSausgaben.

12.60 „ Fernsprechgebühren.
6.803.— „ Kurseelsorgekosten.

50.310.70 „ Kollektenweiterleitung.
20.092.76 „ sonstige wirksame Ausgaben.
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4.281,85 „ Kapitalsschuldraten.
681,34 „ Schuldzinsen.

53.561,68 „ Durchlauferausgaben.
546.663,26 ,, Sparbucheinlagen und zwar:

500,000,— 8 Bautenrücklage des GACV.
17,142,71 „ LandeSkirchenkasse.
11,396,45 „ Frauenarbeit.
3.043.43 „ 'Männerarbeit.

15.080.67 „ Jugendarbeit.
373.506.69 „ Kassenendstand und zwar:

233.319.83 8 Landeskirchenkasse.
68,540.62 „ nicht abgerechnete: Kollekten.
45.890,56 „ Flüchtlingsseelsorge,
5,500,— „ nicht überwiesene G2l, Gaben, 
1.302,98 „ Kirchenmusikfonds.

10,637,86 „ Frauenarbeit.
3.110.61 „ Jugendarbeit.

260,75 „ Männerarbeit,
4,943.48 „ Religionsunterrichtsbeihilfen- 

fonds.

2,922.839,50 8 Gesamtausgaben,

Rechnungsabschluß 1944/45 des GehaltSgrundstockeS:

Atz Einnahmen:

Abschluß 1944:

2.298,13 8 Kassenanfangsstand,
540.— „ Mitgliedsbeiträge.

10.305.18 „ Zinsen o. Kapitalsvermögen.
1.048.— „ Wortpapierverkauf.

652.80 „ Kaufpreisrate der Druckerei.
1.335.— „ Kaufpreisrate der Buchhandlung.
5.250.— „ Gustav Adolf Spenden.
2.600.— „ Schwedische Spenden.

25.000 — „ Beihilfe der DEK.
175.15 „ Rückzahlung eines Darlehens.

1.938.18 „ Kassenfehlbetrag.

51.142.44 8 Gesamteinnahmen.

Btz Ausgaben:

—.— 8 Wertpapierankauf.
75,16 „ Buchungsspesen,

51.067.28 „ Rücklagen a. d. Sparbuch,
—.— ,, Kassenendstand,

51.142,44 8 Gesamtausgaben.

Rechnungsabschluß 1944/45 des Baufonds:

—.— „ DarlehenSgewährung an Gemeinden.
54.376.29 „ Rücklagen.

30.— „ Rücklagen von Wertpapieren.
8.148.60 „ Erbschaftssteuer.
2.317.79 „ Anwaltskosten.
2.426.96 „ Kassenendstand.

67.834.92 8 Gesamtausgaben.

Rechnungsabschluß 1944/45 des Mädchenheimes:

Atz Einnahmen:

900.44 8 Kassenanfangsstand.
10.969.— „ Nächtigungsgelder.

1.067.60 „ Kostgelder,
102,— „ Heizungsbeiträge.
551.55 „ Wäschereinigungsentgelt.
—.— „ Bäderentgelt.
44.54 „ Zinsen von Kapitalsvermögen.

1.136.67 „ Rückerstattung.
185.63 „ Vorschußleistung.

5.50 „ sonstige wirksame Einnahmen, 
—,— „ Sparbuchabhebungen,

14,962,93 8 Gesamteinnahmen.

Btz Ausgaben:

4.247.32 8 Personalkosten.
1.149.42 „ Einbehaltungen.

256.62 „ Betriebssteuern.
2.315.50 „ LebenSmittelankauf.
1.985.67 „ Beleuchtungskosten.

496.80 „ Gaskosten.
634.84 „ Beheizungskosten.
556.26 „ Fernsprechgebühren.

6.50 „ Kanzleispesen.
398.25 „ Wasserzins.
343.06 „ Wäschereinigung.
108.19 „ Zeitungsankauf.
545.03 „ Herstellungen und Anschaffungen.
212.05 „ sonstige wirksame Ausgaben.
185.63 „ Darlehensabstattung.
44.54 „ Rücklagen.

1,477.25 „ Kassenendstand.

14.962.93 8 Gesamtausgaben.

Atz Einnahmen:

21.137.92 8 Kassenanfangsstand.
2.284.50 „ Mitgliedsbeiträge.
5.470.46 „ Zinsen von Kapitalsvermögen.

400.— „ Gustav Adolf Spenden.
25.000.— „ Beihilfe der DEK.

171.—. „ sonstige Spenden.
11.271.54 „ Kollekteneinnahmen.

39.50 „ sonstige wirksame Einnahmen.
2.060.— „ Rückzahlung gew. Darlehen.

—.— „ Darlehenszinsen.

67.834.92 „ Gesamteinnahmen.

Btz AuSgaben:

15.58 8 Buchungsspesen.
519.70 „ sonstige wirksame Ausgaben.

Rechnungsabschluß 1944,45 des Frauenseminars:

Atz Einnahmen:

291.64 „ Zinsen von Kapitalsvermögen.
—.— „-Gustav Adolf Gaben.
—.— „ Sparbuchabhebungen.

291.84 8 Gesamteinnahmen.

Btz Ausgaben:

—.— 8 Neuanschaffungen.
-—.— „ Buchungsspesen.

291.84 ,, Rücklagen.

291.84 8 Gesamtausgaben.
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Rechnungsabschluß 1944/45 des Theologenheimes: B j Ausgaben:

As Einnahmen:
15.169.10 8 Krankenkostenbeihilfen.

41.68 ,, Buchungsspesen.

4.517.46 8 Kastenonfangsstand.
637.81 „ Zinsen von Kapitalsvermögen.

4.216.68 „ Mietzinseinnahmen.
2.675.— „ Gustav Adolf Gaben.
—„ Beihilfe d. DEK.

1.151.— „ Beiträge der DEK. des Sudetenlandes.
60.— „ sonstige Spenden.

5.000.— „ Kollekteneinnahmen.
195.40 „ Rückerstattungen.
—.— „ rückverrechn. Wirtsch. Vorschüsse.

344.23 „ sonstige wirksame Einnahmen.
—.— „ Gehaltsvorschußrückzahlungen.
—.— „ Durchlaufereinnahmen.

18.797.60 8 Gesamteinnahmen.

3.10 „ Kanzleispesen.
4.752.15 „ Rücklagen.

25.— „ sonstige wirksame Ausgaben.
337.— „ Durchlauferausgaben.

9.764.69 ,, Kastenendstand.

30.092.72 8 Gesamtausgaben.

Rechnungsabschluß 1944/45 der Pfaff´schen Stiftung:

A) Einnahmen:

45.13 8 Kassenanfangsstand.
101.78 „ Zinsenzuwachs.

1.189.29 „ Mietzinseinnahmen.

Bj Ausgaben:
110.— „ Dachbodenholzverkauf.
—.— „ Sparbuchabhebungen.

5.979.18 8 Personalkosten.
229.26 „ Einbehaltungen.

1.225.92 „ Grundsteuern.
451.17 „ Herstellungskosten.
987.80 „ Betriebskosten.
486.21 „ Beheizungsauslagen.
496.11 „ Beleuchtungskosten.
561.74 „ Fernsprechgebühren.
493.68 „ Wirtschaftsauslagen.
20.— „ sonstige wirksame Ausgaben.

1.037.81 „ Rücklagen.
-—.— „ Durchlauferausgaben.

6.828.72 „ Kassenendstand.

18.797.60 8 Gesamtausgaben.

1.446.20 8 Gesamteinnahmen.

B) Ausgaben:

450.— 8 Beihilfen an Pfarrerwaisen.
101.78 „ Überweisung auf das Sparbuch.
18.30 „ Anschaffungen.

238.60 „ Grundsteuern.
269.34 „ Betriebskosten.
368.18 „ Kastenendstand.

1.446.20 8 Gesamtausgaben.

Zu dieser Abrechnung fügt der Oberkirchenrat noch bei:

Von den in der Abrechnung der Landeskirchenkasse enthaltenen 
Gustav Adolf Gaben waren:

Rechnungsabschluß 1944/45 des Predigerseminares: 500.000.— 8 für die in den Sparbucheinlagen bezeichneten 
Baurücklagen.

As Einnahmen:
73.550.— „ für dir Flüchtlingsseelsorge.
15.790.— „ für die Frauenarbeit.

59.14 8 Einnahme aus Kapitalsoermögen.
590.— „ Schwedische Gustav Adolf Spenden.
—.— „ Gustav Adolf Gaben.

649.14 8 Gesamteinnahmen.

700.— ,, für die Jugendarbeit.

bestimmt. Restliche 5.500.— 8 waren am 31. März 1945 an die 
Empfänger noch nicht überwiesen.

Die Gaben der DEK. waren mit 25.000.— 8 ein Rest aus 
dem Vorjahre zur Gehaltssicherung der Angestellten des Ober-

Bs Ausgaben: kirchenrateS, mit 76.85 8 für den Kirchenmusikfonds des Ober­
kirchenrates gewidmet.

59.14 8 Rücklagen.
590.— „ Kastenendstand.

649.14 8 Gesamtausgaben.

Von den Gaben des Martin-Lutherbundes waren 15.000.— 8 
für die Flüchtlingsseelsorge, 3000.— 8 für die Kurseelsorge und 
1000.— 8 für die Frauenarbeit bestimmt.

Die sonstigen Spenden betrafen mit:

Rechnungsabschluß 1944/45 der Krankenkasse: 6.365.— 8 die Flüchtlingsseelsorge.
1.341.— „ die Frauenarbeit.

A) Einnahmen: 10.— „ die Männerarbeit.
729.70 „ die Jugendarbeit.

1.320.47 8 Kastenanfangsstand.
28.186.02 „ Mitgliedsbeiträge.

249.23 „ Zinsen von Kapitalvermögen.
—.— „ Krankenkassenscheinverkauf.
—.—- „ Sparbuchabhebung.

337.— „ Durchlaufereinnahmen.

30.092.72 8 Gesamteinnahmen.

Unter den Gehalten der Beamten und Angestellten 
sind 4.531.98 8 für Mitarbeiter der Frauenarbeit bestimmt ge­
wesen, deren Aufwand ausschließlich durch die Frauenarbeit ge­
deckt wurde.

An Vermögen (Sparbüchern, Barbeständen, Forderungen und 
Wertpapieren, beweglichem und unbeweglichem Besitz besaßen 
am 31. März 1945:
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1,477.207.96 8 die LandeSkirchenkasse (davon 500.000.— 8 Bau­
rücklage.)

33.553.81 ,, die Frauenarbeit.
34.999.68 ,, die Jugendarbeit.

1.803.40 „ die Männerarbeit.
425.949.75 „ der Gehaltegrundstock.
301.395.44 „ der Baufonds.
19.103.28 „ das Mädchenheim.
14.302.88 „ das Frauenseminar.

113.432.48 „ das Theologenheim.
3.171.07 „ das Predigerseminar.

23.151.39 „ die landeskirchliche Krankenkasse.
21.351.46 „ die Pfaff'sche Stiftung.

An Schulden wies die Landeskirchenkasse für die Häuser Gosau 
und Wien, VII., 91Neubaugürtel noch restliche 16.002.88 8 auf.

AI. Zl. 1724/46 vom 9. März 1946.

Ermittlung der unbedingten Mehrheit

Über Anfrage einer Gemeinde, ob zur Ermittlung 
der unbedingten Mehrheit auch die noch in Kriegs­
gefangenschaft befindlichen Gemeindeglieder mitzu­
zählen sind, hat der Oberkirchenrat in Auslegung 
der Bestimmungen der Kirchenverfassung wie folgt 
entschieden:

Nach H 41, Z. 8 K. V. ist zur Gültigkeit einer Wahl­
handlung erforderlich, daß „die Aufforderung zur 
Wahl an alle Wahlberechtigten ordnungsgemäß er­
gangen ist und die Majorität derselben sich an der 
Wahl beteiligt haben". Nach H 9 K. V. ist eine Wahl- 
aufforderung dann als „ordnungsgemäß" anzusehen, 
wenn sie persönlich (mündlich oder schriftlich) oder 
durch zweimalige Kanzelabkündigung oder auf sonst 
ortsübliche Weise erfolgte. In Kriegsgefangenschaft 
befindliche Gemeindeglieder können daher nicht „ord-" 
nungsgemäß" geladen werden. Da jedoch tz 41 K. V. so 
ausgelegt werden kann — und eine Gesetzesaus- 
legung kann ja nur nach vernünftigen normalen 
Grundsätzen erfolgen — daß die Mehrheit der „ord­
nungsgemäß geladenen Wahlberechtigten" an der 
Wahl teilgenommen haben muß, ergibt sich nach 
Ansicht des Oberkirchenrates zwangsläufig, daß nur 
jene Wahlberechtigten bei der Ermittlung der unbe­
dingten Mehrheit zu zählen sind, die derzeit im 
Sprengel der Pfarrgemeinde wohnen und die daher 
ordnungsgemäß geladen werden können.

32. Zl. 1708/46 vom 18. Feber 1946.

Dank und Anerkennung

Als in den letzten Kriegsmonaten die Schrecken 
und Verwüstungen des Kampfes auch über unsere 
Heimat ergingen, war für einen Teil unserer Kirche 
eine Zeit besonderer Prüfung und Bewährung ge­
kommen.

Der Oberkirchenrat spricht seinen Dank und seine 
Anerkennung allen Geistlichen, Presbytern, Gemein­
dehelfern und Helferinnen, Gemeindeschwestern und 
Gemeindeangestellten aus, die in dieser Zeit treu auf 
ihren Posten ausharrten, oft unter bewußter Zurück­
setzung der Sicherheit ihrer Person und unter den 
schwierigsten Lebens- und Arbeitsbedingungen den 
ihnen anvertrauten Dienst erfüllten und so dafür ge­

sorgt haben, daß Gottes Wort und die aus der Liebe 
Christi geborene Hilfe den zurückgebliebenen Ge­
meindegliedern in dieser Zeit schwerster Bedrängnis 
niemals fehlte und das Gemeindeleben nicht unter­
brochen wurde.

Namentlich dankt der Oberkirchenrat jenen Män- 
nern und Frauen, die in Abwesenheit der Pfarrer, 
durch die Not und durch ihr Gewissen getrieben, weit 
über ihren pflichtmäßigen Wirkungskreis hinaus sich 
eingesetzt und durch die Betätigung des allgemeinen 
Priestertums ihrer Gemeinde gedient haben:

Im Seniorat Wien in der Gemeinde Wien- 
Landstraße dem Küster Sebastian Perschl, der 
in Ausübung seines Dienstes durch einen Granat­
splitter verletzt wurde, und der Gemeindeschwester 
Gertrud Simmank; in der Gemeinde Wien- 
Währing dem Kirchenverwalter Johann Becht- 
loff und dem Kurator-Stellvertreter Ing. Kurt 
Zuckermann; in der Gemeinde Korneuburg dem 
Kurator Reinhold Groh.

Im Seniorat Niederösterreich der 
Pfarrfrau Olga Krämer in Gmünd, der Ge­
meindeschwester Lisbeth Hallawitsch in Lie­
sing, dem Kirchendiener Kappel in Neunkirchen, 
dem Kirchendiener Johann Schlögl in Trais- 
kirchen, der Gemeindesekretärin Berta Becker 
und der Gemeindehelferin Grete Schnauder in 
St. Pölten.

Im Seniorat Steiermark der Gemeinde­
schwester Else Kögler in Weiz, der Gemeinde­
schwester Vilma Ziermann in Fürstenfeld, der 
Gemeindeschwester Anni Gräf in Mürzzuschlag, 
der Gemeindehelferin Vik. Witwe Ilse Oppelik 
in Kindberg, dem Obmann der Predigtstation Georg 
Sieber in Gleisdorf.

Im Seniorat mittleres Burgenland 
dem Kurator Johann Pfeiffer in Lutzmanns- 
burg, dem Kurator-Stellvertreter Ludwig von 
Gabriel in Rust, dem Pfarrer i. R. Gustav 
Ludig und dem Oberlehrer i. R. Gabriel Kiß 
in Stoob.

In Kärnten dem Pfarrer Karl Schimik 
in Eisenstratten, dem Pfarrer Hans Marehart 
in Hermagor und dem Pfarrer Werner Drewes 
in Unterhaus.

Ehrend gedacht sei der Treue des Küsters 
Michael Schuller in Korneuburg, der nach der 
Zerstörung von Kirche und Pfarrhaus von einem 
Nebenhause aus die Kirchentrümmer bewachte und 
durch einen Granattreffer das Leben einbüßte.

ZZ, Zl. 2529/46 vom 14. März 1946.

Beilegung der Formblätter und Borlagsweisungen

Diesem Amtsblatt werden für jede Pfarrgemeinde 
je drei Formblätter für den Rechnungsabschluß 
1945/46 samt je einem Ergänzungsblatt und für die 
Filialgemeinden je vier Formblätter samt je einem 
Ergänzungsblatt angeschlossen.

Nach den bestehenden Bestimmungen ist der Rech­
nungsabschluß bis 30. April 1946 dem Oberkirchen­
rat unmittelbar vorzulegen. Dieses dem Oberkirchen­
rat vorzulegende Stück des Rechnungsabschlusses 
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muß von der Gemeindevertretung noch nicht geneh­
migt sein. Die Genehmigung der Gemeindevertretung 
ist nachträglich einzuholen und sodann das zweite 
Stück des Rechnungsabschlusses samt dem Beschluß 
der Gemeindevertretung unterfertigt dem Seniorats- 
amt vorzulegen.

Mit Rücksicht auf Schwierigkeiten des vergan­
genen Jahres macht der Oberkirchenrat darauf auf­
merksam, daß die in den Gemeinden eingehobenen 
Kirchenbeiträge, sowie die aus den Kirchenbeitrags- 
eingängen geleisteten Gehaltszahlungen als Durch- 
laufereinnahmen und Durchlauferausgaben zu ver­
buchen find. Die von einzelnen Gemeinden zurückbe­
haltenen Kirchenbeitragsanteilszahlungen hingegen 
sind unter A-2 als „Kirchenbeitragsanteilszahlungen" 
in Einnahme zu stellen. Soweit Kirchenbeitragsein­
gänge bei den Gemeinden auf Grund des Schillings- 
gesetzes „eingefroren" sind, sind diese Beträge unter 
B-14 in Ausgabe zu stellen, da der Bericht, um 
welchen Betrag es sich hiebei handelt, bereits an die 
Kirchenbeitragsstelle ergangen ist und die eingefrore­
nen Beträge bei der Kirchenbeitragsstelle evident ge­
führt werden.

Die im Verrechnungswege gebuchten Kollekten­
eingänge für landeskirchliche Kollekten find unter der 
Rubrik „Kollekten" in Einnahme zu stellen und als 
„Kollektenabfuhr" in Ausgabe zu stellen, also nicht 
(etwa deshalb, weil aus ihnen der Gehalt bezahlt 
wurde) als Gehaltszahlung oder als Durchlaufer­
ausgabe zu behandeln.

Z4. Zl. 1785/46 vom 28. Feber 1946.

Fernsprechverzeichnis der kirchl. Dienststellen

Das Fernsprechverzeichnis der kirchlichen Dienst­
stellen ist durch folgende zwei Nummern zu ergänzen:

Wald Nr. 6: evangelisches Pfarramt AB. Wald. 
Fürstenfeld 194: evangelisches Pfarramt Fürsten­
feld.

35. A- 1851/46 vom 23. Feber 1946.

Postsparkastendienst - Wiederaufnahme-Bestimmun­
gen

Die Wiener Zeitung vom 22. Feber 1946 bringt 
folgende Verlautbarung des österreichischen Postspar­
kassenamtes:

Am 1. Feber 1946 wurde der Scheckverkehr des 
österreichischen Postsparkassenamtes nach den früheren 
österreichischen Bestimmungen auf dem ganzen Staats­
gebiet in vollem Umfange wieder aufgenommen.

Mit Genehmigung des Bundesministers für 
Finanzen und mit Zustimmung der Alliierten Komis- 
sion für Österreich hebt das österreichische Postspar­
kassenamt ab 1. Feber 1946 im Scheckverkehr nach­
stehende Gebühren ein:

1. eine Buchungsgebühr:
a) für jede einzelne auf ein Konto gebuchte Einlage 

10 Groschen;
b) für die Gutschrift jeder einzelnen Gutschriftsan- 

weisung 10 Groschen;

2. eine Auszahlungsgebühr:
für jede einzelne Barzahlung 10 Groschen zuzüg­
lich 1 Groschen für je angefangene 20 Schilling; 
(für jeden einzelnen Erlagschein wird bei der Ein­
zahlung am Schalter eine bar zu entrichtende 
„Einzahlungsgebühr" von 10 Groschen eingehoben, 
die den Einzahler und nicht den Kontoinhaber be­
lastet.)
Die Geschäftsbestimmungen für den Scheckverkehr 

erfahren ferner folgende Änderungen:
1. Die Stammeinlage beträgt -bis auf weiteres 

5 Schilling.
2. Auf den Erlagscheinabschnitten, mittlerer Teil, 

und auf den Empfängerabschnitten der Zahlungsan­
weisungen und Gutschriftsanweisungen dürfen nur 
Mitteilungen, die den Zahlungszweck betreffen, ange­
bracht werden. Diese sind gebührenfrei.

3. Die Scheckvordrucke werden weiterhin getrennt 
für Barzahlungen und Überweisungen aufgelegt.

Die Geschäftsbestimmungen für den Scheckverkehr 
werden bei allen Postämtern zur Einsicht aufgelegt 
und können vom Postsparkassenamt zum Preise von 
50 Groschen bezogen werden.

36. Zl. 1924/46 vom 28. Feber 1946.

Pfarrstellenausschreibung
Zur Neubesetzung wird die zweite Pfarrstelle 

der evangelisch-reformierten Pfarrgemeinde Wien- 
Innere Stadt hiemit ausgeschrieben.

Bewerbungsfrist endet am 15. Mai 1946.
Hinsichtlich der Bewerbungsvoraussetzungen gelten 

die gleichen Bestimmungen wie sie bei der Ausschrei­
bung vom 7. Jänner 1946, ABl. Nr. 8/46, fest- 
gelegt wurden.

37. Z. 2645/46 vom 23. März 1946.

Besetzung der Evang. Pfarrgemeinde AB. in St. 
Ruprecht

In der Evangelischen Pfarrgemeinde AB. in St. 
Ruprecht, Kärnten, gelangt die Pfarrstelle zur Aus­
schreibung.

Bewerbungen sind bis 15. Mai 1946 an das 
"Presbyterium der Pfarrgemeinde einzubringen.

Kirchliche Mitteilungen
Über Erreichung der Altersgrenze ist Oberkirchenrat 

Dr. Erich Stökl mit 31. März 1946 in den 
dauernden Ruhestand getreten. Der Oberkirchenrat 
hat dem hochverdienten Amtsträger den wärmsten 
Dank ausgesprochen. (Erl. Zl. 1846/46 vom 23. 
Feber 1946).

Über Erreichung der Altersgrenze ist Superinten­
dent und Oberkirchenrat Dr. Gustav Zwerne- 
mann mit 31. März 1946 in den dauernden Ruhe­
stand getreten.

Der Oberkirchenrat hat dem hochverdienten Amts­
träger den wärmsten Dank ausgesprochen. (Erl. Zl. 
1850/46 vom 23. Feber 1946).
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Pfarrer Julius Schacht der evangelischen Pfarr- 
gemeinde A. und HB. Graz-linkes Murufer ist in­
folge Überschreitung der Altersgrenze mit 31. März 
1946 in den dauernden Ruhestand getreten. Der 
Oberkirchenrat hat ihm bei diesem Anlaß Dank und 
Anerkennung ausgesprochen. (Erl. Zl. 1842/46 vom 
23. Feber 1946).

Kirchenrat Johann Wetjen ist mit 31. März 
1946 in den dauernden Ruhestand getreten. Der 
Oberkirchenrat hat aus diesem Anlaß dem um die 
Pfarrgemeinde AB. Wien und um die Einrichtung 
der Kirchenbeitragsstelle hochverdienten Mann wärm­
sten Dank und Anerkennung ausgesprochen.

Die Leitung der Kirchenbeitragsstelle hat bis auf 
weiteres der Präsident des Oberkirchenrates über­
nommen. (Erl. Zl. 1848/46 vom 23. Feber 1946).

Der Oberkirchenrat hat mit Erl. vom 7. März 
1946, Zl. 456/46, gemäß § 45 der evangelischen 
Kirchenverfassung die Wahl der Kandidatin Elisa­
beth Strehblow zur Personalvikarin des Pfar­
rers und Oberkirchenrates Dr. Lic. Erwin Schneider 
der evangelischen Teilgemeinde AB. Wien-Hietzing, 
mit Wirkung vom 1. April 1946 kirchenbehördlich 
genehmigt.

Vikar Dr. Johann Preindl wurde mit Wirksam­
keit vom 1. März 1946 der evangelischen Pfarrge­
meinde AB. Wien-Purkersdorf als Lehrvikar zuge­
teilt. (Erl. vom 28. Feber 1946, Zl. 2077/46).

Abschließend teilt der Oberkirchenrat mit, daß 
außer den bereits mitgeteilten Übernahmen in einst­
weilige Verwendung noch folgende Flüchtlingsgeist­
liche zur vorläufigen Verwendung in Österreich zuge­
lassen worden waren:

Pfarrer Zoltan Antony (Erl. vom 4. Oktober 1945, 
Zl. 3930/45)

Superintendent Adolf Doberstein (Erl. vom 
27. Oktober 1945, Zl. 4457/45)

Pfarrer Peter Gärtner (Erl. vom 4. Oktober 1945, 
Zl. 3684/45)

Pfarrer Johann Hartig (Erl. vom 24. September 
1945, Zl. 2584/45)

Pfarrer Franz Hochhauser (Erl. vom 27. Dezem­
ber 1945, Zl. 4563)

Pfarrer Anton Hudjetz (Erl. vom 29. Septem­
ber 1945, Zl. 3604/45)

Pfarrer Michael Kenst (Erl. vom 6. Oktober 1945, 
Zl. 4118/45)

Dekan Kurt Koblanck (Erl. vom 4. Juni 1945, 
Zl. 2195/45)

Dekan Martin Bemmann (Erl. vom 29. Juni 
1945, Zl. 2357/45)

Pfarrer Johann Meedt (Erl. vom 7. August 1945, 
Zl. 2836/45)

Vikar Dr. Adolf Nika (Erl. vom 6. September 
1945, Zl. 3385/45)

Pfarrer Josef Scheerer (Erl. vom 15. Juli 1945, 
Zl. 2565/45)

Bischof Johannes Scherer (Erl. vom 27. Okto­
ber 1945, Zl. 4376/45)

Pfarrer Erich Schöning (Erl. vom 5. September 
1945, Zl. 3295/45)

Pfarrer Matthias Schuster (Erl. vorn 5. Sep­
tember 1945, Zl. 3296/45)

Pfarrer Hans Stierl (Erl. vom 7. August 1945, 
Zl. 2863/45)

Senior Anton Walter (Erl. vom 26. Juli 1945, 
Zl. 2639/45)

Pfarrer Rudolf Wehlmann (Erl. vom 18. Dezem­
ber 1945, Zl. 4791/45)

Pfarrer Albert Zehner (Erl. vom 4. Oktober 1945, 
Zl. 3863/45)

Pfarrer Eduard Drgala (Erl. vom 18. Dezember 
1945, Zl. 4800/45)

Pfarrer Friedrich Krotz (Erl. vom 2. Novem­
ber 1945, Zl. 4654/45)

Pfarrer Arthur Horn (Erl. vom 30. Oktober 1945, 
Zl. 4358/45)

Pfarrer Siegfried Gruber (Erl. vom 15. März 
1945, Zl. 1273/45)

Pfarrer Albrecht Köhler (Erl. vom 7. August 1945, 
Zl. 2887/45)

Pfarrer Herbert Seeberg-Elverfeldt (Erl. 
vom 2. November 1945, Zl. 4655/45)

Gen. Dechant Dr. Karl Molitoris (Erl. vom
29. Dezember 1945, Zl. 6100/45)

Pfarrer Michael Roth (Erl. vom 25. September 
1945, Zl. 3675/45)

Pfarrer Wilhelm Schliewe (Erl. vom 14. August 
1945, Zl. 2907/45)

Oberpfarrer Heinrich Bolz (Erl. vom 18. Dezem­
ber 1945, Zl. 4098/45)

Pfarrer Rudolf Flachbarth (Erl. vom 24. Sep­
tember 1945, Zl. 3736/45)

Superintendent Siegfried Klose (Erl. vom 25. Ok­
tober 1945, Zl. N 1616/45)

Vikar Hans Fischer (Erl. vom 30. Juli 1945, 
Zl. N 1130/45)

Pfarrer Rudolf Türke (Erl. vom 7. Jänner 1946, 
Zl- 127/46)

Senior Heinrich Meder (Erl. vom 5. Jänner 1946, 
Zl. 129/46)

Pfarrer Gotthold Göhring (Erl. vom 3. Jänner 
1946, Zl. 119/45)

Pfarrer Johann Gurka (Erl. vom 5. Jänner 1946, 
Zl. 122/46)

Pfarrer Geza Gottas (Erl. vom 5. Jänner 1946, 
Zl. 120/46)

Pfarrer Hans Stürzer (Erl. vom 5. Jänner 1946, 
Zl. 132/46)

Superintendent Alfred Bolek (Erl. vom 5. Jänner 
1946, Zl. 113/46)

Pfarrer Walter Färber (Erl. vom 22. Jänner 
1946, Zl. 5748/45)

Pfarrer Friedrich Oldenburg (Erl. vom 17. 
August 1945, Zl. 3022/45)
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Aus der einstweiligen Verwendung der öster­
reichischen evangelischen Landeskirche sind im Lause 
der Zeit folgende Flüchtlingspfarrer ausgeschieden:

Pfarrer Georg Schuller
Pfarrer Anton Spiehß
Superintendent Adolf Doberstein
Pfarrer Helmuth Hoffmann
Pfarrer Otto Leonhardt
Pfarrer Wilhelm Litschel

Pfarrer Johann Meedt
Pfarrer Michael Rehbogen (angebl. gefallen)
Pfarrer Hans Schlecht
Pfarrer Rudolf Wehlmann
Pfarrer Wilhelm Schliewe
Pfarrer Friedrich Oldenburg
Pfarrer Johann Gökler
Pfarrer Gottfried Rottmann
Pfarrer Albrecht Köhler
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Amtsblatt
für die Evangelische Kirche A. u. H. B. in Oesterreich
Jahrgang 1946  Ausgegeben am Z0. April 1946 4. Stück

38. Aufgefundene Kinder, Personenstandsfeststellung nach H 26 
P.Sr.G, Richtlinien.

39. Eheschließung niederländischer StaatSangehöriger.
-40. Sicherstellung von Dienstwohnungen.
41. Benützung von Dienstzügen durch Geistliche.
42. Stellung kirchenmusikalischer Vereine.
43. Kirchenmusikalische Veranstaltungen. — Programmübersen­

dung an den Oberkirchenrat.
44. Ergänzung von Amtsblatt-Jahrgängen.
43. Evangelische Predigtstation A. B in Gloggnitz. — Erhebung 

zur selbständigen Pfarrgemeinde,

46. Evangelisches Vikariat A. B. in Kindberg. — Erhebung zur 
Pfarrgemeinde.

47. Systemisierung einer vierten Pfarrstelle in Graz.
48. Systemisierung einer Pfarrvikarstelle in Windischgarsten.
49. Systemisierung von Pfarrvikarstellen in Möllbrücken und 

Lienz.
30. Ausschreibung der Pfarrstelle in Eltendorf.
Zl. Ausschreibung der pfarrstelle Wördern Tulln.
32, Ausschreibung der Pfarrstelle in Steyr.
53. Ausschreibung einer vikarstelle in Mürzzuschlag.
Kirchliche ^Mitteilungen.

Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu- und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des evangelischen Oberkirchenrates fl. u. V. in Wien

Z8. 8-2624 46 vom 23. März 1946.

Aufgefundene Kinder. — Personenstandsfeststellung 
nach §26 P.St. G., Richtlinie»,

Die Landeshauptmannschaft für Steiermark hat 
mit Erlaß vom II. März 1946, Gz. 2-103 Allg. 
II 4-1946 Machstehendes bekanntgegeben:

„Das Bundesministerium für Inneres hat mir 
seinem Erlas; vom 28. Feber 1946, Zl. 41.773-9, 
Nachstehendes anher eröffnet:

Zn letzter Zeit mehrt sich die Zahl der Anträge 
ans Feststellung des Personenstandes für aufgefun- 
dene Kinder gemäß §26 des Personenstandsgesetzes 
ohne nähere Sachverhaltsdarstellung aller die Auf­
findung wie Ort und Zeitpunkt berührende Tat 
fachen, insbesondere ohne Angabe des vermutlichen 
Alters der betreffenden Kinder. Es wird ausdrücklich 
daraus aufmerksam gemacht, daß zur Feststellung 
des Personenstandes von aufgefundenen „neugebore­
nen" Kindern (sog. Findlinge) im Sinne des §23 
des Personenstandsgesetzes die Bezirksverwaltungs­
behörde zuständig ist. Es sind darunter solche Kinder 
zu verstehen, deren Alter mehrere Tage, höchstens 
wenige Wochen beträgt. Mur in den Fällen, wo cs 
sich um bereits ältere Kinder, vereinzelt auch schon 
erwachsene Personen handelt, kommen die Bestim­
mungen des § 26 des Personenstandsgesetzes in An­
wendung und ist in diesen Fällen das Bundesmini 
sterium für Inneres zur Feststellung des Personen 
standes zuständig.

Um somit eine sachgemäße Erledigung von der­
artigen Ankreisen zu gewährleisten und unnötige Rück­

fragen zu vermeiden, werden nachfolgende Richtlinien 
für die Instruierung solcher Anträge bekanntgegeben.

Vor einer Antragstellung gemäß § 26 P. St. G. 
sind insbesondere durch die örtlichen Sicherheitsstellen 
Erhebungen zur Feststellung des wahren Personen- 
standes der betroffenen Personen zu pflegen.

Erst nach Feststehen der Ergebnislosigkeit dieser 
Vorerhebungen kann der Antrag an das Bundes­
ministerium für Inneres gemäß § 26 P. St. G. 
gestellt werden. Als Unterlagen sind diesem Antrag 
beizufügen:

I. Eine kurze Sachverhaltsdarstellung aller die 
Ausfindung, wie Ort und Zeitpunkt berührenden 
Tatsachen;

2. ein amtsärztliches Zeugnis, aus dem der vermut­
liche Geburtstag des betreffenden Kindes zu ent­
nehmen ist;

3. Vorschlag eines Vor- und Zunamens. In 
jenen Fällen, in welchen über einen etwaigen Wunsch 
der Pflegeeltern deren Manien in Vorschlag gebracht 
wird, ist eine Erklärung derselben beizuschließen, aus 
welcher ihr Einverständnis zu dieser Namensbestim- 
mung hervorgeht.

4. Anschluß des Vormundschaftsaktes."
Dies wird Hiernit zur Kenntnisnahme und Dar­

nachachtung mit dem Beifügen mitgeteilt, daß die
23 und 26 P. St. G. (Personenstandsgesetz) fol­

genden Wortlaut haben:
25 (1) Wer ein neugeborenes Kind findet, 

muß es spätestens am folgenden Tage der Ortspoli- 
zeibebörde anzeigen. Diese stellt die erforderlichen 
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Ermittlungen au und benachrichtigt von dem Ergebnis 
alsbald die untere Verwaltungsbehörde.

(2) Die untere Verwaltungsbehörde seht nach An- 
hörung des Gesundheitsamtes den vermutlichen Ort 
und Tag der Geburt fest und bestimmt die Vornamen 
und den Familiennamen des Kindes. Auf ihr Er­
suchen trägt der Standesbeamte dies in das Gebur­
tenbuch ein.

H 26. Wird im Reichsgebiet eine Person betroffen, 
deren Personenstand nicht festgestellt werden kann, 
so bestimmt der Reichsminister des Innern, welcher 
Geburtsort und Geburtstag für sie einzutragen ist; 
er bestimmt ferner die Vornamen und den Familien 
namen. Aus seine Anordnung trägt der Standes­
beamte dies in das Geburtenbuch ein."

39. Z. 3084/46 vom 28. März 1946.

Eheschließung niederländischer Staatsangehöriger.

Die Landeshauptmannschaft Steiermark teilt den 
folgenden Erlaß des Bundesministeriums für In­
neres vom 7. März 1946, Zl. 43263-9, mit:

„1. Niederländische Staatsangehörige, die eine Ehe 
abschließen wollen, bedürfen unbedingt eines Ehe- 
fähigkeitszeugnisses. Zur Ausstellung des Ehefähig- 
keitszeugnisses ist der niederländische Standesbeamte 
zuständig, in dessen Bezirk der Verlobte seinen letzten 
ordentlichen Wohnsitz hatte. Hat der Verlobte in 
Holland keinen ständigen Wohnsitz gehabt oder über 
Haupt nie in Holland gelebt, so ist ausschließlich die 
Gemeinde Amsterdam zur Ausstellung des Ehe- 
fähigkeitszeugnisses zuständig. Eine Befreiung von 
der Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses durch 
eine ausländische (auch österreichische) Stelle erkennt 
die niederländische Regierung nicht an.

2. Ehen, die zwischen einem niederländischen 
Staatsangehörigen und einem Angehörigen eines 
anderen Staates (auch Österreich) ab 10. .Mai 1940, 
das ist der Tag des Einmarsches der Deutschen in 
Holland, bereits abgeschlossen wurden, werden aner­
kannt, jedoch haben die Frauen durch die erfolgte 
Eheschließung nicht die niederländische Staats­
bürgerschaft erworben."

40. 3- 3294 46 vom 6. April 1946.

Sicherstellung von Dienstwohnungen.

Wohnungen, die den geistlichen Amtsträgern, 
welche gemäß h 8 der Pfarrergehaltsordnung (Abl. 
141/1939) Anspruch aus eine freie Wohnung oder 
Mietentschädigung haben, in nicht kircheneigenen Ge­
bäuden zur Verfügung gestellt werden, werden nur 
dann als Dienstwohnungen (Naturalwohnungen) an­
gesehen, bzw. von den Wohnungsämtern anerkannt, 
wenn im bezüglichen .Mietvertrag die evangelische 
Kirchengemeinde als Hauptmieter aufscheint, d. h., 
der Mietvertrag zwischen dem Hausbesitzer (Haus­
verwaltung) als Vermieter und dem gesetzlichen Ver 
treter der evangelischen Gemeinde als Hauptmieter 
abgeschlossen worden ist und sich die Kirchengemeinde 
ausdrücklich das Recht vorbehalten hat, die gemietete 
Wohnung für ihre jeweiligen geistlichen .Amtsträger 
(Angestellten) zu verwenden.

Dienstwohnungen sind laut H 3 (1), Punkt 3, des 
Wohnungsanforderungsgesetzes (StGBl. Nr. 138 
194.6) von der Wohnungsanforderung befreit.

Es wird empfohlen, anderslautende Mietverträge 
auf die evangelische Kirchengemeinde als Haupt- 
mieter umschreiben zu lassen, bzw. in Hinkunft bei 
Abschluß von Mietverträgen o. a. Vorgang zu be 
achten.

41. Z-3173 46 vom 30. März 1946.

Benützung von Dienstzügen durch Geistliche,

Über eine Eingabe des Oberkirchenrates, es möchte 
den Geistlichen zum Zweck des Aufsuchens der 
Religionsunterrichtsstationen die Benützung der 
Dienstpersonenzüge gestattet werden, hat die Staats­
eisenbahndirektion Wien unter Zl. 4105 21-W. vom 
25. .März 1946 mitgeteilt, daß Lehrer von Schulen 
mit Öffentlichkeitsrecht bei Fahrten vom und zum 
Unterricht, einschließlich des Religionsunterrichtes, 
bzw. Schulgottesdienstes, die Dienstpersonenzüge 
gleich den Schülern benützen können.

Gleichzeitig fügte die Staatseisenbalmdirektion bei:
„Um in der Folge Beanständigungen zu vermeiden, 

ersuchen wir Sie, Ihren geistlichen Herren auf 
Namen lautende Bescheinigungen auszufolgen, aus 
denen der Zweck der Fahrt und das Reiseziel zu ent­
nehmen ist."

Die Herren Senioren werden hiemit ersucht und 
ermächtigt, die notwendigen Bestätigungen über An­
suchen der betreffenden Geistlichen auszustellen.

42. Z. 3284'46 vom 28. März 1946.

Stellung kirchenmusikalischer Vereine.

Zur Vermeidung von Mißverständnissen macht 
der Oberkirchenrat die Kirchengemeinden darauf auf 
merksam, daß auf kirchenmusikalischem Gebiet aus­
schließlich das kirchenmusikalische Referat des Ober­
kirchenrates amtliche Befugnisse besitzt und Weisun­
gen zn erteilen vermag.

43. Z. 3285 46 vom 28. .März 1946.

Kirchenmusikalische Veranstaltungen. — Programm- 
übersendung an den Oberkirchenrat.

Um einen Überblick über die kirchenmusikalische 
Arbeit auf dem Gebiet der Landeskirche zu erhalten, 
werden alle kirchlichen Dienststellen angewiesen, von 
jeder kirchenmusikalischen Veranstaltung (Kirchenkon­
zerte, Weihestunden, musikalische Vespern usw.) dein 
kirchenmusikalischen Referat des Oberkirchenrates zum 
Zwecke statistischer Übersicht je ein Stück des Pro­
grammes zu übersenden.

44. Z-377 46 vom 8. April 1946.

Ergänzung von Amtsblatt-Jahrgängen.

Einige Kirchengemeinden haben durch die Kriegs 
ereignisse ihr gesamtes Amtsblatt verloren. Da die 
Gemeinden das Amtsblatt stets mindestens zweifach 
bekommen haben, besteht gewiß die .Möglichkeit, daß 
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einzelne komplette Jahrgänge abgegeben werden könn­
ten. Der Oberkirchenrat kann komplette Jahrgänge 
nicht mehr liefern, weil einige Nummern vergriffen 
sind. Es wird gebeten, vollständige Jahrgänge des 
Amtsblattes ab 1939 dem Oberkirchenrat zur Weiter­
gabe an jene Gemeinden, die dieselben verloren haben, 
zu übersenden.

45. Z. 2446/46 vom 11. April 1946.

Evangelische Predigtstation A. B. in Gloggnitz. — 
Erhebung zur selbständigen Pfarrgemeinde..

Auf Grund des Beschlusses des Presbyteriums 
der evangelischen Pfarrgemeinde A. u. H. B. Neun­
kirchen vom 27. November 1945 und nach Befra­
gung der Gemeindeglieder der in Gründung befind­
lichen Pfarrgemeinde A.B. Gloggnitz sowie nach 
Anhörung des Superintendential- und des Seniorats- 
ausschusses genehmigt der Oberkirchenrat hiemit ge­
nug; H 15 der evangelischen Kirchenverfassung vom 
9. Dezember 1891, RGBl. Nr. 4/1892, in der 
Fassung des einstweiligen Kirchengesetzes vom 
24. Juni 1939, ABl. Nr. 99 39, mit Wirkung vom 
1. April 1946 die Erhebung der evangelischen Pre­
digtstation A. B. Gloggnitz zur selbständigen Pfarr­
gemeinde Augsburgischen Bekenntnisses.

Gleichzeitig wird gemäß; H 37 der evangelischen 
Kirchenverfassung vom 9. Dezember 1891, BGBl. 
Nr. 4 1892, die Systemisierung einer Pfarrstelle 
in der evangelischen Pfarrgemeinde A.B. in Glogg­
nitz oberstkirchenbehördlich bestätigt.

Der Sprengel der neuen Pfarrgemeinde umfaßt 
die evangelischen Gemeindeglieder Ä. B., die im Ge­
richtsbezirk Gloggnitz mit Ausnahme der zu Naßwald 
gehörigen Teile der Orksgemeinde Reichenau westlich 
der Bahnbrücke, weiters in den zum Gerichtsbezirk 
Aspang gehörigen Ortsgemeinden Kirchberg am 
Wechsel und .Wolzegg wohnhaft sind.

Die Führung selbständiger Kirchenbücher der 
Pfarrgemeinde Gloggnitz wurde bereits auf Grund 
des ha. Erlasses vom 5. Jänner 1946, Zl. 5955 45 
mit 1. Jänner 1946 bewilligt. (Erl. Zl. 2446 46 
vom 11. April 1946.)

46. Z-3414 46 vom 6. April 1946.

Evangelisches Vikariat 2l. B. in Kindberg. — 
Erhebung zur Pfarrgemeinde.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 6. April 
1946, Zl. 3414 46, gemäß H 15 der evangelischen 
Kirchenverfassung vom 9. Dezember 1891, RGBl. 
Nr. 4 1892, die Erhebung der evangelischen Pre­
digtstation 21. B. in Kindberg, Steiermark, zur evan­
gelischen Pfarrgemeinde 21. B. in Kindberg, oberst- 
kirchenbehördlich genehmigt.

Der Sprengel der neugegründeten Pfarrgemeinde 
umfaßt das Gebiet der Marktgemeinde Kindberg 
mit den Dorfgemeinden Allerheiligen, Mürzhofen, 
Stanz, Wartberg, .Mitterdorf, Dorf-Veitsch, Groß- 
Veitsch, Klein-Veitsch, welche hiemit aus dem Ver­
bände der evangelischen Pfarrgemeinde 21. n. H. B. 
in Mürzzuschlag anscheiden.

47. Z. 3052 46 von, 28. .Wärz 1946.

Systemisierung einer vierten Pfarrstelle in Graz.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 28. März 
1946, Zl. 3052/46, gemäß § 37 der evangelischen 
Kirchenverfassung vom 9. Dezember 1891, RGBl. 
Nr. 4, 1892, die Systemisierung einer vierten 
Pfarrstelle in der evangelischen Pfarrgemeinde 21. 
und H. B. Graz, linkes Murufer, oberstkirchenbe­
hördlich genehmigt.

48. Z. 3055/46 vom 2. April 1946.

Systemisierung einer Pfarrvikarstelle in Windisch- 
garsten.

Die von der Gemeindevertretung der evangelischen 
Pfarrgemeinde 21. B. Neukematen am 20. Jänner 
1946 beschlossene Systemisierung einer ständigen 
Pfarrvikarstelle in Windischgarsten wird gemäß H 37 
der evangelischen Kirchenverfassung vom 9. Dezember 
1891, RGBl. IN. 4/1892, oberstkirchenbehördlich 
genehmigt. (Erl. Zl. 3055 46 vom 2. April 1946.)

49. 3> 2646/46 vom 23. März 1946.

Systemisierung von Pfarrvikarstellen in Möllbrücken 
und Lienz.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 23. März 
1946, Zl. 2646 46, die Systemisierung von je einer 
Pfarrvikarstelle in den evangelischen Predigtstationen 
Wöllbrücken und Lienz (evangelische Pfarrgemeinde 
A. B. Spittal a. d. Drau, Kärnten) gemäß H 37 der 
evangelischen Kirchenverfassung vom 9. Dezember 
1891, RGBl. Nr. 4 1892, oberstkirchenbehördlich 
genehmigt.

50. Z. 3634 46 vom 12. April 1946.

Ausschreibung der Pfarrstelle in Eltendorf.

In der evangelischen Pfarrgemeinde 21. B. in 
Eltendorf, Burgenland, gelangt die Pfarrstelle zur 
Ausschreibung.

In dem einstöckigen Pfarrhaus sind im 1. Stock 
drei Zimmer und Küche und im Erdgeschoß außer der 
Pfarrkanzlei zwei weitere bewohnbare Räume vor­
handen. Ein großer Garten und ein Gemüsegarten 
stehen gleichfalls zur Verfügung.

Zu der Pfarrgemeinde gehören die derzeit mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln von Eltendorf aus nicht 
erreichbaren Filialgemeinden Heiligenkreuz, Königs­
dorf, Neustift bei Güssing, Poppendorf, Ruders­
dorf und Zahling, in welchen sowohl Gottesdienst 
als auch Religionsunterricht zu halten ist.

Bewerbungen sind samt Unterlagen bis 15. Juni 
1946 an das Presbyterium der evangelischen Pfarr- 
gemeinde 21. B. in Eltendorf, Bez. Jennersdorf, 
Burgenland, zu richten.
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51, Z.3214/46 vom 6. April 1946.

Pfarrstellenausschreibung.

Zur Neubesetzung wird hiemit die Pfarrstelle der 
Pfarrgemeinde A. B. Wördern-Tulln ausgeschrie­
ben. Für die Bewerbung gelten die gleichen Bestim­
mungen wie sie in der Ausschreibung vom 7. Jän­
ner 1946, ABl. 9"rr. 8/46, enthalten find. Die 
Bewerbungsfrist endet am 15. Juni 1946.

52. Z. 4642/46 vom 7. Mai 1946.

Pfarrstellenausschreibung.

In der evangelischen Pfarrgemeinde A. B. in 
Steyr, Oberösterreich, gelangt die Pfarrstelle zur 
Ausschreibung.

Bewerbungen sind bis 30. Juni 1946 an das 
Presbyterium der evangelischen Pfarrgemeinde A. B. 
in Steyr zu richten.

53. Z. 993/46 vom 3. April 1946.

Vikarsstellenausschreibung.

Die Pfarrgemeinde Mürzzuschlag schreibt die freie 
Personalvikarstelle in Mürzzuschlag aus. Bewer­
bungsfrist 4 Wochen nach Herausgabe des Amts­
blattes. Bewerbungen können auch von solchen nicht- 
österreichischen Geistlichen eingebracht werden, die 
die Verständigung erhalten haben, daß sie für die 
Aufnahme in den landeskirchlichen Dienst vorgesehen 
sind.

Kirchliche Mitteilungen
Die Wahl des Pfarramtskandidaten Wilhelm 

Müller zum Personalvikar des Pfarrers Jakob 
Julius Leibfritz der Pfarrgemeinde A. B. Wels 
wurde gemäß § 45 der Kirchenverfassung oberst­
kirchenbehördlich bestätigt. (Erl. Z. 1567/46 vom 
21. März 1946.)

Die Wahl des Pfarramtskandidaten Ing. Emil 
Sturm zum Personalvikar des Seniors Hubert 
Taferner der evangelischen Pfarrgemeinde A. B. 
Linz wurde gemäß H 45 KV. mit Erlaß vom 
22. März 1946, Zl. 2341/46, oberstkirchenbehördlich 
bestätigt.

Die Wahl des Personalvikars Beowulf Moser 
zum Personalvikar des Pfarrers Otto Bünker der 
evangelischen Pfarrgemeinde A. B. Leoben wurde 

gemäß 45 KV. mit Erlaß vom 3. April 1946, 
Zl. 1901/46, oberstkirchenbehördlich genehmigt.

Pfarrer Johann Barth wurde für die Flücht- 
lingsseelsorge in einstweilige Verwendung der Lan­
deskirche genommen und zur vorläufigen Dienst­
leistung der evangelischen Pfarrgemeinde Braunau 
zugeteilt. (Erl. Zl. 2274/46 vom 5. April 1946.)

Pfarrer Gustav Weinberger wurde zufolge 
des Erlaßes vom 1. April 1946, Zl. 769/46, in einst­
weilige Verwendung der evangelischen Kirche A. B. 
in Österreich genommen und der Pfarrgemeinde Wr.- 
Neustadt bis auf weiteres zur Dienstleistung zugeteilt.

Predigtamtskandidat Wolfgang Mischner 
wurde vorbehaltlich der Genehmigung des Bundes­
ministeriums für Unterricht in einstweilige Ver­
wendung der evangelischen Kirche A. B. in Österreich 
genommen uno mit Erlaß vom 11. April 1946, 
Zl. 3171/46, mit Wirksamkeit vom 1. Mai 1946 
dem evangelischen Pfarramt A. B. Hallein als Lehr­
vikar zugewiesen.

Pfarrer Erich Schneider wurde gemäß Erlaß 
vom 10. April 1946, Zl. 2509/46, mit Wirkung 
vom 1. April 1946 in einstweilige Verwendung der 
Landeskirche genommen und der Pfarrgemeinde Linz 
zur vorläufigen Dienstleistung zugeteilt.

Stadtorganist Adolf Wurm der evangelischen 
Teilgemeinde A.B. Wien-Innere Stadt wurde mit 
dem Erlaß vom 6. April 1946, Zl. 3313/46, ge­
mäß H 4 der Prüfungsordnung für nebenberufliche 
Kirchenmusiker vom 30. Okt. 1943, ABl. 9"rr. 93/43, 
als Beisitzer in den kirchenmusikalischen Prüfungs­
ausschuß des Oberkirchenrates berufen.

Professor Otto Beck, zuletzt als Pfarradministra­
tor der evangelischen Teilgemeinde A. B. Wien- 
Neubau zugeteilt gewesen, wurde über eigenes An­
suchen aus Gesundheitsrücksichten mit 31. März 1946 
in den dauernden Ruhestand versetzt. (Erl. Zl. 2536/46 
vom 22. März 1946.)

Superintendent Siegsried Klose hat infolge 
Rückkehr in das Deutsche Reich die einstweilige 
Dienstleistung in der österreichischen Landeskirche auf­
gegeben.

Pfarrer und Senior Adolf Wagner aus Wal­
lendorf in Siebenbürgen, der in der Flüchtlingsseel- 
sorge der österreichischen evangelischen Landeskirche 
eingesetzt war, ist am 5. März 1946 in die ewige 
Herrlichkeit heimgegangen.

Herausgeber, Verleger und Eigentümer: Evangelische Kirche 2l. und H.D in Östeirench Wien I, Echellinggasse 12 — Schriftwaller 
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kirchliche Mitteilungen.

Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu-und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des evangelischen Oberkirchenrates fl. u. in Wien

54. 3- 4509 46 vom 2. .Mai 1946.

Arbeitspslichtgesetz. — Auszugsweise Verlautbarung.

Aus dem Arbeitspslichtgesetz vorn 15. Feber 1946, 
BGBl. Nr. 63 46, wird auszugsweise bekanntge- 
geben:

8 1. (1) Zur Durchführung dringender, durch den 
Notstand von Staat und Wirtschaft bedingter Ar- 
beiten der Ernährungssicherung und des Wiederauf- 
baues können arbeitsfähige Personen, die in Österreich 
ihren dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt 
haben, nach .Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
zur Arbeitsleistung auf begrenzte Dauer verpflichtet 
werden (Arbeitspflicht). Zu diesem Zwecke kann auch 
privaten und öffentlichen Dienstgebern mit mehr als 
drei beschäftigten Personen die vorübergehende Abgabe 
von Arbeitskräften vorgeschrieben werden.

(2)Von der Arbeitspslicht sind ausgenommen'
a) Männliche Personen, die das 16. Lebensjahr noch 

nicht vollendet oder das 55. Lebensjahr überschritten 
haben, sowie weibliche Personen, die das 16. Le­
bensjahr noch nicht vollendet oder das 40. Lebensjahr 
überschritten haben; bei Personen, die in den 4 
und 12 des Verfassungsgesetzes vom 8. .Mai 1945, 
StGBl. Nr. 13 (Verbotsgesetz), genannt find, 
erhöht sich die obere Altersgrenze ans 60 Jahre 
für männliche und auf 50 Jahre für weibliche Per­
sonen;

Io) Frauen, die ohne eine .Hilfskraft zu beschäftigen, 
für vollbeschäftigte oder pflegebedürftige Haus- 
haltsangehörige den Haushalt führen;

c) Frauen, die mindestens ein Kind haben, welches 
das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, im 

gemeinsamen Haushalt mit der Frau lebt und in 
ihrer Pflege steht;

cl) Schwangere;
a) vollbeschäftigte berufstätige Frauen;
k) Kriegsbeschädigte, deren Erwerbsminderung min­

destens 40 v. H. beträgt oder den Anspruch auf 
Versehrtengeld der Stufen II, III oder IV be­
gründet, sowie Arbeits- und Unfallinvalide, wenn 
die Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit mehr als 
40 v. H. beträgt, und die in 8 I, Abs. (I), lit. cl 
und e, und Abs. (2) des Opfer-Fürsorgegesetzes 
vom 17. Juli 1945, StGBl. Nr. 90, bezeich­
neten Personen;
Geistliche und Ordenspersonen.

8 2. (1) Zur Arbeitspflicht im Nahmen des 8 l 
sind nach .Maßgabe des Bedarfes und gemäß der vom 
Bundesministerium für soziale Verwaltung im Ein­
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien be­
stimmten Reihenfolge der Arbeiten heranzuziehen: 
a) Personen, die in den §8 4 und 12 des Verbots- 

gesetzes genannt sind;
6) Personen, die keinem geregelten Erwerb, der sie 

voll in Anspruch nimmt, nachgehen;
c) .Männer bis zum vollendeten 30. Lebensjahr.

(2) Wenn der Umfang der auszuführenden Arbei­
ten (8 3) es erfordert, kann durch Verordnung des 
Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Ein­
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien der 
Personenkreis des Abs. (1), lit. c, innerhalb des im 
8 1, Abs. (I) und (2), umschriebenen Geltungsbe­
reiches entsprechend erweitert werden.

(3) Personen, die im Erwerbsleben voll beschäftigt 
sind lind nicht in den HH-l ,,ud l2 des Verbotsgesetzes 
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genannt sind, dürfen zu Arbeiten im Sinne des 8 3 
mir verpflichtet werden, wenn andernfalls mangels 
geeigneter Arbeitskräfte die Durchführung dieser Ar­
beiten gefährdet würde; solche Personen dürfen nur im 
Rahmen ihres bisherigen Berufes eingesetzt werden. 
Die gleiche Einschränkung hinsichtlich der Heranzie- 
hung zur Arbeitspflicht gilt für Personen, die in ihrer 
Berufsausbildung vollbeschäftigt sind, sowie für die 
Studierenden der Hochschulen und für Schüler, wenn 
sie durch die Ausbildung voll in Anspruch genommen 
sind und den ordnungsmäßigen Fortgang ihrer 
Studien, beziehungsweise den ordnungsmäßigen Be­
such der Schule nachweisen.

8 5. (1) Bei der Heranziehung zur Arbeitsver- 
pflichtung hat das Arbeitsamt die persönlichen Ver­
hältnisse der zu verpflichtenden Personen entsprechend 
zu berücksichtigen.

(2) Die Verpflichtung darf nur zu einer Arbeit 
ausgesprochen werden, die den körperlichen Fähig­
keiten des zu Verpflichtenden entspricht und angemessen 
entlohnt ist. Die körperliche Eignung ist im Zweifels­
falle im Wege ärztlicher Untersuchung durch den vom 
Arbeitsamt bestimmten Arzt festzustellen.

(3) Grundsätzlich sollen Personen nur auf Arbeits­
plätze an ihrem Wohnort oder gewöhnlichen Aufent­
haltsort verpflichtet werden. Erweist sich in Ausnahms- 
fällen die Verpflichtung nach auswärts als unvermeid­
bar, weil andernfalls die Durchführung dringender 
Arbeiten auf Schwierigkeiten stoßen würde, so hat 
sie zur Voraussetzung, daß am Arbeitsort Verpfle­
gung und Unterkunft vorhanden sind; falls der zu 
Verpflichtende bisher mit Familienangehörigen zu­
sammengelebt hat, zu deren Unterhalt er verpflichtet 
ist, ist weitere Voraussetzung, das; die Versorgung 
dieser Angehörigen durch die Verpflichtung nach aus­
wärts nicht gefährdet wird. Wenn sich die Not­
wendigkeit erweist, Arbeitskräfte außerhalb ihres 
Wohnortes oder Aufenthaltsortes zu verpflichten, so 
sind in erster Linie beschäftigungslose Personen, die 
unter die Bestimmungen des 8 2, Abs. (l), lit. a, 
fallen, zu verpflichten.

8 6. (I) Die Arbeitsverpflichtung wird durch das 
Arbeitsamt ausgesprochen, in dessen Sprengel die zu 
verpflichtende Person ihren Wohnsitz oder in Erman­
gelung eines solchen ihren Aufenthalt hak. Sie hat 
mittels schriftlichen Bescheides (Verpflichtungsbe- 
scheid) zu erfolgen.

(2) Der Verpflichtungsbescheid muß folgende An­
gaben enthalten: Name und Adresse des Verpflich­
teten, Name und Ort des Betriebes, in dem sich der 
Arbeitsplatz befindet (Aufnahmebetrieb), Art der 
Dienstleistung, Zeitpunkt des Beginnes und der Be­
endigung der Dienstleistung; steht der Verpflichtete 
in Beschäftigung, so muß der Verpflichtungsbescheid 
auch Name und Standort des Betriebes, in dem der 
Verpflichtete bisher beschäftigt war (Stammbetrieb), 
enthalten.

(3) Der Verpflichtungsbescheid ist dem Verpflichte­
ten und in Abschrift dem Inhaber des Aufnahmebe- 
triebes sowie m den Fällen, in denen der Verpflichtete 
in Beschäftigung steht, auch dem Inhaber des Stamm- 
betriebes zuzustellen.

8 7. (1) Vor der Verpflichtung hat das Arbeits­
amt die zu verpflichtende Person und, wenn diese in 
einem Beschäftigungsverhältnis steht, auch den Dienst 
geber zu hören. Der zn verpflichtenden Person sind 
dabei die Bedingungen, unter denen die Verpflichtung 
erfolgen soll, bekanntzugeben.

8 8. (1) Gegen den Verpflichtungsbescheid steht 
dem Verpflichteten und gegebenenfalls dem Stamm 
betrieb innerhalb einer Woche das Recht der Berufung 
an das Landesarbeitsamt zu. Der Berufung kommt 
aufschiebende Wirkung nur dann zu, wenn der zu Ver­
pflichtende in einem Beschäftigungsverhältnis steht.

8 9. (1) Die Verpflichtung ist nur für einen be­
grenzten, sechs .Monate nicht übersteigenden Zeitraum 
auszusprechen.

(2) Bei dringendem Bedarf kann die Verpflich­
tung über Antrag des Aufnahmebetriebes einmalig um 
höchstens sechs weitere Monate verlängert werden. 
Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der 
88 6 bis 8 entsprechend.

(3) Wenn triftige Gründe vorliegen, kann die Ver­
pflichtung vor Ablauf der im Verpflichtungsbescheid 
festgesetzten Dauer von dem Arbeitsamt aufgehoben 
werden, das die Verpflichtung ausgesprochen hak.

8 10. (2) Nach Beendigung der Arbeitsverpflich­
tung hat sich der Verpflichtete sogleich beim Arbeits­
amt zu melden; wenn er jedoch aus einem Beschäfti­
gungsverhältnis heraus verpflichtet wurde, hak er in 
seinen Stammbetrieb zurückzukehren. Der Inhaber des 
Aufnahmebetriebes ist verpflichtet, unverzüglich das 
Arbeitsamt, das die Verpflichtung ausgesprochen hat, 
zu verständigen, wenn der Verpflichtete nach Beendi­
gung der Arbeitsverpflichtung oder vorher aus dem 
Betrieb nusgeschieden oder ohne triftigen Grund vor­
übergehend der Arbeit ferngeblieben ist.

8 12. (1) Für das Dienstverhältnis von Personen, 
die im Zeitpunkt der Verpflichtung in einem Dienst­
verhältnis standen, gelten überdies nachstehende Be­
stimmungen:

a) Die Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhält­
nis zum Stammbetrieb ruhen für die Dauer der 
Verpflichtung. Soweit Rechtsansprüche desDienst- 
nehmers sich nach der Dauer der Dienstzeit richten, 
ist die im Aufnahmebetrieb zurückgelegte Dienstzeit 
mit der Dienstzeit im Stammbetrieb zusammenzu- 
rechnen.

h>) Während der Dauer der Verpflichtung darf das 
Dienstverhältnis zum Stammbetrieb vom Dienst- 
geber nicht gekündigt werden. In besonderen Fäl­
len kann das Landesarbeitsamt im Einvernehmen 
mit dem Betriebsrat (Vertrauensmann) Ausnah­
men hievon bewilligen.

c) Hat ein verpflichteter Dienstnehmer auf Grund 
seines Dienstverhältnisses zum Stammbetrieb eine 
Dienst- oder Werkswohnung inne, so darf der 
Vermieter während der Dauer der Verpflichtung 
die ^Wohnung nicht kündigen.

8 16. (1) Durch dieses Verfassungsgesetz werden die 
reichsrechtlichen Bestimmungen zur Sicherstellung des 
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Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staats- 
politischer Bedeutung aufgehoben.

Bemerkung : Der in 2 zitierte, in der auszugsweisen 
Verlautbarung aber nicht angeführte F .3 betrifft Arbeiten der 
Ernährungssicherung und des Wiederaufbaues

55. 3- 4510 46 vorn 2. Mai 1946.

Wohnungsanforderungsgesetz. — Sonderbestimmun- 
gen für Wien.

Die im BGBl. unter Nr. 69 46 verlautbarte Ver- 
ordnung des Bundesministeriums für soziale .Verwalt 
tung vom 12. Feber 1946 bestimmt:

,,Auf Antrag des Magistrates der Stadt Wien 
wird für Wien auf die Dauer der Geltung des Woh- 
nungsanforderungsgesetzes das .Recht auf Anforderung 
einzelner Wohnräume dahin ausgedehnt, daß bei der 
Abrechnung der überzähligen Wohnräume der Schlüs­
sel von zwei Personen je Zimmer und einer Person je 
Kabinett ohne Rücksicht auf das Alter der Personen 
zu gelten hat."

56. 3- 3248 46 vom 2. März 1946.

Dank und Anerkennung für kirchliche Amtsträger.

In Ergänzung des Erlasses 3^3 1708 46 vom 
18. Feber 1946, Amtsblatt Nr. 32, wird ferner 
Dank und Anerkennung folgenden kirchlichen Amts- 
trägern und Gemeindegliedern des nördlichen burgen­
ländischen Seniorates ausgesprochen: Der Pfarrfrau 
Karoline Augustin, den Presbytern Gustav Sieben- 
stich und Georg Dingelmaier und den Kuratoren 
Johann Rosenberger und Matthias Rosenberger in 
Deutsch-Jahrndorf; Frl. Luise Rumpeltes und Herrn 
Karl Wendelin in Nickelsdorf; Herrn Samuel Graf 
und Kurator Johann Meixner in Zurndorf; dem 
Kurator Lorenz Hauptmann in Tadten.

57. 3- 4430/46 vom 3. .Mai l946.

Bestellung der Prüfungskommission für die Amts­
prüfung.

Der Oberkirchenrat hak zu .Mitgliedern der Prü­
fungskommission für das Examen pro ministerio für 
die nächsten drei Jahre die Herren Oberkirchenrat Lic. 
Dr. Erwin Schneider, Pfarrer Karl Egli und Kirchen­
rat Dr. Dr. Franz Fischer berufen.

58. 3- 3031 46 vom 3. April 1946.

Bayrisches Notes Kreuz, München.

Das Bayrische Note Kreuz, München, unterhält in 
Salzburg eine Dienststelle mit der Anschrift: „Der 
Delegierte des Bayrischen Roten Kreuzes für Öster­
reich, Salzburg 4, Schließfach 82".

An diese Dienststelle können unmittelbare Anfragen 
gerichtet werden, die so abzufassen wären, das; sie sofort 
im Original weitergegeben werden können. Eine Durch­
schrift der Anfrage ist für den Gebrauch der Dienst- 
stelle des Bayrischen .Roten Kreuzes gleichfalls an- 
zuschließen.

59, 3. 4386 46 vom 4. Mai 1946.

Systemisierung von Pfarrvikarstellen in Murau und 
Fohnsdorf.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 4. Mai 
1046, Z. 4386 46, die Systemisierung je einer Pfarr­
vikarstelle in Fohnsdorf und Murau (Evangelische 
Pfarrgemeinde A. B. in Judenburg) gemäß H 37 der 
evangelischen Kirchenverfassung vom 9. Dez. 1891, 
NGBl.Nr.4 1892, oberstkirchenbehördlich genehmigt.

60. 3- 4330 46 vom 10. .Mai 1946.

Systemisierung einer Pfarrvikarstelle.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 10. Mai 
1946, Z. 4530 46, die Systemisierung einer Pfarr­
vikarstelle in Bruck a. d. Leitha (Evangelische Ge­
meinde A. B. Wien-Schwechat) gemäß H 37 der 
evangelischen Kirchenverfassung vom 9. Dez. 1891, 
NGBl.Nr.4 1892, oberftkirchenbehördlich genehmigt.

61. 3- 5167 46 vom 24. Mai 1946.

Ausschreibung von Pfarrstellen.

Zur Neubesetzung werden hiemit folgende Pfarr­
stellen ausgeschrieben:
1. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde A. u. H. B. Bern­

dorf, Niederöfterreich;
2. Pfarrftelle der Pfarrgemeinde 21. u. H. B. Voits- 

berg, Steiermark;
3. Erste Pfarrftelle der Pfarrgemeinde Salzburg;
4. Pfarrftelle der Pfarrgemeinde 21. B. Braunau 

am Inn, Oberösterreich;
5. Erste, zweite und dritte Pfarrstelle der evangelischen 

Pfarrgemeinde 2l. u. H. B. Graz, linkes Murufer. 
Bewerbungen sind bis 20. Juli 1946 bei den einzel­

nen Presbyterien einzubringen. Der Beibringung von 
urschriftlichen oder gerichtlich bzw. notariell beglaubig­
ten Urkunden bedarf es nicht.

Bewerbungen können solche Geistliche einreichen, die 
bereits dauernd in den Dienst der Landeskirche aus­
genommen sind oder die das österreichische Heimatrecht 
haben.

62. 3- 5098, 46 vom 23. Mai 1946.

Pfarrstellenausschreibung.

Die Stelle des geschäftsführenden Pfarrers der 
Teilgemeinde 2l. B. Wien I. wird neuerdings aus- 
geschrieben. Dienstwohnung steht zur Verfügung. Be­
werbungen mögen bis 20. Juli 1946 dem Presbyterium 
der Evangelischen Teilgemeinde 21. B. Wien, I., Doro- 
theergasse 18, eingereicht werden.

63. Z. 4993 46 vom 22. Mai 1946.

Vikarstellenausschreibung.

In der Evangelischen Filialgemeinde 2l. B. Feld- 
bach, Steiermark, gelangt die Vikarstelle zur Aus­
schreibung. Bewerbungen sind bis 15. Juli 1946 an
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das Presbyterium der Pfarrgemeinde Fürstenfeld, 
Schillerstrasse 13, Tel. .Nr. 194, einzubringen.

64. Z. 5299 46 vom 28. .Mai 1946.

Neudruck des Gesangbuches.

Es ist für die nächste Zeit ein Neudruck des Ge­
sangbuches für die evangelische Kirche Augsburgischen 
Bekenntnisses in Österreich geplant und dürfte dieser, 
wenn keine unvorhergesehenen Hindernisse eintreten, 
bis Spätherbst d. I. beendet sein. Wenn möglich, wer­
den Ausgaben sowohl in Ganz- als auch Halbleinen 
hergestellt werden. Der Preis steht noch nicht fest, 
da die Berechnungen weder für den Druck noch für 
das Einbinden abgeschlossen sind, doch dürfte er aller 
Voraussicht nach etwas höher sein als bisher.

Die Pfarrämter, welche Bedarf an Gesangbüchern 
haben, können bereits jetzt ihre Bestellungen unter An­
gabe, ob Ganz- oder Halbleinenausgabe gewünscht 
wird, unmittelbar bei der Wartburg-Buchhandlung 
Alfred Brunner, Wien, VII., Neubarigürtel 26, auf­
geben.

65. Z. 4952/46 vom 20. Mai 1946.

Verzeichnis über Religionsaus- und -eintritte und kirch­
liche Trauungen.

Die Landeshauptmannschaft Steiermark keilt mit:
Zufolge Erlasses des Bundesministeriums für Un­

terricht vom 50. April 1946, Zl. 12.388-V, werden 
die Erlässe des ehemaligen Ministeriums für innere 
und kulturelle Angelegenheiten, Abt. IV: Erziehung, 
Kultus und Volksbildung, vom 22. .Mai 1939, Z. IV- 
Kc-314-374-1939 und vom 9. Juni 1939, Z. IV- 
Kc-325-326-I939, betreffend die statistische Erfassung 
der Religionsaustritte und -eintritte und der kirchlichen 
Trauungen ausser Kraft gesetzt.

Die in diesen Erlässen verlangten Berichte find 
daher von den betreffenden Kirchen und Religionsge­
sellschaften nicht mehr zu erstatten, auch die Vorlage 
der entsprechenden Meldungen beim Statistischen Zen- 
tralamt in Wien hat zu unterbleiben.

-Angeordnete Kollekte:
8. Juni 1846 (pfingstsonntag-: Landeskirchlicher 

Baufonds

Kirchliche Mitteilungen
Pfarrer Hugo Fleischmann der evangelischen 

Pfarrgemeinde A. B. Steyr ist am 16. April 1946 
in den Frieden der ewigen Heimat hinübergeschlum- 
mert.

Senioratskurator Rechtsanwalt Dr. Wilhelm 
Dantine aus Leoben ist in den Frieden des Herrn 
heimgegangen. Die österreichische Landeskirche verliert 
mit dem Heimgegangenen eine ihrer treuesten und ver­
lässlichsten Stützen.

Am 15.Mai 1946 wurde Pfarrer Karl Lasoka in 
Voitsberg, dieser „fromme und getreue Knecht zn 
seines Herrn Freude", unerwartet mitten aus der Ar­
beit heimgerufen.

Pfarrer Georg Harth, der im Jahre 1944 sein 
Amt freiwillig niedergelegt hatte, wurde in den Dienst 
der evangelischen Kirche A.B. in Österreich über sein 
Ansuchen wieder ausgenommen. (Erl. Zl. 4415 46 
vom 30. April 1946.)

Der Oberkirchenrat hat mit Erlass Z. 5114 46 vom 
23. Mai 1946 Pfarrer Cornelius Guttenberger 
einstweilig in die Verwendung der Evangelischen 
Kirche A. B. unter gleichzeitiger Dienstzuteilung 
beim Evangelischen Pfarramt A. B. in Eltendorf 
übernommen.

Prediger Karl Rathke wurde zufolge des Erl. 
vom 13. Mai 1946, Zl. 4835/46, in einstweilige Ver­
wendung der Landeskirche genommen und der Pfarr- 
gemeinde Unterhaus zur Betreuung des Flüchtlings­
lagers Treffling zugeteilt.

Die Anschrift des Pfarramtes Korneuburg wurde 
auf „Korneuburg, Schubertstrasse 3" geändert.

Das Pfarramt Wiener-Neustadt hat seine An­
schrift vorübergehend auf „Bahngasse 46" geändert.

Pfarrer Peter Staudt, bisher der Pfarrgemeinde 
Gallneukirchen zugeteilt, hat den Dienst der Öster­
reichischen evangelischen Landeskirche verlassen. (Erl. 
Zl. 3956/46 vom 23. April 1946.)

Pfarrer Martin Intscher ist aus dem Dienst der 
Landeskirche mit 30. April 1946 ausgeschieden.

Berichtigungen

Im 3. Stück des Amtsblattes vom 31. März 1946 
ist auf Seite 28 angeführt, dass Pfarrer Michael 
Rehbogen angeblich gefallen ist. Diese Angabe ist, 
wie inzwischen bekannt wurde, unzutreffend. Pfarrer 
Rehbogen ist vielmehr in das Deutsche Reich abge- 
wandert.

Die Anschrift des Diakons Felix Michel, der in 
der Februar-Nummer des Amtsblattes, Seite 19, als 
Diakon und Religionslehrer angeboten wird, lautet 
richtig: Wien, XIX./117, Leopold Steinergasse 6.
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Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu-und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des Evangelischen Oderkirchenrates fl. u. kj. V. in Wien
66. 3' 3833 46 vom 18. Juni l946.

Behandlung von Anzeigen über Kirchenaustritte.

Die Landeshauptmannschaft Niederösterreich hat 
mit Erl. vom 1.1. Mai 1946, Z. LA ll 4 177-1946, 
bekanntgegeben:

„Das Bundesministerium für Unterricht hat mit 
nachstehend wiedergegebenem Erlaß Z. 4-302 VA 946 
vom 10. April 1946 für die Behandlung von An­
zeigen über Kirchenaustritte folgende Erläuterung der 
gegenwärtigen Rechtslage und dementsprechende Ein­
weisung der Verwaltungsbehörden bekanntgegeben:

Gegenüber aufgetauchtem Zweifel, ob bei Kirchen 
austrittserklärungen künftig wiederum nach der Ver­
ordnung vorn 16. August 1983, BGBl. Nr. 379, 
vorzugehen fei, wird darauf verwiesen, daß; diese 
Verordnung unter der nationalsozialistischen Okku- 
pation Österreichs zur Gänze durch die Verordnung 
über den Vollzug von Religionsaustritten vom 
9. September 1938 GBl. f. Ö. Nr. 394 1938, auf­
gehoben und die früher bestandene Vorschrift des §4 
der österreichischen Verordnung vorn 18. Jänner >869 
.AGBl. Nr. l3 wiederhergestellt worden ist. Die 
Verordnung vom 9. September l938, GBl. f. Ö. 
Nr. 394,1938, trägt keilten der in H 1 des Rechts- 
überleitungsgesetzes vom l.Mai 1943, StGBl. Nr.6 
angeführten Mängel an sich und gilt deshalb nach 
H 2 des .Rechts-Überleitungsgesetzes als in der Repu- 
blik Österreich vorläufig in Geltung gesetzt.

Sonach ist es für die Zeit nach dem April 1943 
bei der Aufhebung der Verordnung vom 16. August 
1933, .AGBl. Nr. 379, und der ^Wiederherstellung 
des H 4 der Verordnung von 1869, AGBl. Nr. 13, 
betreffend den Vollzug der den Übertritt von einer 
Kirche oder Religionsgesellschaft zu einer anderen 
regelnden Bestimmungen des Gesetzes vom 23. .Mai 
1868, AGBl. Nr. 49 verblieben. Demnach hat 
die Behörde gemäß H 4 der letztgenannten Verord­

nung die Identität des Anmeldenden, und ob der­
selbe das 14. Lebensjahr zurückgelegt hat und sich 
in dein erforderlichen Geistes- und Gemütszustand 
befindet, nur dann zn prüfen, wenn Umstände vor- 
liegen, die begründete Zweifel zu erregen geeignet 
sind."

67. 3- Ö919 46 vom 18. Juni >946.

Matrikeneintragungen, Streichung der den Juden 
beigelegten Vornamen.

Im Nachhang zu dem unter Nr. >8 46 verlaut­
barten Gesetz vom 23. November 1943, BGBl. 
Nr. 3/46, teilt der Oberkirchenrat im folgenden den 
Erlas; des Bundesministeriums für Inneres vom 
19. April 1946, Z. 43.642 - 9/46, betreffend die 
Streichung der den Juden zusätzlich beigelegten Vor­
namen in den .Matriken mit:

„Aus Anlas; einer anher gerichteten Anfrage, ob 
es zur Streichung der den Juden auf Grund der 
Verordnung von: 17. August 1938, Gesetz I, S. 1044, 
(GBl. für das Land Österreich Nr. 144/1939) zu­
sätzlich beigelegten Vornamen Israel und Sara 
in den Personenstandsbüchern (Matriken) eines spezi­
ellen Auftrages der Aufsichtsbehörde bedarf, wird 
eröffnet:

Gemäß § 1 des Gesetzes vom 23. November 1943 
über die Bereinigung von Schriftstücken wegen Auf­
hebung von ans sogenannten rassischen Gründen er- 
lassenen Vorschriften (Schriftstücke-Bereinigungsge- 
setz) gelten in allen amtlichen Aufzeichnungen, also 
insbesonders auch in den Personenstandsbüchern 
(Matriken) die den Juden zusätzlich beigelegten Vor­
namen Israel und Sara als nicht beigesetzt.

Da durch diese gesetzliche Bestimmung das beur­
kundete Sachverhältnis nachträglich geändert wurde, 
ohne das; die Eintragung von Anfang an unrichtig 
gewesen wäre, so bedarf es zur Streichung einer 
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solchem Eintragung, in sinngemäßer Anwendung des
134 der Dienstanweisung, keiner Genehmigung der 

Verwaltungsbehörde oder eines Gerichtsbeschlusses. 
Der Standesbeamte (.Matrikenführer) hat vielmehr, 
wenn er mit einer solchen Eintragung besagt ist, von 
amtswegen oder über Wunsch der betroffenen Per­
son die Streichung vorzunehmen."

68. 3- 5434 46 vom 18. Juni 1946.

Einsichtnahme in polizeiliche Meldebelege.
Mit dem an alle Sicherheitsdirektionen und an 

die Bundespolizeidirektion Wien ergangenen Rund- 
erlaß vom 8. Mai 1946, Z. 78.445-4/46, hat das 
Bundesministerium für Inneres (Generaldirektion für 
öffentliche Sicherheit) verfügt:

„/Auf Grund eines anher gelangten Antrages des 
österreichischen Episkopales wird bekanntgegeben, daß; 
vom h. a. Standpunkt kein Bedenken dagegen ob­
waltet, den mit der Einhebung der Kirchenbeiträge 
betrauten Funktionären der römisch-katholischen Kirche, 
der evangelischen Kirchen beider Bekenntnisse, der 
altkatholischen Kirche und der israelitischen Religions- 
gesellschaft die Einsichtnahme in die polizeilichen 
Meldebehelfe zu gewähren, um ihnen die Berichtigung 
bzw. Neuanlage der Listen der beitragspflichtigen 
Personen zu ermöglichen.

Es ergeht die Einladung, die unterstehenden .Melde- 
behörden hievon mit dem Beifügen in Kenntnis zu 
setzen, daß es den einzelnen Behörden anheimgestellt 
wird, im Einvernehmen mit den zuständigen Kirchen­
behörden den Vorgang der Einsichtnahme in die 
/Meldekarten derart festzusetzen, daß hiedurch eine 
möglichst geringe Belastung der Amtsstellen erfolgt."

Auf Grund dieses Erlasses werden die Pfarr­
ämter angewiesen, die Durchsicht aller Meldebelege 
in ihrem Pfarrsprengel im Einvernehmen mit der 
zuständigen .Meldestelle durchzuführen. Für jeden neu 
gemeldeten Kirchenbeitragspflichtigen wird die Kir- 
chenbeitragsstelle der erhebenden Pfarrgemeinde über 
deren Wunsch einen einmaligen Pauschalbetrag von 
8 1.— flüssig machen, damit etwaige Erhebungs- 
organe bezahlt werden können. Alle Pfarrämter haben 
der Kirchenbeitragsstelle die vollzogene Prüfung der 
Meldebelege ihres Sprengels zu berichten, die Kir­
chenbeitragsstelle ist angewiesen, diese .Meldungen 
in Evidenz zu halten und dem Präsidium des Ober- 
kirchenrates hierüber Bericht zu erstatten. Für das 
Stadtgebiet Wien wird die Kirchenbeitragsstelle selbst 
im Einvernehmen mit dem Präsidium des Ober­
kirchenrates die Auswertung der Meldebelege und 
die dauernde Evidenthaltung der Veränderungen ver­
anlassen.

69. 3- 5815 46 vom 14. Juni 1946.

Ausschreibung von Pfarrstellen.
Zur Neubesetzung werden hiemit folgende Pfarr- 

stellen ausgeschrieben:
l. Die Pfarrstelle der Pfarrgemeinde A. B. Villach
2. Die 2. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Salzburg
3. Die 3. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Liuz.

4. Die Pfarrstelle in Feffernitz, Post Feistritz an 
der Drau, Kärnten.

Die Bewerbungen sind bis 15. August 1946 bei 
den einzelnen Presbyterien einzubringen. Für die 
Bewerbungen gelten die gleichen Bestimmungen, wie 
sie bei der Ausschreibung vom 7. Jänner 1946, ABl. 
8,46 enthalten sind.

70. 3- 5729/46 vom 8. Juni 1946.

Ausschreibung der ersten Pfarrstelle in Innsbruck.
Die erste Pfarrstelle der Gemeinde Innsbruck wird 

hiemit neuerdings ausgeschrieben.
Ältere Bewerber, die über reiche Amtserfahrung 

verfügen und sich womöglich in leitender Stellung 
bewährt haben, werden bevorzugt. Die Bewerbungs- 
schreiben sind bis 31.August 1946 an das Presbyterium 
der Evangelischen Pfarrgemeinde A. und H. B. in 
Innsbruck, Richard Wagnerstraße 4 zu richten.

71. 3- 2447 46 vom 7. Juni 1946.

Ausschreibung der Pfarrstelle in Gröbming.
In der evangelischen Pfarrgemeinde A. B. Gröb­

ming, Steiermark, gelangt die Pfarrftelle zur Aus- 
schreibung.

.Mit Rücksicht auf den angrenzenden Dienst (Be- 
treuung von 5 Schulorten) wollen sich nur Herren be­
werben, die den körperlichen Anstrengungen gewach­
sen sind.

Bevorzugt wird ein Geistlicher, dessen Gattin der 
Organistendienst versehen kann.

Bewerbungen sind bis 20. August 1946 an das 
Presbyterium der evangelischen Pfarrgemeinde A. B. 
in Gröbming, Steiermark, zu richten.

Kirchliche Mitteilungen
Der Flüchtlingspfarrer Fritz Krotz, bisher Lager­

pfarrer in .Melk wurde mit Erl. 3- 5874/46 vom 
13. Juni 1946 bis auf weiteres dem Evangelischen 
Pfarramt in Amstetten zur Dienstleistung zugeteilt.

Pfarrer Leopold Pohl wurde in einstweilige Ver­
wendung der Landeskirche genommen und dem Pfarr­
amt Voitsberg zur vorläufigen Dienstleistung zugeteilt. 
(Erl. 3- 5310/46 vom 28. Mai 1946.)

Hilde Wolfer hat die Prüfung für nebenbe­
rufliche Kirchenmusiker als Organistin der Gruppe 
C gem. der Prüfungsordnung vom 30. Oktober 1943, 
ABl. Mr. 93/43, am 18. .Mai 1946 abgelegt. (Erl. 
3- 4851 46 vom 24. .Mai 1946.)

Prediger Ferdinand Dully, zuletzt der evan­
gelischen Filialgemeinde A. B. Feldbach zugeteilt, 
wurde über eigenes Ansuchen mit 1. Juli 1946 in 
den dauernden Ruhestand versetzt. (Erl. 3- 5571, 46, 
vom 13. Juni 1946.)

Pfarrer Franz Prechtl, bisher der evangelischen 
Pfarrgemeinde Bad Aussee zugeteilt, ist ins Deutsche 
Reich übersiedelt und somit aus dem einstweiligen 
Dienst der österreichischen evangelischen Landeskirche 
ausgeschieden. (Erl. 3- 5922 46 vom 18. Juni 1946.)
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einer Verordnung. > ä. Pfarrstellenausschreibung.
76. Freimachung von Dienstwohnungen. 66. PfarrstellenausSchreibung.
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Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu- und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des evangelischen Oberkirchenrates fl. u. si. V. in Wien
72. Z. 6712,46 VE 9. Juli 1946.

Zinsenstreichungsgesetz. — Auszugsweise Verlaut­
barung.

Unter gleichzeitiger Aufhebung des Zinsenhem- 
mungsgesetzes (verlautbart im ABl. d. OK.A. unter 
Nr. 17.46) bestimmt das Zinsenstreichungsgesetz vom 
19. 2. 1946, BGBl. Nr. 87 46, daß; für das .Kalen­
derjahr 1945 von Kreditunternehmungen keine Ver­
zinsung für Einlagen geleistet werden darf.

73. Z. 6649 46 vam 2. Juli 1946.

Klarstellung der Bezeichnung „religiöses Bekenntnis".
Das Bundesministerium für Inneres teilt mit Erl. 

vom 22. Juni 1946, Zl. 23537-9 46, mit:

„Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Unterricht wird der hä. Erlas; vom 14. 12. 1945, 
Zl. 48124-9 45 dahin abgeändert, das; an Stelle der 
.Bezeichnung „glaubenslos" der Ausdruck „ohne reli 
giöses Bekenntnis" zu treten hat.

Bei diesem Anlaß wird darauf aufmerksam ge­
macht, daß die Bestimmungen des genannten Erlasses 
sich nicht nur auf die Führung der Personenstands- 
bücher beschränken, sondern auch für alle Eintragun 
gen in sonstigen öffentlichen Listen, Formularen oder 
Urkunden, sowie überhaupt für alle Fälle gelten, in 
welchen die Angabe des religiösen Bekenntnisses ge­
fordert ist. Nur auf bereits abgeschlossene Eintragun­
gen haben die Bestimmungen des Erlasses keine 
Anwendung zn finden und sind daher für die Aus­
fertigung van Abschriften oder Auszügen, bei denen 
der Originalwortlaut wiedergegeben werden muß, die 
ursprünglichen Eintragungen maßgebend."

Hiezu bemerkt der Oberkirchenrat, daß die dadurch 
^aufgehobenen bisherigen Bestimmungen im Amtsblatt 
1946 unter Nr. 9 verlautbart sind.

74- Z.6258 46 vom 25. Juni 1946.

Öffentlich-rechtliche Stellung der Landeskirche.
Das Bundesministerium für Finanzen hat auf eine 

Anfrage der Finanzkammer der Erzdiözese Wien über 
eine Anwendung des Schillinggesetzes mit Erlaß 
vom 14. Mai 1946, Zl. 92.236 15 46, folgend ge­
antwortet:

„Auf Ihre Anfrage vom 9. Mai 1946 bestätigt 
das Bundesministerium für Finanzen, daß die Vor- 
schriften des § 5 der Verordnung der Bundesregie­
rung vom 23. 12. 1945, BGBl. 1 45, auf Konto 
und Guthabungen der Institutionen der katholischen 
Kirche als Körperschaften öffentlichen 
Rechtes allgemeine Anwendung zu finden haben."

Dieser Erlaß; gilt selbstverständlich auch für die 
evangelische Landeskirche.

75. Z. 6536 46 vorn 13. Juli 1946.

Maßnahmen auf dem Gebiet des StandesamtwesenS.
Die Landeshauptmannschaft für Steiermark teilt 

mit Erlas; vom 26. Juni 1946, Zl. -2 105 Allg. 
3 91-1946, mit:

„Es mehren sich in letzterer Zeit die Fälle, in 
welchen seitens einzelner Standesämter auch heute 
noch anläßlich der Vorbereitung des Aufgebotes die 
Geburts- und Taufscheine sowie der Trauungschein 
der Großeltern und Eltern begehrt wird.

Dieser Vorgang widerspricht den Bestimmungen 
des Verfassungsgesetzes vorn 1. Mai 1945, StGBl. 
Nr. 6, über die Wiederbestellung des Rechtslebens 
in Österreich und der Kundmachung vorn 13. 5. 1945, 
StGBl. Nr. 14, über die Aufhebung der Nürn­
berger Kassengesetze, wonach alle gesetzlichen oder 
verordnungsmäßigen Bestimmungen, welche typisches 
Gedankengut des Nationalsozialismus enthalten, auf­
gehoben werden.
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Die seinerzeitige Anforderung der .Matrikenscheine 
der Groß-, ja sogar der Urgroßeltern erfolgte doch 
nur zum Zwecke des Nachweises der arischen (Ab 
stammung, welcher aufgehoben worden ist.

Es haben sich sonach die Standesämter damit zu 
begnügen, wenn die Brautleute ihre eigenen .Matri- 
kenscheine beim Aufgebote in Vorlage bringen.

Unter Bedachtnahme auf die Höhe der Herstellungs 
kosten eines .Matrikenscheines, auf die Papierknappheit 
sowie auf die Zeit und Arbeitsersparnis ergeht die Ein 
ladung, von der Einholung amtlicher (ex offo) .Matri- 
kenscheine nach Tunlichkeit Abstand zu nehmen, weil 
es ja zumeist möglich fein wird, die notwendigen Fest­
stellungen durch Stellung bestimmter Fragen zu er­
reichen.

Nur in Ausnahmsfällen, wenn es sich um die Fest­
stellung des Inhaltes einer bestimmten (Matrik 
handelt, wird die Einholung eines amtlichen .Matri- 
kenscheines am Platze sein.

Amtliche Matrikenscheine dürfen nur von amt­
lichen Stellen angesprochen werden, sie sind kosten- 
und gebührenfrei auszustellen, sind nur jener Amts­
stelle zur Verfügung zu stellen, welche sie ange- 
sprochen hat, haben stets im bezüglichen Akt zu ver­
bleiben und dürfen den Parteien nicht ausgefolgt 
werden.

Matrikenscheine, welche seitens der Parteien bei­
gebracht werden, für welche sie die Kosten und Ge­
bühren gezahlt haben, sind denselben nach Entbehr­
lichkeit wieder auszufolgen."

76. Z. 5936 46 vom 13. Juni 1946.

Kindergärten.
Das Verordnungs- und Amtsblatt für das Land 

Steiermark enthält unter Nr. 64 46 die folgende 
Kundmachung der Landeshauptmannschaft für Steier­
mark, betreffend Genehmigung und Überwachung der 
Kindergärten vom 23. April 1946, Zl. 9-131-IV- 
Ki-1/8-1946:

„Im Auftrage der Britischen (Militärregierung 
wurde beim Landesjugendamt im Einvernehmen mit 
dem Landesschulrat und der Sanitätsabteilung eine 
geschulte Fachkraft mit der Aufgabe betraut, die 
Wiedererrichtung der infolge des Krieges eingestellten 
öffentlichen und privaten Kindergärten und Horte 
sowie ihre Neuerrichtung in die Wege zu leiten, die 
in Betracht kommenden Gemeinden und privaten 
Stellen hiebei zu beraten und zu unterstützen sowie das 
gesamte Kindergartenwesen auf dem Lande außerhalb 
der Stadt Graz hinsichtlich ihrer einwandfreien Füh­
rung in sachlicher und personeller Beziehung zu 
überwachen.

Die im Gebiet der Stadt Graz gelegenen öffent­
lichen und privaten Kindergärten und Horte unter­
stehen der Aufsicht des städtischen Jugendamtes.

Hievon werden alle mit der Kleinkinderfürsorge 
befaßten Stellen mit dem Beifügen in Kenntnis ge­
setzt, daß nunmehr alle Eingaben betreffend öffentliche 
und private Kindergärten und Horte an das Landes- 
jugendamt Graz, Hofgasse 12, Tel. 59-17, zu richten 
sind. Das Landesjugendamt wird mir dem Landes- 
schulrat und der Sanitätsabteilung das erforderliche 
Einvernehmen pflegen. In Graz hat das städtische 
Jugendamt die Verbindung mit dem Stadtschulrat 

aufzunehmen. Im Interesse der fachlich einwand­
freien Führung bedarf die Eröffnung der öffentlichen 
und privaten Kindergärten, bzw. Horte, sowie die 
Anstellung der Fachkräfte der Zustimmung des Lan­
desjugendamtes, bzw. des städtischen Jugendamtes. 
Kann diese nicht rechtzeitig eingeholt werden, so bleibt 
die Bestellung bis zur Genehmigung des Landes­
jugendamtes bzw. des städtischen Jugendamtes jeder­
zeit widerruflich.

Kindergärten und Horte können nur dann geneh­
migt werden, wenn mit ihrer Leitung bei Vorliegen 
der sonstigen Voraussetzungen eine staatlich geprüfte 
Kindergärtnerin (Hortnerin) betraut wird. Kinder­
gärten und Horte, bei denen die Vorausfetzungen 
für die richtige Führung fehlen, werden vom Landes­
jugendamte bzw. dem' städtischen Jugendamts ge­
schlossen.

Dem Landesjugendamt ist am 1. Jänner jeden 
Jahres von jedem Kindergarten und Hort ein Ge­
samtbericht vorzulegen. Der Bericht hat die notwen­
digen Unterlagen für die richtige Beurteilung des 
Kindergartens zu enthalten. Darin sind vor allem 
folgende Angaben aufzunehmen: Das Personal mit 
Angabe von Alter, Verwendung und Bezahlung, 
Anzahl der verfügbaren Plätze, Zahl des durchschnitt­
lichen täglichen Besuches, Zahl der geführten Ab­
teilungen, Zahl und Art der verfügbaren Räume, 
durchschnittliche Zahl der täglich verabfolgten Ver- 
pflegsportionen, Durchführung der ärztlichen Unter- 
suchung.

Innerhalb des ganzjährigen Berichtszeitraumes sind 
fallweise zu melden: Neueröffnungen, Schließungen, 
Veränderungen im Personalstand, in der Zahl der 
Abteilungen, Neueinführung oder Auflassung der 
Verpflegsbeistellung.

Das städtische Jugendamt hat dem Landesjugend- 
amt eine Gesamtübersicht der ihm unterstehenden bzw. 
von ihm überwachten öffentlichen und privaten Kin­
dergärten und Horte im Stadtgebiet Graz bis 
15. Jänner jedes Jahres, mit denselben Angaben 
wie oben angeführt, vorzulegen.

Für die Errichtung und Führung von Krippen 
gilt diese Verordnung analog, doch ist außerdem in 
sanitätsbehördlicher Hinsicht das Einvernehmen mit 
dem zuständigen Amtsärzte herzustellen.

Auszugsweise werden einzelne richtungsweisende 
Paragraphen aus der Verordnung des (Ministers für 
Kultus und Unterricht vorn 22. Juni 1872, RGBl. 
Nr. 188, womit Bestimmungen über Kindergärten 
und damit verwandte Anstalten erlassen wurden, 
zitiert:

Kindergärten: Zweck und Einrichtung)
§ 1. Der Kindergarten hat die Aufgabe, die häus­

liche Erziehung der Kinder im vorschulpflichtigen 
Alter zu unterstützen und zn ergänzen, somit die 
Kinder durch geregelte Übung des Leibes und der 
Sinne sowie durch naturgemäße Bildung des Geistes 
für Volksschulunterricht vorzubereiten.

H 2. Die .Mittel der Kindergartenerziehung sind: 
Beschäftigungen, welche den schaffenden und gestal­
tenden Tätigkeitstrieb bilden, Bewegungsspiele, mit 
und ohne Gesang, Anschauen und Besprechen von 
Gegenständen und Bildern, Erzählungen und Ge- 
dichten.
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Aller Unterricht im Sinne der Schule ist streng 
ausgeschlossen.

h 3. Die Ausnahme in den .Kindergarten soll nicht 
vor Antritt des dritten Lebensjahres und die Ent­
lassung aus demselben muß im Sinne des Reichs- 
volksschulgesetzes vom 14. Mai 1869 (HH 21, 23) 
mit der Vollendung des sechsten Lebensjahres der 
Zöglinge erfolgen. Ausnahme und Austritt der Kin­
der kann nach Wunsch der Eltern oder deren Stell­
vertreter jederzeit stattfinden.

Kinder, welche mit Gebrechen behaftet sind, die 
eine Gefahr für die übrigen Zöglinge fürchten las­
sen, dürfen in den Kindergarten nicht aufgenommen 
werden.

H 4. Kindergärten können von Ländern, Schul­
bezirken, Orksgemeinden, Vereinen sowie von jeder 
unbescholtenen, selbständigen Privatperson gegründet 
werden. Zur Eröffnung solcher Anstalten wird die 
Genehmigung des Landesjugendamtes erfordert.

Die von Ländern, Schulbezirken und Ortsgemein­
den errichteten Kindergärten werden öffentliche, 
die von Vereinen und Privatpersonen gegründeten 
und erhaltenen werden Privatkindergärten ge­
nannt.

H 5. Der Kindergarten kamt entweder selbständig 
oder in Verbindung mit einer Volksschule bestehen. 
Er beschäftigt die Kinder mit Ausnahme der Sonn- 
und Festtage täglich durch vier Vormittags- und 
vier Nachmittagsstunden, er kann aber zugleich so 
eingerichtet werden, daß er Kinder auch für die übrige 
Zeit des Tages in Aufsicht und Beköstigung nimmt.

6. Die Anzahl der einer beaufsichtigenden Per­
son zuzuweisenden Kinder darf höchstens 40 betragen.

H 7. Die für einen Kindergarten bestimmten 
Räumlichkeiten müssen bequeme, sichere Zugänge und 
eine vollkommen gesunde Lage haben, hell und für die 
ungehemmte Bewegung der Zöglinge ausreichend 
sein. Stiegen sind nach Möglichkeit zu vermeiden.

Dem Kindergarten muß außer passenden Zimmern 
oder Sälen ein ausreichender, freundlicher und ge­
schützter Platz zu Spiel und Bewegung im Freien 
(das ist ein Garten oder ein Hofraum mit Spiel­
plätzen) zu Gebote stehen. Ausnahmen find nur für 
größere Städte und nur bei Privatkindergärten zu­
lässig.

§ 8. Der Kindergarten muß die nötigen Anschau- 
ungs- und Beschäftigungsmittel, die erforderlichen 
Sitzgelegenheiten und angemessene Vorrichtungen für 
die leiblichen Bedürfnisse der Kinder besitzen.

§ 9. Zeder Kindergarten ist nach einem den lo­
kalen Bedürfnissen entsprechenden Statute und Be­
schäftigungsplane zu führen.

H 10. Der Gründer ist für die äußere Einrichtung, 
der Leiter (Leiterin) für die pädagogische Führung des 
Kindergartens verantwortlich.

H 12. Die praktische Erziehung im Kindergarten 
und der eigentliche Verkehr mit den Kindern kommt 
den Kindergärtnerinnen zu, welche die vorschrifts­
mäßige Befähigung für diesen Beruf nachzuweisen 
haben.

77. Z. 5939 46 vom 13. Juni 1946.

Wohnungsanforderung in der Steiermark. — Ver­
lautbarung einer Verordnung.

Im Verordnung-;- und Amtsblatt für das Land 
Steiermark ist unter Nr. 83 46 die Verordnung des 
Landeshauptmannes für Steiermark vom 13. Mai 
1946 verlautbart, die unter anderem für die Landes­
hauptstadt Graz und für diejenigen Gemeinden der 
Steiermark, auf die das Wohnungsanforderungs­
gesetz gemäß der Verordnung des Landeshauptman­
nes vom 3. Mai 1946, Verordnungs- und Amts­
blatt Nr. 81, Anwendung findet, bestimmt, daß die 
Wohnungssuchenden durch den Bürgermeister nach 
der Dringlichkeit ihres Wohnbedarfes in vier Klassen 
einzureihen sind. Nach Abschnitt II sind „öffentliche 
Angestellte in die erste Klasse einzureihen, wenn die 
Aufrechterhaltung des Amtes oder Dienstbetriebes 
die rasche Deckung ihres Wohnungsbedarfes erfor­
dert". — Die vorgemerkten Wohnungssuchenden 
sind über Verlangen zu verständigen, in welche Klasse 
der Wohnungssuchenden sie eingereiht werden.

78. 3-6691 46 vom 13. Juni 1946.

Freimachung von Dienstwohnungen.
Der Oberkirchenrat hat Veranlassung, seinen Er­

laß Z. 5207 vom 13. Dezember 1945, ABl. 1945, 
Nr. 81, in Erinnerung zu bringen. Darnach sind die 
Presbyterien verpflichtet worden, die Pfarrerdienst­
wohnungen, die heute von Hinterbliebenen gefallener 
oder verstorbener Geistlichen, ja vielfach auch von 
fremden Personen besetzt sind, freizumachen und dem 
Oberkirchenrat darüber Bericht zu erstatten.

Dem Oberkirchenrat ist die schwierige Lage auf 
dem Wohnungsmarkt bekannt. Aber es ist schlechthin 
unmöglich, daß die Pfarrgemeinden ohne Pfarrer- 
bleiben, weil die Dienstwohnungen anderweitig be­
setzt sind. Die Dienstwohnung des Pfarrers ist ein 
integrierender Bestandteil seines Gehaltes und kann 
ihm auch nicht zu einem Teile vorenthalten werden. 
Sollten trotz aller Bemühungen die jetzigen Bewoh­
ner der Wohnung, etwa die Witwe des Amtsvor- 
gängers, keine andere Wohnung finden können, so 
könnten sie nur auf Grund eines Abkommens zwischen 
diesen und dem neuen Pfarrer als Untermieter des 
Pfarrers darin verbleiben.

Gleichzeitig macht der Oberkirchenrat darauf auf­
merksam, daß gemäß dem Wohnungsanforderungs- 
gesetz (siehe Amtsblatt 1945, Nr. 74), § 3, Z. 3, 
Pfarrerdienstwohnungen her Wohnungsanforderung 
nicht unterliegen und daher nicht beschlagnahmt wer­
den dürfen.

79. Z. 6374/46 vom 1. Juli 1946.

Rechnungsabschluß 1945 46 der Landeskirche.

As Einnahmen:

8 373.206.69 Kassenanfangsstand, und zwar:
6233.319.83 Landeskirchenkasse im eng. Sinne. 
„ 68.340.62 nicht abgeführte Kollekten.
„ 43.890.56 Überschuß des Kontos Fl. Seelsorge. 
„ 5.500.— noch nicht verteilte GA.-Gaben für

Gemeinden.
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8 l.382.98 Kirchenmusikfonds.
„ 4.943.48 .Religionsunterrichtsfonds.
„ Ilb637.86 Frauenarbeit.
„ 3.110.6 Jugendarbeit.
„ 260.75 Männerarbeit.

8 i, k2I.8l)9.9l Kirchenbeiträge.
„ 21.569.30 31 Mietzinseinnahmen
„ 13.964.34 Drucksachenverkaufserlös.
„ 94.262.17 Beihilfen und zwar:

8 2.000.— G2l.-Gabe f. d. Flüchtlingsseelsorge.
„ 6.060.— G2l.-Gabe für Frauenarbeit
„ 374.— Beihilfe des Evangelischen Bundes.
„ 19.263.34 Spenden für die Jugendarbeit.
,, 4.773.— Spenden für den Notstandsfonds.
,, 1.466.66 Spenden für die Flüchtlingsseels.
„ 1.050.— Spenden für die Frauenarbeit.
,, 234.66 Spenden für die Landeskirchenkasse.

8 260.916.10 Kollekteneinnahmen, und zwar:
8 120.236.09 für die Flüchtlingsseelsorge.
„ 23.400.10 für den Baufonds.
„ 9.263.33 für die Frauenarbeit.
„ 22.632.76 für die Jugendarbeit.
„ 6.464.14 für die Männerarbeit
„ 2.291.39 für den .Religionsunterrichtsfonds.
„ 8.827.69 für das Theologenheim.
„ 48.— Nachtrag für den Notstandsfonds.
„ 722.89 für unbekannte Zwecke.

- „ 6.606.87 für die Innere Mission.
„ 6.106.16 für die Auslandsdiaspora.
,, 8.976.32 für den Evangelischen Bund.
„ !0.7 19.96 für das Gustav Adolf werk.
,, 12.622.96 für die Innere Mission.
„ 7.842.29 für die Kriegsgräberfürsorge.
„ 9.916.62 für den Evang. Preßverband.

8 61.629.16 Rückerstattungen.
„ 10.869.2l) sonstige wirksame Einnahmen.
,, 311.898.10 Sparbuchabhebungen.
„ 213.134.61 innerkirchliche Darlehensaufnahmen.
,, 9.907.66 (Gehaltsvorschussrückzahlungen.
„ 16.679.62 Durchlaufereinnahmen.
8 2.439.136.66 Gesamtumsatz.

B) Ausgaben:
8 '106.612.07 Kirchenbietragsanteilszahlungen.
„ 16.726.69 außerordentliche Beihilfen an Kirchengemeinden.
„ 1,216.836.23 Personalauslagen, und zwar:

8 820.998.66 für aktive Geistliche.
„ 63.823.91 für Ruheständler.
„ 60.730.36 für Witwen und Doppelwaisen.
„ 680.— Gnadengabenbezieher.
,, 113.446.76 für Beamte und Angestellte.
„ 1 1.611.02 für Hauswarte und vorübergehende 

Aushilfskräfte.
„ 144.644.62 an Einbebaltungen.

8 6.916.10 Reisekosten.
„ 2.793.23 Grundsteuern.
„ 13.666.26 Herstellungen und ^Neuanschaffungen.
„ 2.372.14 Betriebskosten der landeskirchlichen Häuser.
„ 6.219.11 Beleuchtung und Beheizung.
,, 12.872.08 Post und Fernsprechgebühren.
„ 7.289.28 Kanzleispesen.
„ 20.760.36 Mietzinse.
„ 21.009.91 Druckkosten.
„ 1.138.20 allgemeine Seelsorgekosten, und zwar:

8 791.70 für die Frauenarbeit.
„ 172.60 für die Jugendarbeit.
„ 174.— für die Männerarbeit.

8 187.016.89 Gehaltsauslagen für Flüchtlingsgeistliche.
„ 4.410.81 .Kollektenabfuhr.
,, 12.624.19 sonstige wirksame 2lusgaben.
„ 6.890.— gewährte Darlehen.
„ 4.032.92 Kapitalsschuldraten.
„ 761.44 Darlehenszinsen.
„ 16.676.52 (Gehaltsvorschüsse.
„ 12.441.24 Durchlauferausgaben.
„ 7.410.— Sparbuchrücklagen der Frauenarbeit.
„ 757.876.— Kassenendstand, und zwar:

8 304.026.38 noch nicht verrechnete Kollekten.
„ 4.773.— Notstandsfonds.

8 4.073.48 .ReligionsunterrichtsfondS.
„ 1.102.98 Kirchenmusikfonds.
„ 5.500.— noch Nicht abgeführte (GA.-Gaben.
„ 234.816.3l Landeskirchenkasse im engeren

Sinne.
„ 157.723.16 Sperrbeträge auf dein Konto der 

KirchenbeitragSstelle.
„ 2.042.93 Männerarbeit
„ 27.100.30 Jugendarbeit.
„ 16.717.47 Frauenarbeit.

8 2,439.136.66 Gesamtumsatz.

Rechnungsabschluß 1945 46 des Gehaltegrundstocks.

As Einnahmen:

8 220.— Mitgliedsbeiträge.
„ 1.335.— Kaufpreisrate der Buchhandlung.
„ 266.38 Kaufpreiszinsen der Buchhandlung.
„ 5.— Spende.
„ 139.000.— Sparbuchabhebung.
„ 220.80 Kassenfehlbetrag.

di 1-11.077.18 Umsatz.

Bs Ausgaben:

di 139.— Buchungsspesen.
„ 139.000.— Darlehensgewährung an  Landeskirchenkasse.
„ 1.938.18 Fehlbetrag des Vorjahres.

di 141.077.18 Umsatz.

Rechnungsabschluß 1945 46 des Baufonds.

As Einnahmen:

d> 2.426.96 Kassenanfangsstand.
„ 21.494.47 Mitgliedsbeiträge.
„ 79.06 Zinsen vom Kapitalsvermögen.
„ 962.50 private Spenden.
,, 825.30 Mobilarverkauf.
„ 1.461.57 Rückzahlung gewährter Darlehen.
,, 62.834.51 Sparbuchabhebungen.

di 90.104.37 Umsatz.

Vs Ausgaben:

di 179.30 Buchungsspesen.
„ 62.834.51 Darlehensgewährung.
,. 27.090.56 Kassenendstand.

di 90.104.37 Umsatz.

Rechnungsabschluß 1945 46 des Mädchenheimes.

As Einahmen:

d> 1.477.25 Kassenanfangsstand.
„ 8.695.— Nächtigungsgelder.
„ 383.50 Wäschereinigungsgeld.
„ 1.081.05 Rückerstattungen.

di 11.636.80 Umsatz.

25s Ausgaben:

di 4.020.22 Personalkosten.
„ 1.075.53 Einbehaltungen.
„ 245.86 Betriebssteuern.
„ 1.138.70 Lebensmittelankauf.
„ 2.482.64 Beleuchtungskosten.
„ 63.05 Gaskosten.
„ 383.— Beheizungskosten.
„ 264.20 Fernsprechgebühren.
„ 31.65 Kanzleispesen.
„ 725.20 Wasserzins
„ 412.73 Wäschereinigungsentgelt
„ 457.97 Herstellungen und Anschaffungen.
„ 165.81 sonstige wirksame Einahmen.
,, 1.70.24 Kassenendstand.

d> 11.636.80 Umsatz.
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Rechnungsabschluß 1945 46 des Theologenheimes.

Al Einnahmen:
3 6.828.72 Kassenanfangsstand
„ 3.324.53 Mietzinseinnahmen
„ 210.— sonstige wirksame Einnahmen
23 10.363.25 Umsatz.

Ausgaben:
23 6(it>.— Personalkosten
„ 216.15 Einbehaltungen
,, 1.102.01 Grundsteuern.
„ 1.876.10 Anschaffungen und Herstellungen.
„ 1.377.71 Betriebskosten.
„ 36.50 Heimbeleuchtungskosten.
„ 153.30 Fernsprechgebühren.
„ 4.941.48 KAssenendstand.
8 10.363.25 Umsatz.

Rechnungsabschluß 1945 46 der landeskirchlichen 
Krankenkasse.

Aj Einnahmen:
8 9.764.69 Kassenanfangsstand.
„ 16.360.66 Mitgliedsbeiträge.
„ 0.22 Verkauf von Krankenkassenscheinen.
„ 3.626.36 Sparbuchabhebung.
8 29.753.93 Umsatz.

Bj Ausgaben:
8 11.667.25 Krankenkostenbeihilfen.
„ 13.70 Buchungsspesen.
„ 7.— Kanzleispesen.
,, 17.665.98 Kassenendstand.
8 29.753.93 Umsatz.

Rechnungsabschluß 1945/46 der Pfaff'schen Stiftung.

Aj Einnahmen:
8 368.18 Kassenanfangsstand.
„ 1.370.41 Mietzinseinnahmen.
8 1.738.59 Umsatz.

B) Ausgaben:
8 200.— Beihilfe an eine Pfarrerwaise.
,, 178.95 Grundsteuern.
„ 402.61 Betriebskosten.
„ 146.45 Anschaffungen und Herstellungen.
„ 810.58 Kassenendstand.
8 1.738.59 Umsatz.

Das Frauenseminar hatte weder Einnahmen noch 
Ausgaben, so daß die Legung eines Rechnungsab­
schlusses entfiel. Das Predigerseminar wies gleich­
falls weder Einnahmen noch Ausgaben auf, der 
Kassenstand Von 8 590.— blieb also unverändert wie 
im Vorjahr.

Zu dieser Abrechnung fügt der Oberkirchenrat 
zur allgemeinen Kenntnis bei:

Die Personalkosten sind gegen das Vorjahr um 
rund 8 275.000.— zurückgegangen. Dies hat seine 
Ursache darin, daß die endgültige Abrechnung der 
Gehalte 1945 infolge der damit verbundenen um­
fangreichen Arbeiten erst im Mai 1946 durchgeführt 
werden konnte. Außerdem konnten die Einbehaltungen 
für die nicht russisch besetzten Gebiete Österreichs in­
folge der Zonensperre nicht vor Abschluß des Rech­
nungsjahres durchgeführt werden.

Eine Darstellung der Kosten der Flüchtlingsseel- 
sorge wird gewiß allgemeinem Interesse begegnen. 
Es sei somit mitgeteilt, daß die Flüchtlingsseelsorge 
einbrachte:

______ '  „ .'Vmu " l
8 110.376.91 8 167.254.39 Umsatz

Rechnungsjahr 
>944 45:

Rechnungsjahr
1945/46: ""

8 309.07 8 45.890.56 Kassenanfangsstand
„ 1.202.84 „ 124.622.76 Kollekten
,, 73.550.— „ 2.000.— Gustav-Adolf-Spenden
„ 15.000.— „ —.— Martin-Luther-Bund
„ 12.000.— „ —.— Evangelischer Bund
„ 1.950.— „ -—.— Gehaltsrückersätze
,, 6.365.— ,, 1,466.65 private Spenden
,, —.— „ 13.274.42 Kassenfehlbetrag

Hingegen erforderte die Flüchtlingsseelsorge:

8 25.427.— 8 176.799.39 Gehalte
„ 37.525.— „ 9.455.— einmalige Beihilfen
„ 1.165.85 „ 61.40 Reisekosten
„ 368.50 „ 177.10 Kanzleispesen
„ —.— „ 761.50 Schriftenmission
,, 45.890.56 „ —.— Kassenüberschuß
8ll0.376.9l 8 187.254,39 Umsatz

Aus dem Ergebnis dieses Abschlusses können fol­
gende Folgerungen gezogen werden:

Als Kassenanfangsstand der engeren Landeskirchen- 
kasse (also ohne die fremden Gelder und Zweckver­
mögenseinnahmen) scheinen auf:

8 233.319.83 bei der Landeskirchenkasse und
„ 45.890.56 bei der Flüchtlingsseelsorge
8 279.210.39 zusammen.

Dem steht an Kassenendstand gegenüber:

8 234.816.31 bei der Landeskirchenkasse
„ 117.087.45 bei der Flüchtlingsseelsorge
„ 157.723.15 bei der Kirchenbeitragsstelle, somit:
8 509.626.91 zusammen.

Es ergibt sich somit eine Steigerung des Kassen­
standes um:
8 230.416.52.

Hingegen sind an Minderungen des 
Vermögens festzustellen:

8 205.834.51 an Darlehensaufnahme der Landeskir­
chenkasse und

8 309.138.10 an Sparbuchabhebungen der Landeskir­
chenkasse, also zusammen:

8 514.972.61.

Das Vermögen der Landeskirchenkasse hat sich 
somit um 8 284.556.09 verringert. Dieser Betrag 
stellt den heurigen Fehlbetrag dar.

Die Hereinbringung dieses Fehlbetrages im kom­
menden Jahr glaubt der Oberkirchenrat annehmen zu 
können, weil der Tiefstand des Kirchenbeitragsauf- 
kommens zweifellos kein Dauerzustand ist, sondern 
bereits in den ersten drei .Monaten des neuen Jahres 
ein bedeutendes Ansteigen zu beobachten ist. Der Ober­
kirchenrat glaubt, erwarten zu können, daß die Kirchen- 
beitragseingänge sich wieder auf etwa 8 1,400.000.— 
erhöhen werden. Damit ist der heurige Fehlbetrag 
gedeckt.

Allerdings gibt dies noch keinen Anlaß zu einem 
besonders befriedigenden Bild. Den Umstand, daß 
ein Großteil der vorhandenen Kassenendstände „ein­
gefrorene Beträge" sind, möchte der Oberkirchenrat 
hier in der Erwartung, daß die Freigabe dieser ein­
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gefrorenen Beträge doch noch zu erreichen sein wird, 
vernachlässigen. Aber, wie bereits erwähnt, sind die 
Gehaltsauslagen Heuer gegen das Vorjahr zurückge­
blieben. Es ist zu erwarten, daß die entstandene Dis­
serenz dieser Post von rund 8 275.000.— wieder auf­
geholt werden wird (8 1,491.038.60 im Vorjahr ab­
züglich von 81,215.835.23 im heurigen Jahr). Und 
es ist weiters zu erwarten, daß die Einnahmen für 
die Flüchtlingsseelsorge zurückgehen werden. Der 
Oberkirchenrat wird die Folgerungen aus diesen Um­
ständen ziehen, sobald die Ausarbeitung des neuen 
Haushaltsplanes, die im Zuge ist, vollendet sein wird.

An Vermögen (Sparbüchern, Barbeständen, For­
derungen und Wertpapieren, beweglichen und unbe­
weglichen Besitz abzüglich der Schulden) besaßen 
am 31. märz 1946:
81,321.197.61 die Landeskirchenkasse (davon

8 500.000.— Baurücklage)

8 45.433.42 die Frauenarbeit
„ 50.689.37 die Jugendarbeit
„ 3.435.58 die Männerarbeit
„ 435.067.01 der Gehaltegrundstock
„ 323.752.17 der Baufonds
„ 17.796.27 das Mädchenheim
„ 14.302.88 das Frauenseminar
„ 111.545.24 das Theologenheim
„ 3.171.07 das Predigerseminar
„ 27.624.32 die Krankenkasse
„ 21.793.86 die Pfaff'sche Stiftung.

An Schulden (oben bereits abgezogen) wies die 
Landeskirchenkasse aus ihren Liegenschaften restliche 
8 11.969.96 auf, hingegen an neu entstandener inner­
kirchlicher Verschuldung weitere 8 205.834.51.—.Die 
Jugendarbeit hakte ein Darlehen von 8 7.300.— auf­
genommen.

80. Z. 278/46 vom 26. Juni 1946.
Seelenstandsbericht.

Nachstehend wird der Seelenstandsbericht 1945 verlautbart:

Gemeinde A. B. H. B. Eintritte Austritte Taufen Konf. Trauung. Beerdig. Gd.-Bes.

Wien I...............................................................................13.705 — 113 145 123 25 - 154 213 15.000
Wien II........................................................................ S.S28 .—. 115 59 117 14 54 166 4.808
Wien III................................................ ........................... 11.700 — 128 81 100 17 61 245 8.687
Wien VI............................................................................ 16.131 — 471 153 231 10 171 313 10.149
Wien VII........................................... ....................... 8.142 — 167 41 101 13 37 155 21.377
Wien X.............................................. ........................... 14.014 — 83 69 109 — 49 189 3.880
Wien XIII......................................... ....................... 9.000 — 85 57 69 20 30 196 17.000
Wien XVIII.......................................... ...........................21.020 — 226 137 190 10 111 323 19.340
Wien-Schwechat........................... ....................... 3.500 — 16 12 49 18 4 35 3.000
Wien-PurkerSdorf ...................... ....................... 1.570 — 18 2 29 10 — 75 3.253
Wien-Klosterneuburg ................. ....................... 1.491 61 64 8 39 3 6 30 1.877
Korneuburg.................................... ....................... 849 — 25 13 42 2 3 88 1.331
Stockerau........................................ — — — — — — — — —
Laa an der Thaya...................... ....................... 712 — — 3 16 — 1 8 —
Wien-Floridsdorf ...................... ....................... 7.836 — 42 42 70 9 13 113 6.000
Seniorat.................................... '. .........................119.198 61 1.553 822 1.285 151 694 2.149 115.702

Amstetten .................................... ....................... 1.595 27 27 13 85 22 2 156 7.863
Baden ............................................. ....................... 2.189 105 42 12 52 6 13 71 8.007
Bad Vöslau.................................... ....................... 1.357 23 4 1 39 5 6 37 1.746
Berndorf ........................................ ....................... 1.505 11 1 — 12 — 1 9 612
Gmünd............................................. . '.................. 650 — 9 8 65 -— 3 55 —
Krems............................................. ....................... 1.468 28 43 42 50 — 3 41 1.541
Mitterbach .................................... ....................... 1.259 — 15 2 55 — — 25 4.712
Naßwald........................................ ....................... 615 — 1 — 20 — 1 10 1.694
Neunkirchen.................................... ....................... 3.134 37 30 3 33 7 8 66 3.760
St. Aegyd .................................... ....................... 955 14 24 — 31 8 3 28 2.177
St. Pölten .................................... ....................... 2.700 200 10 16 54 8 5 151 3.260
Wien-Liesing ............................... ....................... 2.869 — 17 5 39 6 6 51 1L45
Wien-Mödling ........................... ....................... 4.070 — 50 26 47 — 5 81 6.596
Wiener-Neustadt........................... ....................... 5.658 62 11 15 67 —- 9 75 —
Wördern-Tulln............................... ....................... 635 23 21 3 27 — 2 16 1.843
Seniorat St. Pölten.................. ....................... 30.659 530 305 146 676 62 67 872 45.356

Bad Aussee.................................... ....................... 617 — 3 3 68 10 4 39 4.159
Bruck an der Mur...................... ....................... 1.610 25 91 41 79 43 5 48 2.732
Fürstenfeld .................................... ....................... 1.227 — 21 5 29 — 3 38 —
Graz-Eggenberg ........................... ....................... 1.529 14 33 8 30 — 8 18 1.012
Graz-linkes Murufer..................
Graz-rechtes Murufer..................

........................... 11.270 102 605 79 328 22 62 216 22.500

....................... 3.700 — 76 52 68 — 13 69 —
Gröbming........................................ ....................... 1.120 — 14 1 71 27 6 21 6.000
Judenburg .................................... ....................... 2.199 37 177 21 143 — 8 44 6.154
Kapfenberg .................................... ....................... 2.315 — 151 11 72 8 8 35 2.400
Knittelfeld .................................... ....................... 1.921 — 19 24 83 10 7 65 4.890
Leibnitz....................... ...................... ....................... 750 — 25 9 35 — 6 24 850
Leoben............................................. ....................... 5.890 — 501 44 242 34 30 92 6.790
Mürzzuschlag ............................... ....................... 3.762 . 25 95 49 79 23 6 70 4.765
Peggau............................................. ....................... 900 -— 8 19 42 9 3 23 3.391
Radkersburg ............................... ....................... 479 — 13 2 11 1 1 16 4.400
Ramsau ......................................... ....................... 1.505 — 5 1 46 25 7 14 24.000
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(Gemeinde 2i. B. H. B. Eintritte Austritte Taufen Konf. Trauung. Beerdig. Gd. Bes.

Rottenmann........................... . . . 1.312 — 5» _ 141 15 9 41 12.516
Schladdming........................... . . . 1.99» — 33 l »7 46 13 53 10.006
Stainz.................................... . . . 952 — 12 4 O0 17 3 20 7.800
Voitsberg............................... . . . 580 — 66 42 3 7 17 2.012
Wald .................................... . . . 1.196 — 58 — 57 19 - 29 6.500
Weiz.................................... . . . 450 — 4 10 4 — — 3 550
Seniorat Leoben.................. .................. . . . 47.282 203 2.068 386 1.799 312 216 995 133.421

Bleiberg ............................... . . . 975 — 17 1 26 10 _ 9 2.200
Dornbach............................... . . . 750 — 3 _ 18 10 4 15 3.090
EisentrattenFeffernitz....................................................................... . . . 1.010 — 1 — 20 29 ö 8 2.262
Hermagor............................... .................. . . . 1.195 — 5 1 42 25 4 14 7.492

.................. . . . 1.154 — 21 28 26 5 24 11.523
(Spittal.................................... . . . 2.068 — 85 15 150 28 17 40 —
Trebesing............................... . . . 688 — 15 — 24 21 2 11 5.953
Treßdorf............................... . . . 1.476 — 15 1 48 14 9 21 —
Unterhaus ........................... . . . 952 — 12 4 72 17 3 20 7.020
Weißbriach ........................... .................. . . . 1.287 — 15 — 40 32 8 17 14.478
Zlan........................................ . . . 2.005 — 8 — 39 36 1 24 7.952
Seniorat Trebesing . . . . .................. . . . 13.540 — 197 24 507 248 58 203 61.970

Arriach .................................... . . . 1.217 — 1 _ 36 33 3 14 __
Feld am See....................... .................. . . . 2.430 — 41 — 100 56 13 35 13.480
Fresach.................................... . . . 1.900 — 17 — 46 36 13 31 11.500
Gnesau.................................... . . . 1.275 — 8 14 37 14 2 12 7.177
Klagenfurt ........................... . . . 4.100 100 224 40 163 18 21 105 13.100
St. Ruprecht....................... .................. . . . 3.185 — 47 5 75 43 16 37 10.820
St. Veit................................ . . . 1.360 — 52 5 57 o 15 34 6.366
Villach.................................... . . . 2.370 — 116 90 5 25 83 10.080
Waiern ................................ . . . 1.553 .—. 15 2 ) l 20 5 2» 15.296
Wolfsberg ........................... .................. . . . 1.063 — 33 2 68 16 6 42 3.786
Seniorat Klagenfurt . . . .................. . . . 20.453 100 554 70 726 243 119 421 91.607
Superintendenz Villach . . .................. . . . 231.132 894 4.677 1.448 4.993 1.016 1.154 4.640 448.056

Attersee ................................ . . . 461 — 30 7 84 3 12 33 8.559
Bad Ischl................................ . . . 595 — 32 4 126 14 34 140 18.400
Braunau................................ . . . 416 — 62 6 307 21 18 147 2.500
Gmunden................................ . . . 1.737 — 116 0'7 215 36 47 96 23.700
Goisern ................................ . . . 3.256 — 10 0 73 51 18 67 13.602
Gosau .................................... . . . 1.510 — 1 — 22 25 — 15 17.041
Hallein.................................... . . . 1.300 — 103 8 144 11 26 84 10.060

. . . 766 — 1 — 17 7 3 12 4.920
Innsbruck ........................... .................. . . . 5.350 150 655 61 489 6 68 284 30.000
Rutzenmoos........................... .................. . . . 1.155 — 6 20 10 0 19 16.500
Salzburg................................ . . . 5.211 — 169 60 366 51 55 264 27.450
Vöcklabruck........................... .................. . . . 749 — 17 6 140 33 12 108 —
Seniorat Goisern.................. .................. . . . 22.506 150 1.202 187 2.003 268 295 1.269 172.732

Eferding ................................ . . . 1.019 _ 23 6 119 oo 14 75 10.954
Gallneukirchen....................... .................. . . . 869 — 5 7 74 6 1 120 15.703
Linz........................................ . . . 9.000 — 286 48 35 53 90 217 15.600
Neukematen........................... . . . 960 — 65 5 197 10 7 297 5.000
Scharten ................................ .................. . . . 1.030 — 3 — 34 13 11 11 13.340
Steyr .................................... . . . 4.045 — 292 47 173 67 42 251 18.643
Thening ................................ . . . 1.700 — 6 1 43 34 8 53 18.600
Traun.................................... . . . 625 — 7 4 28 8 2 16 3.947
Wallern ................................ . . . 1.091 .—. 64 11 343 24 31 265 __
Wels .................................... . . . 3.146 -—- 65 9 167 19 29 157 15.000
Seniorat Linz;....................... .................. . . . 23.485 — 816 138 1.213 256 235 1.462 116.787
Superintendenz; Linz . . . .................. . . . 45.991 150 2.018 325 3.2 l 6 524 530 2.731 289.519

Deutsch-Jahrndorf .... . . . 448 — __ — 6 __ ._ 3 _
Gols........................................ . . . 2.799 — — — 35 55 ' 9 64 28.597
Nickelsdorf ........................... . . . 1.034 — — — 10 21 1 12 6.569
Zurndorf................................ . . . 1.098 — — — 18 — — 12 1.420
Seniorat Gols....................... .................. . . . 5.379 — — — 69 76 10 91 36.586

Eisenstadt................................ . . . 500 __ 4 __ 15 _ 2 9 1.516
.Kobersdorf ............................ .................. . . . 1.477 — — — 14 38 — 15 9.773
Loipersbach............................ . . . 1.060 -— — — 14 16 3 16 10.086

.................. . . . 573 — — — 5 8 — 17 11.018
Mörbisch................................ . . . 1.715 — — — 20 38 5 46 33.546
Pöttelsdorf ............................
Rust.........................................

. . . 1.148

. . . 550
—

__
— 17

10
16
13

6
2

21
35

6.876
2.860

Stoob .................................... . . . 1.241 — 1 — 14 12 2 17 4.500
Weppersdorf ....................... .................. . . . 731 — — — 10 21 — 12 5.016
Seniorat Rust....................... .................. . . . 8.995 — 5 — 119 ' 162 20 188 85.191
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Gemeinde A. B. H. B. Eintritte Austritte Taufen Konf. Trauung. Beerdig. Gd.-Bes.

Bernstein................................................. .... 2.04Z — 2 1 24 38 2 27 12.750
Deutsch -Kaltenbrunn ........................... .... 642 — 2 — 18 — — 10 —
Eltendorf................................................. .... 2.374 — 2 — 40 50 2 52 2.572
Groß-Petersdorf................................... .... 1.205 — — .—. 24 19 4 19 8.723
Holzschlag ............................................ .... LOS — — — 3 — 1 11 3.392
Kukmirn ................................................. .... 1.562 — 2 — 16 — 2 23 —
Markt Allhau........................................ .... 2.652 — 1 .—- 18 39 4 41 —
NeuhauS................................................. .... 1.575 — — — 13 — 2 30 14.938
Oberschützen............................................ .... 2.691 — 9 — 26 38 2 36 8.051
Oberwart A. B......................................... .... 1.102 — — — 6 11 1 15 4.695
Pinkafeld................................................. .... 2.609 — — — 29 46 1 63 12.700
Rechnitz ................................................. .... 1.179 — — — 7 22 28 —
Stadt Schlaining ............................... .... 1.690 — 13 — 33 26 4 34 10.000
Sget i. d. Warth ........................... .... 305 — — — o 10 — 12 2.160
Unterschützen ........................................ .... 405 — 3 — 12 7 — 14 —
Seniorat Groß-Petersdorf.................. .... 22.963 — 34 1 273 306 25 415 79.981
Superintendenz Nikelsdorf . . . . .... 37.337 — 39 1 461 544 55 694 201.758

Wien I. H. B......................................... — 6.218 129 21 48 8 64 36 6.448
Wien-Süd ............................................ — 2.739 8 2 13 — 3 24 —
Wien-West............................................ — 3.531 86 41 42 5 42 89 5.096
Bregenz ................................................. .... 1.720 434 27 4 87 19 5 66 12.568
Feldkirch ................................................. .... 567 128 30 2 120 13 6 32 3.100
Oberwart H. B........................................ .... — 1.836 — — 19 26 3 42 17.506
Superintendenz H. B. Wien . . . . .... 2.307 14.886 280 70 329 71 125 309 44.718

Landeskirche............................................ .... 316.767 15.930 7.014 1.844 8.999 2.155 1.864 8.374 984.051

Hiezu bemerkt der Oberkirchenrat: Leider hat noch 
immer eine Anzahl von Gemeinden die Gottesdienst- 
besucher nicht gezählt. Es sind wohl unter den diesmal 
fehlenden Gemeinden einige, die durch die Kriegs­
ereignisse ihre Aufzeichnungen verloren haben, es 
find aber auch etliche Gemeinden darunter, die die 
Ziffer nur deshalb nicht melden konnten, weil sie die 
Besucher niemals zählen. Das wird jedenfalls sofort 
abzustellen fein. Auch bloße Schätzwerte sind un­
genügend. Im allgemeinen ist die Gottesdienstbe­
sucherzahl um rund 20 Prozent gestiegen. Das leichte 
Zurückgehen der Seelenstandsziffer ist wohl auf den 
Abgang so mancher reichsdeutscher Evangelischer zu­
rückzuführen, wohl aber auch darauf, daß noch viele 
tausende Österreicher fern ihrer Heimat sind, daher 
in ihrer Stammgemeinde nicht gezählt, in der neuen 
Gemeinde aber wieder nicht erfaßt wurden. Auffal­
lend ist, daß trotz der stark erhöhten Todesfälle, die mit 
wohl auf die Kriegsereignisfe des vergangenen Jahres 
zurückzuführen find, die Geburten noch immer über­
wiegen. Auffallend ist auch die geringe Konfirman­
denzahl, besonders wenn hiebei zu beobachten ift, daß 
etwa im Burgenland im Gegensatz zu anderen Ge­
bieten fast 100 Prozent der Geburtenziffer auch als 
Konfirmandenzahl aufscheinen. Rechnitz hat die Zahl 
der Trauungen nicht gemeldet.

81. Z. 6846 46 vom 13. Juli 1946.

Mitarbeit der Presbyterien an der Kirchenbeitrags- 
vorschreibung.

Die insbesondere durch die Erläuterungsbestimmun- 
gen zur Kirchenbeitragsordnung vom 8. 9. A939, 
ABl. Nr. 134/39, in den Punkten 16, 18 und 19 
vorgesehene Mitarbeit der Presbyterien an der Ver­
anlagung und Vorschreibung der Kirchenbeiträge hat 
sich leider bis heute kaum durchführen lassen. Ledig­
lich einige wenige Presbyterien haben die Mitarbeit 
ausgenommen und helfen der Kirchenbeitragsstelle in 
einwandfreier Weise bei ihrer schwierigen Arbeit.

Gerade der starke Rückgang der Kirchenbeiträge im 
vergangenen Rechnungsjahr läßt die unbedingte Not­
wendigkeit einer möglichst engen Zusammenarbeit der 
Kirchenbeitragsstelle mit den Presbyterien erkennen.

Um diese Zusammenarbeit zu sichern, ordnet der 
Oberkirchenrat an:

1. In jeder Pfarr-, Teil- und Filialgemeinde ist 
eine aus drei Presbytern bestehende Beitragskom­
mission zu wählen.

2. Diese Beitragskommission hat mindestens einmal 
vierteljährig zusammenzutreten und hiebei alle Än­
derungen in der Kirchenbeitragspflicht der Gemeinde­
mitglieder zu prüfen und der Kirchenbeitragsstelle zu 
melden (Punkt 18 der oben zitierten Erläuterungs­
bestimmungen).

3. Die Beitragskommission hat auf den Gemeinde- 
karteikarten die Beitragsnummer der einzelnen Ge­
meindeglieder anhand der von der Kirchenbeitrags­
stelle gelieferten Daten sowie die Höhe des vorge­
schriebenen Kirchenbeitrages zu verzeichnen. Bei der 
ersten Sitzung der Beitragskommission ist die Ge­
meindekartei auf ihre Übereinstimmung mit der Kartei 
der Kirchenbeitragsstelle zu prüfen und zur Beitrags­
leistung nichterfaßte Gemeindeglieder (insbesondere 
solche, die großjährig geworden sind oder ein Einkom­
men erstmalig erworben haben oder in der Landwirt­
schaft mitarbeitende Söhne und Töchter) der Kirchen- 
beikragsstelle zu melden.

4. Die Beitragskommission hat die auf Grund des 
Erlasses des Oberkirchenrates vom 18. Juni 1946, 
Z. 5434/46, ABl. Nr, 68/46, notwendigen Maß- 
nahmen zu treffen und ihre Durchführung zu über­
wachen.

5. Die Bildung der Beitragskommission ist dem 
Oberkirchenrat bis längstens 10. September 1946 
zu melden.

6. Die Kirchenbeitragsstelle wird angewiesen, die 
Erstattung der Vierteljahrsberichte der Beitragskom­
mission zu kontrollieren und das Ausbleiben der Be­
richte dem Präsidium des Oberkirchenrates zu melden.
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82. Z. 6274 46 vom 1. Juli 1946.

Einzahlung der Mitgliedsbeiträge für den landes­
kirchlichen Baufonds.

Wie aus dem in diesem Amtsblatt verlautbarten 
Rechnungsabschluß des landeskirchlichen Baufonds 
hervorgeht, ist der Eingang an Mitgliedsbeiträgen 
gegenüber 8 2.284.50 im Vorjahr nunmehr ans 
8 21.494.47 angestiegen.

Diese Erhöhung ist auf die Mitgliederwerbung 
einiger Pfarrgemeinden auf Grund des Aufrufes des 
Oberkirchenrates vom 22. Mai 1945, ABl. Nr. 14 
45, zurückzuführen. Der Erfolg war, gemessen an 
der Zahl der Pfarrgemeinden, die Werbungen durch­
führten, sehr gering, umso höher aber das Er­
gebnis der Opferwilligkeit.

Der Baufonds weist derzeit folgende Mitglieder 
auf:

1. Kirchenbauverein Laa a.d. Thaya (50 Mitglieder)
2. Pfarrgemeinde Bad Ischl
3. Pfarrgemeinde Bad Vöslau
4. Pfarrgemeinde Attersee
5. Pfarrgemeinde Gröbming
6. Pfarrgemeinde Hermagor
7. Pfarrgemeinde Lutzmannsburg
8. Pfarrgemeinde Mörbisch (205 Mitglieder)
9. Pfarrgemeinde Neukematen

10. Pfarrgemeinde Rust
11. Pfarrgemeinde Traun
12. Filialgemeinde Matschig
13. Capesius Josefine, Präsidentensgattin, 

Wien VII.
14. Liptak Dr. Heinrich, Präsident, Wien III.
15. Marolly Dorothea, Wien XIV.
16. Rieger Hans, Pfarrer, Wien X.
17. Obracai Otto, Pfarrer, Feffernitz 
18. Wolf Therese, Mühlgraben.

Als ein rühmendes Beispiel der Opferbereitschaft 
seien von diesen Mitgliedern besonders drei hervor­
gehoben: Rust hat an Mitgliedsbeiträgen 8 8776.—, 
Mörbisch 8 8340.— für 1946 und Lutzmannsburg 
8 6287.— abgeliefert. Diese Opferfreudigkeit ist 
ganz besonders deshalb auch hervorzuheben, weil es 
sich bei den drei Gemeinden um solche handelt, die 
einer Hilfe des Baufonds nicht bedürfen werden.

Wenn alle Pfarrgemeinden der Landeskirche nur 
mit einem Bruchteil dieser Opfer den Baufonds 
fördern würden, brauchte fürwahr um den Wieder­
aufbau unserer zerstörten und beschädigten kirchlichen 
Gebäude keine Sorge entstehen.

Die vorbezeichneten Mitglieder (außer Mörbisch, 
das für 1946 bereits bezahlt hat) werden gebeten, 
ihren Mitgliedsbeitrag für 1946 einzuheben und an 
den Oberkirchenrat abzuführen; auf der Zählkarte 
ist anzugeben, daß es sich um den Mitgliedsbeitrag 
zum Baufonds handelt.

Jene Gemeinden, die .Mitglieder für den Bau­
fonds im Sinne des ha. Erlaßes vom 22. Mai 1945, 
ABl. Nr. 14/45, noch nicht geworben haben, wollen 
dies, worum dringendst gebeten wird, baldigst nach- 
holen und so zu ihrem Teil mithelfen, daß das lautere 
Evangelium neue Heimstätten in unserer österreichi­
schen Heimat finde.

8Z. Z. 6194 46 vom I. Juli 1946.

Fernsprechverzeichnis und Anschriften der evangeli­
schen kirchlichen Dienststellen.

In dem im Amtsblatt unter Nr. 81 44 verlaut­
barten Verzeichnis der Fernsprechnummern der evan 
gelischen kirchlichen Dienststellen ist das evangelische 
Pfarramt Gols zu streichen.

84. Z-3706 46 vom 12. Juni 1946.

Dank und Anerkennung.
Der Oberkirchenrat hat dem Presbyter Paul 

Machu in Deutsch-Jahrndorf für feine Leistungen 
für die Erhaltung der Kirchengemeinde und den Wie­
deraufbau des kirchlichen Lebens in Abwesenheit 
des Pfarrers "seinen besonderen Dank und seine 
Anerkennung ausgesprochen.

85. Z. 6789 46 vom 13. Juli 1946

Pfarrstellenausschreibung.
Er werden hiemit zur Bewerbung die folgenden 

Pfarrstellen mit der Bewerbungsfrist bis 15. Sep­
tember 1946 ausgeschrieben:
I. Kindberg in Steiermark;
2. Lutzmannsburg im Burgenland;
3. Zweite Pfarrstelle in Wald mit dem Sitze in 

Gaishorn (Steiermark);
4. Weißbriach in Kärnten. (Die Muttergemeinde 

ist sehr kirchlich. In der Filiale Weißensee ist als 
Kurort im Sommer allsonntäglich durch den Pfar­
rer Gottesdienst zu halten.)

5. Holzschlag, Post Unter-Kohlstätten, Burgenl.;
6. Krems, Niederösterreich;
7. Zweite Pfarrstelle in Leoben, Steiermark.

Bewerbungsberechtigt sind alle Geistlichen, die im 
Dienste der Evangelischen Kirche A. und H. B. in 
Österreich stehen, sowie alle Flüchtlingsgeistlichen, die 
eine schriftliche Zusage des Oberkirchenrates über 
die endgültige Übernahme in den österreichischen 
Kirchendienst und über die Berechtigung zu Bewer­
bungen um Pfarrstellen erhalten haben. Diese Be­
stätigung ist dem Bewerbungsschreiben beizulegen.

86. Z- 6996/46 vom 20. Juli 1946.

Pfarrstellen-Ausschreibung.
Es wird die Pfarrstelle der reformierten Pfarrge­

meinde H. B. in Oberwart, Burgenland, ausgeschrie­
ben. Völlige Beherrschung der deutschen und magyari­
schen Sprache und österreichische Staatsbürgerschaft 
sind unumgänglich notwendig. Bewerbungsfrist bis 
15. August 1946.

87. Z. 6843/46 vom 13. Juli 1946.

Ausschreibung von Vikarstellen.
Folgende Pfarrvikarstellen kommen zur Besetzung: 

1. Fohnsdorf, Gemeinde Judenburg, Steierin.; 
2. Möllbrücke, Gemeinde Spittal a. d. Drau, 

Kärnten;
3. Neunkirchen, Niederösterreich.
4. Bruck a. d. Leitha, Gemeinde Wien-Schwe 

chat, Paul Schiffgasse 9.
Außerdem die Stelle des Personalvikars in 
Feldbach, Gemeinde Fürstenfeld, Steiermark;
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Die Bewerbungsschreiben sind bis 15. September 
1946 an das Presbyterium der pfarrgemeinde zu 
richten.

Bewerbungsberechtigt sind alle Geistlichen, die 
im Dienste der Evangelischen Kirche Zl. und H. B. 
stehen, sowie jene Flüchtlingsgeistliche, die. eine 
schriftliche Bestätigung des Oberkirchenrates erhalt 
ten haben, daß; ihre endgültige Übernahme in den 
österreichischen Kirchendienst -in Aussicht genommen 
und sie zu Bewerbungen zugelassen sind.

Diese Bestätigung ist dem Bewerbungsschreiben 
beizufügen.

Empfohlene kollekte:
25. August 1946: evangelischer Preßverband.

Kirchliche Mitteilungen
Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 13. Juli 

1946, Z. 6641 46, die .Wahl des Pfarrers Theodor 
Hochhauser zum ersten Pfarrer der evangelischen 
Pfarrgemeinde Zl. B. Wald, Steiermark, gemäß 
8 45 KV. oberstkirchenbehördlich bestätigt und gleich - 
zeitig die Genehmigung zur Niederlegung des bis­
herigen Amtes als zweiter Pfarrer der evangelischen 
pfarrgemeinde Zl. B. Wald gemäß H 38 KV. er 
teilt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 9. Juli 
1946, Z. 6598 46, die Wahl des Pfarrers Hermann 
Noltensmeier zum zweiten Pfarrer der evan­
gelischen Pfarrgemeinde H. B. Wien-Innere Stadt 
gemäß § 45 KV. oberstkirchenbehördlich bestätigt und 
gleichzeitig die Genehmigung zur Niederlegung des 
bisherigen Amtes als Pfarrer der evangelischen 
Pfarrgemeinde H. B. Wien-Süd gemäß § 38 KV. 
erteilt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 19. Juli 
1946, Z. 6163 46, die Wahl des Pfarrers Otto 
Bünker jun. zum ersten Pfarrer der evangelischen 
Pfarrgemeinde Zl. B. Leoben gemäß H 45 KV. oberst­
kirchenbehördlich bestätigt und gleichzeitig die Genehmi­
gung zur Niederlegung des bisherigen Amtes als 
zweiter Pfarrer der evangelischen pfarrgemeinde 
Zl. B. Leoben gemäß H 38 KV. erteilt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 9. Juli 
1946, Z. 6392 46, die Wahl des Pfarramtskandi- 
daten Heinrich Haselauer zum Personalvikar des 
Superintendenten Wilhelm .Mensing Braun der 
evangelischen pfarrgemeinde A. B. Linz gemäß H 45 
KV. oberstkirchenbehördlich genehmigt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 30. Juni 
1946, Z. 6214 46, die Wahl der Kandidatin Stefa­
nie v. Prochaska zur Personalvikarin des Seniors 
Othmar (Muhr der evangelischen Teilgemeinde A. B. 
Wien-Gumpendorf gemäß § 45 KV. oberstkirchen­
behördlich genehmigt.

Pfarrer Emil .Mayer der evangelischen pfarr­
gemeinde Zl. und H. B. Krems wurde auf Grund 
eines ärztlichen Zeugnisses über eigenes Ansuchen mit 
1. September 1946 in den dauernden Ruhestand 
versetzt. (Erl. vom 26. Juni 1946, Z. 6168,46.)

Die vom Pfarrer Arthur Berg der evangelischen 
pfarrgemeinde Zl. und H. B. Berndorf erbetene 
Amtsniederlegung der Pfarrstelle Berndorf wurde 
mit Erlaß vom 18. Juni 1946, Z. 5597 46, gemäß 
H 38 KV. oberstkirchenbehördlich genehmigt. Pfarrer 
Berg wurde über seine Bitte vorläufig der pfarrge 
meinde Wien.Mödling zugeteilt.

Der Oberkirchenrat hat gemäß § 38 Kirchenver­
fassung dem pfarrer Othmar Frick die Mieder­
legung der pfarrstelle Weiz mit 1. August 1946 
oberstkirchenbehördlich genehmigt. (Erl. Z. 6391 46 
vom 5. Juli 1946.)

Die ans Gesundheitsrücksichten bei Verbleiben in 
der Kandidatenliste erfolgte Amtsniederlegung des 
Pfarrers Otto Obracai der evangelischen Pfarr- 
gemeinde A. B. Feffernitz wurde mit Erlaß vom 
2. Juli 1946, Z. 6354 46, gemäß H 38 KV. oberst- 
kirchenbehördlich genehmigt.

Der Oberkirchenrat hat nachstehende Kandidaten 
der Theologie nach Ablegung der Prüfung für das 
Pfarramt in das Verzeichnis der zum Pfarramte 
wahlfähigen Kandidaten A.B. ausgenommen: 
.Michael Holzkorn, Lutzmannsburg (Erl. v. 12.

1946, Z. 6672 46);
Josef Schramm, Bad Ischl (Erl. V. 12. 7.1946, 

Z. 6673)46);
Wilhelm Stritar, Wien (Erl. V. 12, 7. 1946, 

Z. 6675 46).
Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 12. Juli 

1946, Z. 6674/46, den Kandidaten der Theologie 
Adolf Schwanda nach Ablegung der Prüfung 
für das Pfarramt in das Verzeichnis der zum Pfarr­
amte wahlfähigen Kandidaten H. B. aufgenommen.

Pfarrer Eduard Drgala ist ins Deutsche Reich 
übersiedelt und somit aus der einstweiligen Verwen­
dung der österreichischen Landeskirche ausgeschieden. 
(Erl. Z. 6364 46 vom 2. Juli 1946.)

Pfarrer Karl Mosko, bisher dem evangelischen 
Pfarramt in Gmunden zugeteilt, hat den Dienst der 
Österreichischen Evangelischen Landeskirche verlassen.

Pfarrer Gustav Seidel, bisher der evangeli­
schen Teilgemeinde A. B. Wien-Währing zugeteilt, 
ist ins Deutsche Reich übersiedelt und somit aus der 
einstweiligen Verwendung der Landeskirche ausge- 
schieden. (Erl. v. 8. Juli 1946, Z. 6537 46.)

Die Anschrift des evangelischen Pfarramtes Weiz 
lautet: ,,Gleisdorf, Steiermark, Weizerstraße 29", 
die Anschrift des Presbyteriums der evangelischen 
pfarrgemeinde A. und H. B. Weiz: „Weiz, Weiz- 
berggasse 308".

Die neue Anschrift des Evang-luth. Landeskirchen­
rates .München lautet: „.München 22, Himmelreich­
straße 3".

Durch Vermittlung des evangelischen Pfarramtes 
Zl. und H. B. in Gmünd I., Bahnhofstraße 148, 
Miederösterreich, ist ein klangschönes Harmonium mit 
nenn Registern in gutem Zustand nm 8 4.000.— zu 
kaufen. Anfragen sind an das genannte Pfarramt zu 
richten.
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Kirchliche Mitteilungen.

Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu-und Wegzüge, Geburten, 
Trauringen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des Evangelischen Oberkirchenrates fl. u. V. in Wien
88. 3- 7592 46 vom 9. August 1946.

Nichtigerklärung von Rechtsgeschäften während der 
deutschen Besetzung Österreichs.

Das Bundesgesetz vom 15. Mai 1946, NGB1. 
Nr. 106, über die Nichtigerklärung von Rechtsge­
schäften und sonstigen Rechtshandlungen, die während 
der deutschen Besetzung Österreichs erfolgt sind, be­
stimmt:

,,H 1. Entgeltliche und unentgeltliche Rechtsge­
schäfte und sonstige Rechtshandlungen während der 
deutschen Besetzung Österreichs sind null und nichtig, 
wenn sie im Zuge seiner durch das Deutsche Reich 
erfolgten politischen oder wirtschaftlichen Durchdrin­
gung vorgenommen worden sind, um natürlichen oder 
juristischen Personen Vermögenschaften oder Ver­
mögensrechts zu entziehen, die ihnen am 13. März 
1938 zugestanden sind.

2. Die Art der Geltendmachung und der Um­
fang der Ansprüche, die sich aus § 1 ergeben, wird 
durch Bundesgesetz geregelt."

89. Z. 6864/46 vom 20. Juli 1946.

Terminänderung des Rechnungsjahres.

Auf Grund des Erlasses des Bundesministeriums 
für Finanzen vorn 24. Dezember 1945, Z. 11974-6- 
1945, wird das Rechnungsjahr mit dem Kalender­
jahr gleichgesetzt.

Das Rechnungsjahr 1946 endet daher mit dem 
31. Dezember 1946, die weiteren Rechnungsjahre 
beginnen jeweils mit 1. Jänner und enden mit 
31. Dezember.

Die Rechnungsabschlüsse der Kirchengemeinden sind 
dem Oberkirchenrat daher in Hinkunft jeweils bis 
31. Jänner des darauffolgenden Jahres vorzulegen.

90. Z. 6842/46 vom 13. Juli 1946.

Zuzugsverbot.

Im 23. Stück des Verordnungs- und Amtsblattes 
für das Land Steiermark vom 3. Juli 1946 ist 
unter Nr. 7 nachstehender, an die Bezirkshauptmann- 
fchaften und den Magistrat der Stadt Graz gerichte­
ter Erlaß der Steiermärkischen Landesregierung vom 
23. Mai 1946, Zl. 7-53-Z1/9-1946, verlautbart:

„In letzter Zeit macht sich ein stärkeres Rück­
strömen von Österreichern aus dem Deutschen Reich 
bemerkbar. Der Steiermärkischen Landesregierung ge­
langte zur Kenntnis, daß rückkehrende Österreicher 
infolge der von vielen steirischen Gemeinden verfüg­
ten Zuzugsverbote nirgends Unterstand finden und 
infolgedessen verurteilt sind, von Gemeinde zu Ge­
meinde zu wandern.

Diese Wahrnehmung bildet den Anlaß, zu der 
Frage der von den Gemeinden erlassenen Zuzugs­
verboke grundsätzlich Stellung zu nehmen. Eine solche 
Stellungnahme kann jedoch vom rechtlichen Stand­
punkt aus nur zu einem negativen Ergebnis führen, 
denn es fehlt im österreichischen Recht an jeder 
Rechtsgrundlage für eine solche Verfügung der Ge­
meinde. Ein solches Zuzugsverbot stellt sich sogar 
als völlig verfassungswidrig und als ein schwerer 
Eingriff in verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte 
der Staatsbürger dar („Die Freizügigkeit der Person 
und des Vermögens innerhalb des Staatsgebietes 
unterliegt keiner Beschränkung", Staatsgrundgesetz 
vom 21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 142, Ar­
tikel 4).

Es ergeht daher die Weisung, den Gemeinden 
unverzüglich die entsprechende Belehrurig zukom­
men zu lassen und sie anzuweisen, rückkehrenden 
Österreichern unter allen Umständen den Aufenthalt 
in der Gemeinde zu ermöglichen und ihnen dieselbe 
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Behandlung zukeil werden zu lassen, wie den anderen 
Gemeindebewohnern, soferne sie bereits vorher in der 
betreffenden Gemeinde ihren ordentlichen Wohnsitz 
hakten oder sie durch verwandtschaftliche Beziehun­
gen oder durch andere rücksichtswürdige Umstände an 
eine bestimmte Gemeinde gebunden sind.

Die Steiermärkische Landesregierung wird außer­
dem noch mit der Bundesregierung in Verbindung 
treten, um den Strom der rückkehrenden Österreicher 
gleichmäßig auf alle Bundesländer zu verkeilen und 
zu verhüten, daß das Bundesland Steiermark über­
mäßig belastet wird.

91. Z. 7606/46 vom 9. August 1946.

Körperschaftssteuereinhebung.

In der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft 
wurde mehreren Kirchengemeinden gesetzwidrigerweise 
eine Körperschaftssteuer und glaublich sogar auch eine 
Vermögenssteuer vorgeschrieben.

Um die Grundlage für ein Einschreiten an das 
Bundesministerium für Finanzen zu gewinnen, wer­
den die Presbyterien der betroffenen Gemeinden er­
sucht, dem Oberkirchenrat mitzuteilen:
a) Welche Beträge sind der Gemeinde an Körper- 

schafts- und Vermögenssteuer in den einzelnen 
Jahren ab 1941 vorgeschrieben worden?

l>) Für welche Jahre wurde die Bezahlung geleistet 
und in welcher Höhe?

e) Welches Finanzamt hat die Vorschreibung durch­
geführt ?

cl) Wurde gegen die Vorschreibung ein Rekurs ein­
gebracht und welchen Erfolg hatte dieser?

92. Z. 6867/46 vom 16. Juli 1946.

Haushaltplan 1946 der Landeskirchenkasse.

A) Einnahmen:
8 1,200.000.— Kirchenbeitragsaufkommen
„ 12.000.— Zinsen vom Kapitalsvermögen
„ 12.750.— Mietzinseinnahmen
„ 7.500.— Einnahmen aus kirchl. Druckwerken
„ 1.500.— private Spenden
„ 80.000.— Kollekten für eigene Zwecke
„ 20.000.— Kollekten für fremde Zwecke
„ 52.000.— Rückerstattungen
„ 3.600.— sonstige wirksame Einnahmen
„ 2.250.— Gehaltsvorschußrückzahlungen
„ 185.123.— Kassenfehlbetrag
81,576.723.— Gesamtumsatz.

B) Ausgaben:

8 108.460.— Kirchenbeikragsankeile
„ 1,167.663.— Personalkosten
„ 4.500.— Reisekosten
„ 2.100.— Grundsteuern
„ 15.000.— Instandhaltungskosten
„ 1.700.— Betriebskosten
„ 2.100.— Beheizung und Beleuchtung
„ 9.000.— Post- und Fernsprechgebühren

8 6.000.— Kanzleispesen
„ 13.650.— Miekzinsausgaben
„ 16.000.— Kosten kirchl. Druckwerke
„ 800.— Seelsorgekosten der Jugend-, Män-

ner- und Frauenarbeit
„ 198.750.— Flüchtlingsseelsorge
„ 20.000.— Kollektenablieferung
„ 5.000.— sonstige wirksame Ausgaben
„ 3.500.— Schuldabstattung
„ 2.000.— Gehalksvorschußleistung
„ 500.— Schuldzinsen
81,576.723.— Gesamtumsatz.

Gehaltegrundstock:
A) Einnahmen:
8 180.— Mitgliedsbeiträge
„ 3.000.— Zinsen von Kapitalsvermögen
„ 139.000.— Schuldabstattung der Landeskirchen- 

kasse
8 142.180.— Umsatz.

B) Ausgaben:
8 30.— Buchungsspesen
„ 142.150.— Sparbuchrücklagen
8 142.180.— Umsatz.

Landeskirchlicher BaufondS:

A) Einnahmen:
8 30.000.— Mitgliedsbeiträge
„ 3.000.— Zinsen von Kapitalsvermögen
„ 50.— private Spenden
„ 28.000.— Kollekteneinnahmen
„ 62.834.— Schuldabstattung der Landeskirchen-

.______________ kasse
8 123.884.— Umsatz.

B) Ausgaben:
8 30.— Buchungsspesen
„ 23.854.— Sparbuchrücklagen
„ 100.000.— Darlehen an Gemeinden
8 123.884.— Umsatz.

Theologenheim:

A) Einnahmen:
8 330.— Zinsen von Kapitalsvermögen
„ 2.400.— Mietzinseinnahmen
„ 10.900.— Kollekteneinnahmen
„ 43.690.— Sparbuchabhebungen
8 57.320.— Umsatz.

B) Ausgaben:

8 1.200.— Personalausgaben
„ 300.— Einbehaltungen
„ 920.— Grundsteuern
„ 53.000.— Herstellungskosten
„ 800.— Betriebskosten
„ 250.— Beheizungskosten
„ 250.— Beleuchtungskosten
„ 200.— Fernsprechgebühren
„ 400.— Wirtschaftsauslagen
8 57.320.— Umsatz.
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Landeskirchliche Krankenkasse:

A) Einnahmen:

8 39.000.— Mitgliedsbeiträge
„ 100.— Zinsen von Kapitalsvermögen
8 39.100.— Umsatz.

B) Ausgaben:

8 18.000.— Krankenkostenbeihilfen
„ 50.— Buchungsspesen
„ 10.— Kanzleispesen
„ 21.040.— Sparbuchrücklagen
8 39.100.— Umsatz.

Hiezu wirb bemerkt: Das Mädchenheim Wien 
ist aufgelöst worden, Frauenseminar und Prediger­
seminar werden Wohl im Jahre 1946 noch nicht er­
öffnet werden können, werden auch weder Einnah­
men noch Ausgaben haben.

Den einzelnen Ziffern wurden drei Viertel der 
Ansätze des Haushaltsplanes 1947 zugrundegelegt, 
nachdem das Rechnungsjahr nunmehr wieder auf 
das Kalenderjahr umgelegt wurde. Hiebei wurden 
Ausnahmen nur insoferne gemacht, als Fälligkeits­
termine mitberücksichtigt werden mußten.

Bei der Landeskirchenkasse mußten Nachzahlun­
gen an Kirchenbeitragsanteilen für Rückstandsfor­
derungen aus 1945 berücksichtigt werden.

Die Schuldabstattung der Landeskirchenkasse an 
den Gehaltegrundstock und an den Baufonds scheinen 
beim Haushaltsplan der Landeskirchenkasse nicht auf, 
weil sie aus dem Kassenendstand abgezahlt werden 
können.

Die Auswirkungen des starken Fehlbetrages wird 
der Oberkirchenrat gesondert behandeln.

9Z. Z. 6868/46 vom 16. Juli 1946.

Haushaltplan 1947 der Landeskirchenkasse.

A) Einnahmen:
81,500.000.— Kirchenbeitragsaufkommen
„ 12.000.— Kapitalszinsen
„ 17.000.— Mietzinseinnahmen
„ 10.000.— Drucksachenverkauferlös
„ 2.000.— private Spenden
„ 108.000.— Kollekten für eigene Zwecke
„ 40.000.— Kollekten für fremde Zwecke
„ 70.584.— Rückerstattungen
„ 4.400.— sonstige wirksame Einnahmen
„ 3.000.— Gehaltsvorschußrückzahlungen
„ 307.630.— Kassenfehlbetrag
82,074.614.— Gesamtumsatz.

B) Ausgaben:
8 103.230.— Kirchenbeikragsanteilsleistungen
„ 1,556.884.— Personalkosten, und zwar:

8 931.055.— für aktive Geistliche
„ 121.555.— für Ruheständler
„ 87.821.— für Witwen u. Waisen
„ 1.536.— für Gnadengabenbez.
„ 162.936.— für Beamte u. Angest.
„ 251.981.— an Einbehaltungen

8 6.000.— Reisekosten
„ 2.800.— Grundsteuern
„ 20.000.— Instandhalkungskosten
„ 2.300.— Betriebskosten
„ 4.200.— Beheizungs- und Beleuchtungsaus-

lagen
„ 12.000.— Post- und Fernsprechgebühren
„ 8.000.— Kanzleispesen
„ 18.200.— Mietzinsauslagen
„ 20.000.— Kosten kirchlicher Drucksachen
„ 1.100.— Seelsorgekosten der Jugend-, Män­

ner- und Frauenarbeit
„ 265.000.— Flüchtlingsseelsorgekosten
„ 40.000.— Kollektenabfuhr
„ 7.000.— sonstige wirksame Ausgaben
„ 4.200.— Schuldabstattung
„ 3.000.— Gehaltsvorschüsse
„ 700.— Darlehenszinsen
8 2,074.614.— Gesamtumsatz.

Gehaltegrundstock:
A) Einnahmen:
8 220.— Mitgliedsbeiträge
„ 1.335.— Kaufpreisrate der Buchhandlung
„ 6.000.— Kaufpreisrate der Buchdruckerei
„ 10.000.— Zinsen von Kapitalsvermögen
8 17.555.— Umsatz.

B) Ausgaben:
8 100.— Buchungsspesen
„ 17.455.— Sparbuchrücklagen
8 17.555.— Umsatz.

Landeskirchlicher Baufonds:
8 30.000.— Mitgliedsbeiträge
„ 5.200.— Zinsen von Kapitalvermögen
„ 100.— private Spenden
„ 800.— Rückzahlung gewährter Darlehen
„ 63.930.— Sparbuchabhebungen
8 100.030.— Umsatz.

B) Ausgaben:
8 100.000.— Darlehen an Gemeinden
„ 30.— Buchungsspesen
8 100.030.— Umsatz.

Theologenheim:
A) Einnahmen:
8 3.300.— Mietzinseinnahmen
„ 40.000.— Darlehensaufnahme
„ 490.— Sparbuchabhebungen
„ 200.— sonstige wirksame Einnahmen
8 43.990.— Umsatz.

B) Ausgaben:
8 2.200.— Personalkosten
„ 500.— Einbehaltungen
„ 1.230.— Grundsteuern
„ 37.000.— Herstellungskosten
„ 1.000.— Betriebskosten
„ 500.— Beheizungsauslagen
„ 500.— Beleuchtungsspesen
„ 560.— Fernsprechgebühren
„ 500.— Wirtschaftsauslagen
8 43.990.— Umsatz.
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Landeskirchliche Krankenkasse:
A) Einnahmen:
8 31.700.—- Mitgliedsbeiträge
„ 200.— Zinsen von Kapitalsvermögen
8 31.900.— Umsatz.

B) Ausgaben:
8 23.000.— Krankenkostenbeihilfen
„ 70.— Buchungsspesen
„ 10.— Kanzleispesen
„ 8.820.— Sparbuchrücklagen
8 31.900.— Umsatz.

Zu diesem Haushaltplan sei erläuternd beigefügt:
Das Mädchenheim Wien ist aufgelöst. Prediger­

seminar und Frauenseminar werden 1947 vermutlich 
noch nicht eröffnet werden können und daher auch 
weder Einnahmen noch Ausgaben haben.

Die Folgerungen, die sich aus dem starken Fehl­
betrag ergeben, wird der Oberkirchenrat gesondert 
behandeln und das Ergebnis noch mitteilen.

Unter den Gehalten der Beamten uud Angestell­
ten sind im besonderen rund 8 42.000.—, die das 
„Evangelische Hilfswerk" und den Preßverband be­
treffen und die von diesen an die Landeskirchenkasse 
rückersetzt werden. Die Gehaltsauslagen sind daher 
tatsächlich nicht gestiegen.

Die Kosten der Flüchtlingsseelsorge sind höher als 
im Vorjahr, weil mehrere Flüchtlingsgeistliche erst 
im Lauf des Jahres 1945 aufgenommen wurden, 
so daß sich die volle Gehaltszahlung erst 1947 für 
das ganze Jahr auswirken muß. Die Höhe dieser 
Zahlungen hängt natürlich davon ab, wann die Frage 
der Flüchtlinge gelöst werden wird.

Der Baufonds hat für Reparaturen und den 
Wiederaufbau kirchlicher Gebäude größere Beträge 
eingesetzt. Die möglichste Förderung der Mitglieder­
beitritte wäre mit Rücksicht auf die großen Aufgaben 
des Baufonds äußerst erwünscht. Das Theologen­
heim muß größere Beträge für die Wiederherstellung 
seines Hauses, das durch Bomben schwer beschädigt 
ist, bereitstellen, sein ganzes Sparbuchvermögen reali­
sieren und darüber hinaus ein Darlehen in Aussicht 
nehmen.

Für die Pfaff'sche Stiftung wurde seinerzeit vom 
Staat die Vorlage eines Haushaltsplanes erlassen.

94. 3- 7443/46 vom 3. August 1946.

Evangelische Militärmatriken.

Der Oberkirchenrat gibt bekannt, daß die Militär­
matriken aus der österreichisch-ungarischen Monarchie 
vom Bundesministerium für Inneres, Abtg. 9, .M 
in Wien, 7., Karl Schweighofergasse 3, verwaltet 
werden, woselbst auch gegebenenfalls Urkunden aus 
denselben anzusprechen sind.

95. 3- 7441/46 vom 3. August 1946.

Neugründung von Pfarrgemeinden.

Wiederholte Anfragen von kirchlichen Dienststel­
len über die Stellungnahme des Oberkirchenrates 
zur Frage der Aufgliederung von Pfarrgemeinden 

und der Schaffung neuer Pfarrgemeinden veranlassen 
den Oberkirchenrat, seine Gedanken im folgenden 
mitzuteilen:

Grundsätzlich steht der Oberkirchenrat auf dem 
Standpunkt, daß die Bildung neuer Pfarrgemeinden 
tunlichst gefördert werden soll, weil sich erstens am 
Sitz eines Pfarramtes stets eine lebendige Kern- 
gemeinde bilden wird, deren Entstehen in einer nur 
selten besuchten Diasporagemeinde kaum zu erwarten 
ist, und weil zweitens eine bessere geistliche Betreuung 
der Gemeinde und eine gründlichere Ausgestaltung 
des Religionsunterrichtes möglich sein wird, wenn 
das Seelsorgenetz dichter gelegt ist. Zweifellos wird 
die Verkündigung des Evangeliums leichter und er­
folgreicher erfolgen, wenn etwa an vier verschiedenen 
Orken Geistliche ihren Amtssitz haben, als wenn an 
einem einzigen Ort vier Geistliche beisammen sind. 
Die Aufteilung der Geistlichen wird auch zweifellos 
die Reisekosten bedeutend herabsetzen, den Zeitauf­
wand für zahlreiche Reisen in die Diaspora wesentlich 
verkürzen und mehr Zeit für seelsorgerliche Arbeit 
schaffen. Den Umstand, daß am Ort der neu zu 
gründenden Pfarrgemeinde Kirche und Pfarrhaus 
fehlen, möchte der Oberkirchenrat nicht so ernst neh­
men, als es öfter geschieht, denn das wichtigste ist 
und bleibt die Entstehung der neuen christlichen Kern­
gemeinde, denn ist diese einmal da, so wird sie selbst 
Mittel und Wege suchen und finden, sich die Heim­
stätten des Evangeliums zu errichten.

Drei Voraussetzungen allerdings müßten erfüllt 
sein, soll an die Gründung einer neuen Pfarrgemeinde 
herangegangen werden:

Es muß erstens die Sicherheit dafür gegeben sein, 
daß die neue Gemeinde lebensfähig ist und bleibt, 
das heißt, daß eine hinreichende große und ständig 
ansässige evangelische Bevölkerung vorhanden ist.

Es muß zweitens die Gemeinde so groß sein, daß 
sie den Einsatz einer eigenen geistlichen Kraft recht­
fertigt, wobei nicht nur die Anzahl der Gottesdienst- 
stellen und Religionsunterrichtsstationen berücksichtigt 
zu werden braucht, sondern auch der berechtigte 
Wunsch nach gründlicher Durchführung von ständi­
gen Hausbesuchen.

Und es muß schließlich die wirtschaftliche Grund­
lage für die neue Gemeinde gegeben sein, ohne daß 
die Landeskirchenkasse durch die Neugründung be­
lastet wird. Es wird natürlich aus der Gehaltszah­
lung des neuen Pfarrers keine Belastung eintreten, 
wenn infolge der neu geschaffenen Pfarrstelle eine 
Personalvikarflelle in der bisherigen Pfarrgemeinde 
ausgelassen werden kann. Es wird aber eine Belastung 
eintreten, wenn für den neuen Pfarrer ein hoher 
Wohnungszins bezahlt werden muß, der bisher (etwa 
bei einem detachierten Vikar) von der Mutterge­
meinde bestritten wurde, nun aber von der neuen 
Kirchengemeinde geleistet werden muß, ohne daß 
diese die entsprechenden Einnahmen dafür besitzt.

Ist die Muttergemeinde leistungsfähig und die ge­
plante neue Kirchengemeinde wirtschaftlich nicht so 
Weik selbständig, so wird die Errichtung eines Pfarr- 
vikariates einer Neugründung der Pfarrgemeinde 
vorzuziehen sein.

Diese Erwägungen wollen in Hinkunft berücksich­
tigt werden, wenn die Neugründung einer Pfarr­
gemeinde ins Auge gefaßt wird.
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96. 3- 6518/46 vom 10. Juli 1946.

Umpfarrung in den Pfarrgemeinden Traun-Neu- 
kematen.

Der Superintendentialausschuß der oberösterreichi­
schen evangelischen Superinkendenz A.B. hat die 
Auspfarrung der Ortsgemeinde Ansfelden (Gerichts- 
bezirk Markt St. Florian) mit den Ortschaften Ans­
felden, Berg a. Krems, Kremsdorf, Nettingsdorf, 
Rapperswinkel und der Ortsgemeinde Pucking (Ge- 
richtsbezirk Neuhofen a. Krems) mit den Ortschaften 
Pucking und St. Lonhard aus dem Sprengel der 
evangelischen Pfarrgemeinde A.B. Neukematen und 
deren Einpfarrung in den Sprengel der Evangelischen 
Pfarrgemeinde A.B. Traun mit Entscheidung vom 
14. Mai 1946 gemäß § 14 der evangelischen Kirchen­
verfassung vom 9. Dezember 1891, RGBl. Nr. 4/ 
1892 genehmigt.

97. Z. 7238/46 vom 17. August 1946.

Systemisierung von Pfarrvikarstellen in Traisen und 
Hartberg.

Der Oberkirchenrat hak mik Erlaß vom 17. August 
1946, Zl. 7238/46, die Systemisierung einer Pfarr­
vikarstelle in Traisen (Pfarrgemeinde St. Aegyd 
am Neuwald) und mik Erlaß vom 27. August 1946, 
Zl. 7929/46, die Systemisierung einer Pfarrvikar­
stelle in Hartberg (Pfarrgemeinde Fürstenfeld) gemäß 
§ 37 der evangelischen Kirchenverfassung vom 9. De­
zember 1891, RGBl. Nr. 4/1892, oberstkirchen- 
behördlich genehmigt.

98. Z. 7801/46 vom 19. August 1946.

Kollekte für die Innere Mission.

Es wird in Erinnerung gebracht, daß gemäß dem 
Kollektenplan die Kollekte am Erntedankfest für die 
Innere Mission bestimmt ist.

99. Z. 7477/46 vom 7. August 1946.

Pfarrstellenausschreibung.

Zur Neubesetzung werden ausgeschrieben:
1. Pfarrstelle der Pfarrgemeinde A. B. Schladming, 

Steiermark;
2. Zweite Pfarrstelle der Pfarrgemeinde A. B. in 

Mödling.
3. Dritte Pfarrstelle in Graz-linkes Murufer. (Der 

Inhaber dieser Stelle ist vornehmlich mit der 
Jugendarbeit betraut.)

4. Erste und zweite Pfarrstelle in Steyr.

Bewerbungen find bis 15. Oktober 1946 bei den 
Presbyterien einzubringen.

Bewerbungsberechtigt sind alle Geistlichen, die im 
Dienste der Evangelischen Kirche A. u. H. B. in 
Österreich stehen, sowie alle Flüchtlingsgeistlichen, die 
eine schriftliche Zusage des Oberkirchenrates über die 

endgültige Übernahme in den österreichischen Kirchen­
dienst und über die Berechtigung zu Bewerbungen 
um Pfarrstellen erhalten haben. Diese Bestätigung 
ist dem Bewerbungsschreiben beizulegen.

100. Z- 7913/46 vom 23. August 1946.

Pfarrstellenausschreibung in Wien H. B.-Süd.

In der evangelischen Pfarrgemeinde H. B. Wien- 
Süd gelangt die Pfarrstelle zur Ausschreibung.

Bewerbungen sind bis 1. Oktober 1946 an das 
Presbyterium der evangelischen Pfarrgemeinde H. B. 
Wien-Süd in Wien 10., Keplerplatz 2, zu richten.

101. Z- 7238/46 vom 17. August 1946.

Ausschreibung von Pfarrvikarstellen.

Es werden zur Besetzung ausgeschrieben:
1. Die Pfarrvikarstelle in Traisen, Niederösterreich. 

Bewerber müssen die Eignung zum Dienst in der 
Diaspora haben.

2. Die Pfarrvikarstellen in Murau und Fohnsdorf, 
Steiermark. Mit Rücksicht auf die große Woh­
nungsnot kommen nur unverheiratete Bewerber in 
Frage.

3. Die Pfarrvikarstelle in Hartberg.
4. Die Pfarrvikarstelle in Windischgarsten.

Bewerbungen sind bis 15. Oktober 1946 für 
Traisen beim Presbyterium der evangelischen Pfarr­
gemeinde A. u. H. B. in St. Aegyd am Neuwald, 
Niederösterreich, für Murau und Fohnsdorf beim 
Presbyterium der evangelischen Pfarrgemeinde A. B. 
Judenburg, Postfach 44, für Hartberg beim Pres­
byterium der evangelischen Pfarrgemeinde A.B. in 
Fürstenfeld und für Windischgarsten beim Presby­
terium der evangelischen Pfarrgemeinde Neu-Kema- 
ten, Post Kematen an der Krems, Oberösterreich, ein­
zubringen.

Bewerbungsberechtigt ist der gleiche Personenkreis 
wie bei den in diesem Amtsblatt zur Ausschreibung 
gelangenden Pfarrstellen.

102. Z- 8124/46 vom 31. August 1946.

Ausschreibung der Stelle eines Supermtendential- 
vikars.

Es gelangt die Stelle eines Superintendential- 
vikars beim künftigen Superintendenten A.B. für 
Kärnten mik dem Amtssitz in Billach zur Ausschrei­
bung.

Bewerbungen sind bis 15. Oktober 1946 au das 
Presbyterium der evangelischen Pfarrgemeinde A. B. 
in Billach zu richten.

Bewerbungsberechkigk ist der gleiche Personenkreis 
wie bei den in diesem Amtsblatt zur Ausschreibung 
gelangenden Pfarrstellen.
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103. Z. 7823/46 vom 21. August 1946.

Prüfung für nebenberufliche Kirchenmusiker.

Auf Grund der Prüfungsordnung für nebenberuf­
liche Kirchenmusiker vom 30. Oktober 1943, ABl. 
Nr. 93/43, schreibt der Oberkirchenrat hiemit für 
den 30. Oktober 1946, 15 Uhr nachmittags, in das 
Pfarramtsgebäude (Sakristei) des evang. Pfarramtes 
A. B. Wien 1., Dorotheergasse 18, eine Prüfung 
für nebenberufliche Kirchenmusiker aus.

Zulassungsgesuche zu dieser Prüfung müssen späte­
stens am 16. Oktober 1946 beim Sachbearbeiter des 
Oberkirchenrates für kirchenmusikalische Angelegen­
heiten (Kirchenrat Dr. Egon Hajek, Wien, 1.,Schel- 
linggafse 12/IV) eingelangt sein.

Über den Prüfungsstoff und die dem Ansuchen an­
zuschließenden Beilagen gibt die eingangs bezeichnete 
Prüfungsordnung Auskunft.

104. Z. 7798/46 vom 14. August 1946.

Rechnungsabschluß-Formblätter.
Der Oberkirchenrat hat den Alleinvertrieb der 

Formblätter zum Rechnungsabschluß samt den Er­
gänzungsblätter der Wartburg-Buchhandlung Alfred 
Brunner in Wien VII/62, Neubaugürtel 26, 
übertragen. Die Pfarrgemeinden werden daher er­
sucht, die für den Rechnungsabschluß notwendigen 
Formblätter sich künftig selbst bei der Buchhandlung 
zu beschaffen.

Kirchliche Mitteilungen
Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 30. Juli 

1946, Z. 7101/46, die Wahl des Personalvikars 
Franz Reisch er zum Pfarrer der evangelischen 
Pfarrgemeinde A. B. Arriach in Kärnten gemäß 
§ 45 KV. oberstkirchenbehördlich bestätigt.

Pfarrer Okto Kirnbauer der evangelischen 
Pfarrgemeinde A.B. Schladming wurde über eige­
nes Ansuchen aus Gesundheitsrücksichten mit 1. Ok­
tober 1946 in den dauernden Ruhestand versetzt. 
(Erl. Zl. 7393/46 vom 7. August 1946.)

Der Oberkirchenrat hat dem Pfarrer Julius 
Faber-Kovacs der evangelischen Pfarrgemeinde 
H. B. Oberwart die erbetene freiwillige Amtsnieder­

legung mit Wirkung vom 31. August 1946 gemäß 
§ 38 KV. oberstkirchenbehördlich genehmigt. (Erl. 
Zl. 7131/46 vom 31. Juli 1946.)

Die von Pfarrer Walter Deutsch erbetene frei­
willige Niederlegung des Amtes als Pfarrer der 
Pfarrgemeinde Holzschlag wurde mit Erlaß vom 
7. August 1946,'Zl/7407/46, gemäß § 38 KV. 
oberstkirchenbehördlich genehmigt. Die Zuteilung an 
die Pfarrgemeinde Markt Allhau bleibt hiedurch un­
berührt.

Die vom Personalvikar Samuel Christian Knud­
sen der evangelischen Filialgemeinde A. B. Ried im 
Innkreis erbetene freiwillige Amtsniederlegung wurde 
gemäß § 38, lik. b) der evangelischen KV. vom 
9. Dezember 1891, RGBl. Nr. 4/1892, mit Erlaß 
vom 25. Juli 1946, Zl. 6988/46, oberstkirchenbe­
hördlich genehmigt.

Pfarrer Anton Elsholtz, bisher der evangeli­
schen Pfarrgemeinde A. B. Wallern zugeteilt, ist 
infolge Übersiedlung in das Deutsche Reich aus dem 
einstweiligen Dienst der österreichischen evangelischen 
Landeskirche ausgeschieden. (Erl. Zl. 6985/46 vom 
25. Juli 1946.)

Pfarrer Martin Haas ist infolge Übersiedlung 
in das Deutsche Reich aus dem einstweiligen Dienst 
der österreichischen Landeskirche ausgeschieden. (Erl. 
Zl. 7100/46 vom 30. Juli 1946.)

Prediger Friedrich Klauser, bisher der Pfarr­
gemeinde Wallern zur Flüchtlingsseelsorge zugeteilt, 
hat infolge Übersiedlung in das Deutsche Reich den 
landeskirchlichen Dienst verlassen. (Erl. Zl. 7695/46 
vom 14. August 1946.)

Die Anschrift des Evang. Pfarramtes Wiener- 
Neustadt lautet wieder: Wiener-Neustadt, Bismarck­
ring 4.

Pfarrer i. N. Ferdinand Gründler ist am 
17. Dezember 1945 in Potsdam entschlafen.

Die Pfarrerswitwe Marie Selle ist nach lan­
gem, schweren Leiden am 24. Mai 1946 in Erlan­
gen verschieden.

Im Laudesjugendpfarramt Wien 1., Schelling- 
gasse 12, 4. Stock, ist eben erschienen: „Suchet 
in der Schrift!", Auslegung der täglichen Bibel- 
lese. Das Heft bietet für das letzte Vierteljahr des 
laufenden Kirchenjahres eine willkommene Hilfe für 
das tägliche Bibellesen. Stückpreis 50 Groschen.
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Amtsblatt
für die Evangelische Kirche A. u. H. V. in Oesterreich
Jahrgang 1948 Ausgegeben am ZlZ. September 1946 9. Stück
105. Religionswechsel von Kindern. 110. Systemisierung einer zweiten Pfarrstelle und einer Pfarr-
106. Herstellung des HaushaltSgleichgewichteS. vikarstelle in Wiener Neustadt.

107. Landekirchlicher Baufonds.
108. Englische Sprachkenntnisse. 11Z. Einreichung um Freigabe von Sperrbeträgen.
109. Bildung von Teilgemeinden in Wien und Systemisierung Angeordnete Kollekten.

von Pfarrstellen. Kirchliche Mitteilungen.

Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu- und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des Evangelischen Oberkirchenrates fl. u. st. V. in Wien
3- 8110/46 vom 3. September 1946.

ReligionSwechsel von Kindern.
Die Landeshauptmannschaft für Steiermark in 

Graz hat dem Oberkirchenrat nachstehenden Erlaß 
vom 20. August 1946, Z. 2-358 Allg. 14 5-1946 
mitgeteilt:

„Anläßlich eines besonderen Falles hat das Bun­
desministerium für Unterricht mit dem Erlasse vom 
7. August 1946, 3- 11946-V/a, Nachstehendes anher 
eröffnet:

Mit der Verordnung vom 1. März 1939, Gesetz­
blatt für Österreich Nr. 377 ist das reichsdeutsche 
Gesetz vom 15. Juli 1921, RGBl. I G. 939, über 
die religiöse Kindererziehung in Österreich eingeführt 
worden und steht noch in Geltung. Zufolge H 3 der 
zitierten Verordnung find die entgegenstehenden Be­
stimmungen des Gesetzes über die interkonfessionellen 
Verhältnisse der Staatsbürger vom 25. Mai 1868, 
RGBl. Nr. 49 außer Kraft getreten. Der von einer 
Bezirkshauptmannschaft mitgeteilte Fall (beide Eltern­
teile treten von der evangelischen Kirche in die römisch- 
katholische Kirche über. Es find zwei Kinder im Alter 
von 8 und 9 Jahren aus dieser Ehe vorhanden) ist 
also nicht nach Artikel 2 des interkonfessionellen Ge­
setzes zu behandeln, wonach das Religionsbekenntnis 
dieser Kinder bis zum Vollendeten 14. Lebensjahr 
nicht hätte geändert werden können, sondern es steht 
den Eltern frei, einverständlich über das Bekenntnis 
dieser Kinder zu bestimmen. 1, 2 des Gesetzes 
über die religiöse Kindererziehung.)

In diesem Zusammenhänge wird auf den im 
Verordnungsblatte für den Dienstbereich des Bundes­
ministeriums für Unterricht 5. Stück/1946 vom 
1. Mai 1946 erflossenen Erlaß des genannten Bun­
desministeriums vom 18. März 1946, Z. 4359/III-6, 
betreffend Zulassung zum Religionsunterricht im 
Falle des Religionswechsels der Eltern verwiesen, 
welcher folgenden Wortlaut hat:

Dem Bundesministerium für Unterricht ist zur 
Kenntnis gekommen, daß im Bereiche der mittleren 
Lehranstalten und des Haupt- und Volksschulwesens

Unklarheiten und Zweifel über die Zulassung von 
Kindern zum Religionsunterricht in jenen Fällen be­
stehen, in denen eine Änderung in dem religiösen Be­
kenntnisse der Eltern eingetreten ist. Zur Klarstellung 
der Rechtslage wird daher folgendes bemerkt:

Gemäß H 2 des Verfassungsgesetzes vom 1. Mai 
1945 über die Wiederherstellung des Rechtslebens in 
Österreich (Rechts-Überleitungsgesetz), Sk.GBl. Nr. 
6'45, sind alle Gesetze und Verordnungen, die nach dem 
13. März 1938 für die Republik Österreich oder ihre 
Teilbereiche erlassen wurden, als österreichische Rechts- 
vorschriften in vorläufige Geltung gesetzt worden, 
sofern sie nicht aus den Gründen des h 1 desselben 
Gesetzes aufgehoben sind. Das zufolge Kundmachung 
des Reichsstatthalters (G-Bl. f. d. Ld. Ö., Nr. 377 
aus 1939), am 1. März 1939 im Lande Österreich in 
Kraft getretene Gesetz über die religiöse Kindererzie­
hung vom 15. Juli 1921 (RGBl. Nr. I S. 939), 
welches nicht unter die gemäß H 1 des Rechts - Überlei- 
tungsgesetzes aufgehobenen Gesetze zählt, steht daher 
derzeit als österreichische Rechtsvorschrift in vorläu­
figer Geltung. Gemäß H 3 der obzitierten Kund­
machung des Reichsstatthalters sind die diesem reichs­
deutschen Gesetze ent gegen st ehenden Bestim­
mungen des Gesetzes vom 25. Mai 1868, RGBl. 
Nr. 49, betreffend die interkonfessionellen Verhält­
nisse der Staatsbürger, außer Kraft getreten. Ins­
besondere find deshalb jene Bestimmungen des Arti­
kels 2 des soeben zitierten alkösterreichischen Gesetzes 
außer Kraft getreten, welche den Religionswechsel 
eines Kindes zwischen dem vollendeten 7. und dem 
vollendeten 14. Lebensjahre ausgeschlossen haben.

Nach Maßgabe des eben bezogenen, vorläufig in 
Geltung stehenden reichsdeutschen Gesetzes, gelten der­
zeit die folgenden Grundsätze für den Religionswechsel 
eines Kindes:

1. Nach der Vollendung des 14. Le­
bensjahres steht dem Kinde die Entscheidung dar­
über zu, an welches religiöse Bekenntnis es sich 
halten will (h 5).

2. Zwischen dem vollendeten 12. und 
14. Lebensjahre kann ein Religionswechsel unter 
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denselben Voraussetzungen stattfinden, die in den 
Fällen des folgenden Punktes 3 gelten, jedoch nicht 
gegen den Willen des Kindes.

3. Vor dem vollendeten 12. Lebens­
jahre: Über die religiöse Erziehung dieser Alters­
gruppen wird durch freie Übereinkunft der Eltern 
bestimmt. Durch eine solche Bestimmung der Eltern 
kann daher auch ein Wechsel des Bekenntnisses, in 
dem das Kind erzogen wird, herbeigeführt werden.

/Während einer bestehenden Ehe kann von keinem 
Elternteil ohne die Zustimmung des anderen bestimmt 
werden, daß das Kind in einem anderen Bekenntnis 
als bisher erzogen werde, (tz 2, Abs. (2)) Mangels 
Einigung der Eltern greift die Vermittlung oder 
Entscheidung des Vormundschaftsgerichtes ein. Ist 
nur ein Elternkeil vorhanden, so entscheidet dieser. Im 
Falle des beabsichtigten Religionswechsels eines Kin­
des zwischen dem vollendeten 10. und vollendeten 12. 
Lebensjahre ist das Kind zu hören.

Aus den vorzitierten Bestimmungen geht hervor, 
daß ein Wechsel des religiösen Bekenntnisses von 
Kindern unter 14 Jahren Vorkommen kann. In sol­
chen Fällen hat im Schulbereiche ein Wechsel in 
dem Religionsunterrichte, an dem das Kind nach Maß­
gabe des Punktes 1 des ho. Erlasses vom 7. 6. 1945, 
Z. 505, pflichtig teilzunehmen hat, Platz zu greifen. 
Ebenso ist in Fällen des erstmaligen Eintrittes oder 
des Wiedereintrittes eines Kindes, das bisher in 
einem gesetzlich nicht anerkannten Bekenntnisse oder 
einer nicht bekenntnismäßigen Weltanschauung er­
zogen worden ist, in eine gesetzlich anerkannte Kirche 
oder Religionsgesellschaft die Zulassung zu dem 
nunmehr nach Maßgabe des obigen Erlasses pflich­
tigen Religionsunterricht auch dann vorzunehmen, 
wenn das Kind das Alter von 14 Jahren noch nicht 
erreicht hat. Es ist sonach mit den entsprechenden 
Veranlassungen vorzugehen, sobald der Schulleitung 
ein solcher Wechsel in der Bekenntniszugehörigkeit 
eines Kindes bekannt wird. Die Eltern des Kindes 
sind verpflichtet, jede Änderung dieser Zugehörigkeit 
des Kindes unter Vorlage der entsprechenden Belege 
(Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Mai 1868, RGBl. 
Nr. 49) der Schulleitung anzuzeigen. Diese Anzeige- 
pflicht obliegt dem Kinde selbst, wenn es den Reli­
gionswechsel nach vollendetem 14. Lebensjahr vor- 
genommen hat.

Bemerkt wird, daß die gemäß Punkt 2 des ho. Er­
lasses vom 7. Juni 1945, Z. 505, zulässige Abmel­
dung vom Religionsunterrichte, die selbstverständlich 
einen Wechsel des Religionsbekenntnisses weder vor­
aussetzt noch bedeutet, vor vollendetem 14. Lebensjahre 
zufolge tz 2, Abs. (2), des oben bezogenen, derzeit in 
vorläufiger Geltung stehenden Gesetzes über die reli­
giöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921 während 
bestehender Ehe der Eltern nur dann stattfinden kann, 
wenn diese Abmeldung auf der übereinstimmenden 
Willenserklärung beider Elternteile beruht. Das 
Vorliegen dieser zweiseitigen Zustimmung ist in Hin­
kunft vom Direktor (Schulleiter) in geeigneter Weise 
sicherzustellen. Hievon sollen alle Nachgeordneten Di­
rektionen und Schulleitungen verständigt werden!"

Dies wird mit dem Beifügen zur Kenntnis gebracht, 
daß das reichsdeutsche Gesetz vom 15. Juli 1921, 
RGBl. I S. 939 über die religiöse Kindererziehung 

im Amtsblatt vom Jahre 1939 unter Nr. 58 ver- 
lautbart wurde.

106. 3- 8491/46 vom 9. September 1946.

Herstellung des HaushaltgleichgewichteS.
Zur Herstellung des Haushaltgleichgewichtes der 

Landeskirchenkasse ordnet der Oberkirchenrat an:
1. Die landeskirchliche Frauen-, Jugend- und 

Männerarbeit, das Evangelische Hilfswerk, die Presse­
arbeit werden zur Ersetzung der Personalkosten heran- 
gezogen.

2. Für den ersten Weihnachtstag (25. Dezember) 
wird zur teilweisen Deckung der Kosten der Flücht­
lingsseelsorge eine landeskirchliche Kollekte angeordnet.

3. Die bei den Flüchtlingsgottesdiensten (siehe den 
Erlaß des Oberkirchenrates vom 25. Oktober 1945, 
ABl. Nr. 71/45) eingehobenen Kollekten sind in 
Hinkunft ausnahmslos unter Angabe, von welchem 
mit der Flüchtlingsseelsorge betrauten Geistlichen die 
Kollekte stammt, allmonatlich an den Oberkirchenrat 
abzuführen. Die Abfuhr wird vom Oberkirchenrat 
überwacht werden. Die mit der Flüchtlingsseelsorge 
betrauten Geistlichen werden in Hinkunft allmonatlich 
bis zum 10. des darauffolgenden Monates zu berichten 
haben, wieviel Kollekten (brutto und netto) sie ein- 
gehoben haben. Die darüber hinausgehende Bericht­
erstattung der Flüchtlingsgeistlichen entfällt in Hin­
kunft. Weiters werden in Hinkunft auch die Spen­
den an den Oberkirchenrat abzuführen fein, die gele­
gentlich von Amtshandlungen (Taufen, Trauungen 
und Beerdigungen) an Flüchtlingen (mit Ausnahme 
von festen Gebühren) von diesen gegeben werden.

4. Der Bezugspreis für das Amtsblatt des Ober- 
kirchenrates wird mit Wirkung vom 1. Jänner 1947 
auf den Selbstkostenpreis des Oberkirchenrates von 
Schilling 6.— jährlich erhöht.

5. Alle Kirchengemeinden (Pfarr-, Filial- und 
Teilgemeinden) haben bis 3Ü Dezember 1946 dem 
Oberkirchenrat zu berichten, ob sie die mit dem Erl. 
des Oberkirchenrates vom 18. Juni 1946, Z. 5434/46, 
ABl. Nr. 68/46, angeordnete Neuerfassung der 
Glaubensgenossen aus den Materialien der Melde­
behörden durchgeführt haben, wenn nicht, warum 
dies nicht geschah.

6. Zur Erleichterung der wirtschaftlichen Lage der 
Landeskirchenkasse werden wohlhabende Kirchengemein­
den, die einen wesentlichen Überschuß in ihrer Geba­
rung ausweisen, dringend gebeten, für andere notlei­
dende Kirchengemeinden Österreichs (etwa zur Er­
haltung einer Gemeindeschwester, zur Reparatur schwer 
beschädigter Gebäude, zur Erbauung einer neuen Kirche) 
die Patenschaft zu übernehmen. Die Gemeinden, 
welche eine Patenschaft übernehmen wollen, werden 
gebeten, sich beim Oberkirchenrat unter Angabe der 
Höhe des beabsichtigten Patenbetrages zu melden. Der 
Oberkirchenrat wird sodann diesen Gemeinden Vor­
schläge hinsichtlich der bedürftigen Gemeinden machen.

Alle diese Verfügungen wollen peinlichst genau 
eingehalken werden, denn sie sind die Voraussetzung 
dafür, daß die Gehalte der Geistlichen nicht gekürzt 
werden müssen. Der Oberkirchenrat ist gewiß, daß 
die Kirchengemeinden im Interesse ihrer Pfarrer gerne 
die Bestimmungen einhalten werden.
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Aus der Einführung der Gemeindepatenschaft er­
hofft sich der Oberkirchenrat insbesondere eine inni 
gere Verbindung zwischen einzelnen Kirchengemeinden 
und möchte daher hier die wohlhabenden Gemeinden 
ganz besonders herzlich bitten, schwächeren Kirchenge 
meinden ihre brüderliche Hilfsbereitschaft zu erweisen.

;0?, 3" 7985/46 vom 23. August 1946.

Landeskirchlicher Baufonds.
Über Anregung eines unbekannt bleiben wollenden 

Glaubensgenossen aus der Pfarrgemeinde Graz-Linkes 
Murufer, hat sich der Oberkirchenrat entschlossen, in 
der nächsten Zeit eine großzügige Werbung zum Mit- 
gliedsbeitritt für den landeskirchlichen Baufonds unter 
allen Kirchenbeitragspflichtigen durchzuführen.

Diese Werbung soll in der Form vor sich gehen, 
daß alle Kirchenbeitragspflichtigen einen Aufruf nebst 
Erlagschein des Baufonds mit folgendem Inhalt 
erhalten:

„Die durch die plötzliche Einstellung aller Staats­
zuschüsse hervorgerufene schwere wirtschaftliche Krise 
der evangelischen Kirche hat im Jahre 1941 den Ober­
kirchenrat veranlaßt, in der Finanzwirtschaft bewußt 
darauf hinzuarbeiten, durch wirtschaftliches Selbstän­
digwerben der Kirche derartige Krisen für die Zu­
kunft unmöglich zu machen. In diesem Nahmen wurde 
Anfang 1942 der landeskirchliche Baufonds gegrün­
det, der cs trotz der durch den jüngstvergangenen 
„weltanschaulichen" Kampf gegen die christlichen Kir­
chen hervorgerufenen Schwierigkeiten bisher zu einem 
Stand gebracht hat, der für so manche Gemeinde ein 
ansehnlicher Segen geworden ist, zumal seit jede 
Verbindung mit den alten Gustav-Adolf-Freunden 
abgerissen ist. Die Kriegsereignisse haben jedoch mit 
der Zerstörung von 5, der schweren Beschädigung von 
56 und der leichten Beschädigung von 58 kirchlichen 
Gebäuden eine derart schwere Lage gebracht, daß der 
Baufonds ohne ausgiebige Stützung nicht imstande 
ist, durchgreifend zu helfen. Wir rufen daher alle 
Glaubensgenossen zur Hilfe auf. Tretet dem landes­
kirchlichen Baufonds durch Einzahlung eines Mit- 
gliedsbeitrages in freiwilliger, jederzeit abänderbaren 
Höhe bei. Wer dies nicht leisten zu können glaubt, 
streiche auf dem zuliegenden Erlagschein das Wort 
„Mitgliedsbeitrag" und sende eine einmalige Spende. 
Liebe Brüder und Schwestern „Lasset uns gutes tun 
an Jedermann, allermeist aber an des Glau­
bens Genossen!"

In jenen Gemeinden, die bereits Mitglieder für 
den Baufonds geworben haben, wird der Ober­
kirchenrat diese obige Werbung nicht durchführen, 
sondern den Pfarrämtern der betreffenden Gemein­
den eine größere Anzahl von Aufrufen zur Ver-- 
sendung an jene Gemeindeglieder, die noch nicht 
Baufondsmitglieder sind, übergeben.

Der Oberkirchenrat bittet die Herren Geistlichen, 
im Interesse einer ausgiebigen Hilfe für die notlei­
denden Gemeinden die Werbung in jeder Weise zu 
unterstützen.

1.08. 3- 8721 46 vom 20. September 1946.

Englische Sprachkenntnisse.
Diejenigen Geistlichen, welche englische Sprach­

kenntnisse in einem Ausmaße besitzen, daß sie eng­

lische Literatur lesen können, wollen dies dem Ober­
kirchenrat bis Ende Oktober 1946 mitteilen. — Es 
kann sich eine Möglichkeit ergeben, daß ihnen Werke 
und Fachschriften in englischer Sprache zugänglich 
gemacht werden.

109. 3- 7764/46 vom 23. August 1946.

Bildung von Teilgemeinden in Wien und Systemi- 
sierung von Pfarrstellen.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 23. 8.1946, 
Z. 7764/46, die Bildung der Evangelischen Teilge­
meinden AB. in Wien-Simmering uno in Wien- 
Ottakring oberstkirchenbehördlich genehmigt. — Der 
Sprengel der Gemeinde Wien-Simmering umfaßt 
das Gebiet des 11. Wiener Gemeindebezirkes, der 
damit aus dem Sprengel der Evangelischen Gemeinde 
Wien-Landstraße ausscheidet und der Sprengel der 
Gemeinde Wien-Ottakring umfaßt das Gebiet des 16. 
Wiener Gemeindebezirkes, der damit aus dem Spren­
gel der Evangelischen Gemeinde Wien-Währing aus­
scheidet. Gleichzeitig wird die Systemisierung von je 
einer Pfarrstelle in den neugebildeten Evangelischen 
Teilgemeinden AB. Wien-Simmering und Wien- 
Ottakring gemäß H 37 der evangelischen Kirchenver­
fassung vom 9. Dezember 1891, RGBl. Nr. 4/1892 
oberstkirchenbehördlich genehmigt.

110. 3- 8141/46 vom 3. September 1946.

Systemisierung einer zweiten Pfarrstelle und einer 
Pfarrvikarstelle in Wiener Neustadt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 3. Sep­
tember 1946, Z. 8141/46, die Systemisierung einer 
zweiten Pfarrstelle und einer Pfarrvikarstelle in der 
Evangelischen Pfarrgemeinde A. und HB. in Wiener- 
Neustadt gemäß h 37 der evangelischen Kirchenver­
fassung vom 9. Dezember 1891, RGBl. Nr. 4/1892 
oberstkirchenbehördlich genehmigt.

111. 3- 8238/46 vom 12. September 1946.

Pfarrstellenausschreibung.

Es werden zur Besetzung ausgeschrieben:
1. Die zweite Pfarrftelle in Baden bei Wien.
2. Die zweite Pfarrstelle in Mürzzuschlag, Steier­

mark.
3. Die Pfarrftelle in Naßwald, Nieder-Österreich. 

Mit Rücksicht auf die Gebirgslage der Pfarrgemeinde 
kommen für diese Stelle nur völlig gesunde und kör­
perlich kräftige Bewerber in Frage.

4. Die Pfarrstelle in Bad Vöslau Wohnung vor­
handen.

Bewerbungen sind bis 15. November 1946 bei 
den Presbyterien einzubringen.

Hinsichtlich des Kreises der Bewerbungsberechtig­
ten wird auf Nr. 99 im 8. Stück des Amtsblattes 
1946 verwiesen.

112. 3- 8742/46 vom 25. September 1946.

Devisengesetz.
Das Bundesgesetz vom 25. Juli 1946 über die 

Devisenbewirtschaftung (Devisengesetz), verlautbart 
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im 48. Stück des Bundesgesetzblattes unter 944. 162, 
verpflichtet in 15 alle Inländer, d. s. alle natür­
lichen und juristischen Personen, die ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Ort der 
Leitung im Inland haben, ferner auch Personen, die 
sich bei Wirksamkeitsbeginn dieses Gesetzes (15. Sep­
tember 1946) bereits über drei Monate in Österreich 
aufhalten (ausländische Staatsangehörige und Staa­
tenlose), die ihnen gehörigen Devisenwerte d. s. aus­
ländische Zahlungsmittel, Forderungen gegen Aus­
länder, Gold (Feingold und legiertes Gold — roh 
oder als Halbmaterial — ferner ausser Kurs gesetzte 
oder nicht mehr umlauffähige Goldmünzen), auslän­
dische Wertpapiere und österreichische Auslandstitel 
bei der Österreichischen Nationalbank anzumelden. — 
Als Österreichische Auslandstitel gelten inländische 
Wertpapiere, die auf ausländische Währung lauten 
und im Ausland zahlbar sind, sowie Zins-, Gewinn­
anteil- und Erneuerungsscheine von solchen Wertpa­
pieren. — Als ausländische Wertpapiere gelten auch 
reichsdeutsche Wertpapiere.

Die Anmeldung hat binnen vier Wochen nach In­
krafttreten dieses Gesetzes d. i. bis 12. Oktober 1946 
zu erfolgen.

Soferne obbezeichnete Werte bereits auf Grund 
anderer behördlicher Verfügungen angemeldet wur­
den, so enthebt dies nicht von der Pflicht zur neuer­
lichen Anmeldung auf Grund dieses Gesetzes.

Werte der im Gesetze genannten Art die nach 
Wirksamkeitsbeginn des Gesetzes ohne Bewilligung 
erworben wurden, sind bei der Österreichischen Natio- 
nalbank binnen acht Tagen anzumelden.

Wer den Vorschriften dieses Gesetzes zu­
widerhandelt, begeht, soferne die Handlung oder Un­
terlassung nicht gerichtlich strafbar ist, eine Verwal- 
tungsübertretung, die mit Geld- oder Arreststrafe 
geahndet wird. Bei erschwerenden Umständen können 
beide Strafen auch nebeneinander verhängt werden.

II3. 3- 8609 46 vom 16. September 1946.

Einreichungen uni Freigabe von Sperrbeträgen.

Auf Grund einer Vorsprache des Oberkirchenrates 
beim Bundesministerium für Finanzen werden die 
Kirchengemeinden angewiesen, Ansuchen um Freigabe 
gesperrter Geldbeträge in Hinkunft nicht mehr un­
mittelbar bei diesem Bundesministerium einzureichen, 
sondern an den Oberkirchenrat zu übersenden. Die An­
suchen, die auf den bei allen Sparkassen erhältlichen 
Formblättern zu stellen sind, müssen die genauen An­
gaben der Aufteilung der vorhandenen Konten (A., 
Afp., K., Ksp., 9r., Nsp.) sowie tunlichst annähernd 
auch die Aufteilung der Quellen, aus denen die 
Sperrbeträge stammen (Kollekten, Gustav-Adolf-Be- 
träge, Kirchensteuern, Mietzinseinnahmen), enthalten, 
die Belege für die Notwendigkeit der Abhebung ge­
sperrter Beträge (Kostenvoranschläge, Rechnungen) 
sind beizuschließen. Die Ansuchen werden vom Ober­
kirchenrat begutachtet und beim Sachbearbeiter des 
Bundesministerium für Finanzen persönlich abgege­
ben, so daß die Erledigung bedeutend rascher erfolgen 
wird, als im schriftlichen Wege.

Angeordnete  Kollekten:
2 0. Oktober 1946: Kirchliche Männer - 

arbeit.
3. November 1946 (Reformationsfest): 

Gustav - Adolf- Verein.

Kirchliche Mitteilungen
Pfarrer Gotthold Göhring wurde auf die im 

Stellenplan vorgesehene und freie Stelle eines lan­
deskirchlichen Pfarrers beim Oberkirchenrat (theolo­
gischer Mitarbeiter des Bischofs) zugeteilt. (Erlaß 
Z. 8265/46 vom 31. 8. 1946.)

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 12. Sep­
tember 1946, Z. 8440/46 die Wahl des Pfarrers 
Georg Harth zum Pfarrer der evangelischen Pfarr­
gemeinde AB. Wördern-Tulln gemäß H 45 K.V. 
oberstkirchenbehördlich bestätigt.

Der Oberkirchenrat hak mit Erlaß vom 19. 8.1946 
Z. 7697/46 die Wahl des Pfarrers Heinz Schaefer 
zum Pfarrer der evangelischen Pfarrgemeinde A. und 
HB. in Neunkirchen gemäß ß 45 K.V. oberstkirchen- 
behördlich bestätigt und gleichzeitig die Genehmigung 
zur Niederlegung des bisherigen Amtes als Personal­
vikar derselben Gemeinde gemäß H 38 K.V. erteilt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 6. Sep­
tember 1946, Z. 8324/46, die Wahl des Pfarrers 
Walter Färber zum Pfarrer der Pfarrgemeinde 
AB. Stainz gemäß tz 45 K.V. oberstkirchenbehördlich 
bestätigt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 30. August 
1946, Z. 8063/46 die Wahl des Vikars Otto 
Blaha zum Pfarrer in der evangelischen Pfarr­
gemeinde AB. Neukematen, Ober-Österreich, gemäß 
h 45 K.V. oberstkirchenbehördlich bestätigt.

Pfarrer Karl Fuchs wurde auf Grund der er­
folgten Wahl auf die im Stellenplan vorgesehene 
und freie Stelle des Pfarrers der Evangelischen 
Pfarrgemeinde AB. in Gloggnitz zugeteilt. (Erl. 
Z. 8095/46 vom 7. September 1946.)

Die Wahl des Pfarramtskandidaten Josef 
Schramm zum Personalvikar des Pfarrers Bruno 
Schumann der evangelischen Pfarrgemeinde AB. 
Bad Ischl wurde gemäß h 45 KV. mit Erlaß vom 
21. September 1946, Z. 8666/46, kirchenbehördlich 
bestätigt.

Pfarrer Anton Hudjetz, bisher der evangelischen 
Pfarrgemeinde AB. Wels zugeteilt, ist aus der 
einstweiligen Verwendung der österreichischen evan­
gelischen Kirche ausgeschieden. (Erl. Z. 8631,46 vorn 
24. September 1946).

Pfarrlehrer Gustav Schmidt, bisher der evan­
gelischen Pfarrgemeinde Judenburg zur einstweiligen 
Dienstleistung zugeteilt gewesen, ist nach Hannover 
übersiedelt und aus dem vorläufigen Dienst der Lan­
deskirche somit ausgeschieden. (Erl. Z. 8779, 46 vom 
25. September 1946).

Pfarrer Erich Schöning ist in das Deutsche 
Reich zurückgekehrt und hat den landeskirchlichen 
Dienst verlassen. (Erlaß Z. 8210/46 vom 4. Sep­
tember 1946.)

Die Anschrift des evangelischen Pfarramtes Salz­
burg wurde auf „Schwarzstraße Nr. 25" geändert.
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123. Gehaltsregulierungen im staatlichen Bereich und in der Pri­
vatwirtschaft.

124. Systemisierung von Pfarr- und Pfarrvikarstellen.
12Z. Pfarrstellenausschreibung.
126. Ausschreibung der Stelle eines Personalvikars.
127. Wirtschaftliche Neuerfordernisse der Kirchengemeinden.
128. Betreuung jüdischer Kinder.
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Kirchliche Mitteilungen.

Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu- und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des evangelischen oberkirchenrates fl. u. kj. V. in wien
114. Zl. 9668/46 vom 14. Oktober 1946.

Wiederherstellung kriegsbeschädigter Wohnhäuser.
Das Bundesgesetz vom 25. Juli 1946 über die 

Wiederherstellung kriegsbeschädigter Wohnhäuser be­
stimmt unter anderem:

„8 1. sl) Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, bis zum 31. Dezember 1946 die Bundes- 
Haftung für Darlehen, die von Hauseigentümern zur 
Wiederherstellung oder Erhaltung kriegsbeschädigter 
Wohnhäuser nach Inkrafttreten dieses Gesetzes aus­
genommen werden, zu übernehmen. Der Bund haftet 
als Ausfallsbürge. Die Bundeshaftung erstreckt sich 
auch auf die Verzinsung der Darlehen.

s-ts Die Ausfallsbürgschaft darf nur übernommen 
werden, wenn sich der Gläubiger verpflichtet, dem 
Bundesministerium für Finanzen jede Säumnis des 
Schuldners bekanntzugeben und ohne Zustimmung des 
Bundesministers für Finanzen dem Schuldner keine 
Stundung zu gewähren sowie keine Abtretung oder 
Umwandlung des Darlehens vorzunehmen.

8 2. "Wie die Kosten für die Wiederherstellung 
der durch Kriegseinwirkung zerstörten oder beschädig­
ten Wohnhäuser endgültig zu tragen sind, wird durch 
ein eigenes Bundesgesetz geregelt.

8 3. slj Dieses Bundesgesetz findet keine An­
wendung auf unbedeutende Kriegsschäden und auf 
Bauherstellungen, die nur als Instandhaltungsarbei- 
ten 7 Mietengesetz) anzusehen sind.

s2s Der Kriegsschaden ist unbedeutend, wenn er 
in Wohnhäusern, deren Urietzinsbildung dem Mie- 
tengesetz unterliegt, den Hauptmietzins für ein Jahr, 
andernfalls die Hälfte des Jahresbruttomietzinses 
nicht überschreitet.

8 4. Wohnhäuser im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind Baulichkeiten, die vorwiegend Wohnzwecken 
dienen und nach den steuerrechtlichen Vorschriften 
nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen 
gehören.

8 5. Für die nach diesem Bundesgesetz durchzu­
führenden Schadensbehebungen ist eine bauwirtschaft- 
liche Genehmigung einzuholen. Das Bundesmini­
sterium für Handel und Wiederaufbau hat im Ein­
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien 
Richtlinien mit Dringlichkeitsstufen aufzustellen, nach 
denen unter Bedachtnahme auf das Ausmaß der 
Beschädigung, die Dringlichkeit der Behebung und 
die Anzahl der wiederherzustellenden Wohnungen 
die bauwirtschaftliche Genehmigung zu erteilen ist. 
Diese Richtlinien sind im Erlaßweg bekanntzugeben.

8 6. sl) Das Ansuchen um Übernahme der Aus- 
fallsbürgschaft ist an das Bundesministerium für 
Finanzen oder die von ihm bestimmte Stelle zu 
richten; diesem Ansuchen sind die Bewilligung der 
Baubehörde, die bauwirtschaftliche Genehmigung, das 
Finanzierungsprojekt mit dem Kostenvoranschlag und 
die Darlehenszusicherung des Kreditgebers anzu­
schließen.

s2j Über das Ansuchen entscheidet das Bundes­
ministerium für Finanzen oder die von ihm bestimmte 
Stelle.

8 7. Die Bauvorhaben, für die eine Ausfallsbürg­
schaft übernommen wird, müssen bis 31. Dezember 
1946 begonnen und bis 30. April 1947 vollendet 
sein.

8 8. Die zur Erfüllung der Aufgaben dieses Bundes­
gesetzes erforderlichen Rechtsgeschäfte, Amtshandlun­
gen, Urkunden, Protokolle, Eingaben, amtlichen Aus­
fertigungen und Zeugnisse sind steuer- und gebühren­
frei.

8 9. slj Die nach diesem Bundesgesetz wiederher­
gestellten Wohnungen sind als freiwerdende Woh­
nungen im Sinne des 8 4 des Wohnungsanforde- 
rungsgesetzes, St. G. Bl. Nir. 138/1945, anzusehen.

s2) Für die Verfügung über die wiederhergestell- 
ten Wohnungen gelten lediglich die Bestimmungen 
des Wohnungsanforderungsgesetzes mit folgenden Er­
gänzungen:
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a) Der Altmieter hat vor den im § 16, Abs. (1), des 
Wohnungsanforderungsgesetzes genannten Perso­
nen Anspruch ans seine wiederhergestellte Woh­
nung.

1t) Bei Abschluß eines .Mietvertrages gemäß § 17, 
Abs. (2), des Wohnungsanforderungsgesetzes gel­
ten die Mietbedingungen im Zeitpunkt der Kriegs­
einwirkung.

s3j Altmieter ist, wer im Zeitpunkt der Kriegsein­
wirkung Mieter war. Dem Altmieter werden seine 
nahen Angehörigen (H 19, Abs. (2), Ziffer 11, Mie- 
tengesetz), die mit ihm bei Eintritt der Kriegseinwir­
kung im gleichen Haushalt gelebt haben, gleichge­
stellt.

s-tj Unter den im Zeitpunkt der Kriegseinwirkung 
geltenden Bedingungen sind die aus Gesetz und Ver­
trag sich ergebenden Mietbedingungen zu verstehen.

s5) Die Abs. (1) bis (4) gelten auch für Geschäfts­
räume."

Über die 2lusfallshaftuug bestimmen die erlassenen 
Richtlinien:

„Für die Übernahme der Ausfallshaftung gelten 
folgende Richtlinien:

1. Die Ausfallshaftung kann nur für Darlehen 
übernommen werden, die auf Schilling lauten. Die 
Übernahme erfolgt durch eine vom Bundesministerium 
für Finanzen auf der Schuldurkunde beigefetzte Er­
klärung.

2. In der Schuldurkunde sind die Bedingungen 
der Darlehensgewährung genauestens anzuführen und 
der Zusatz aufzunehmen, daß nachträgliche Änderun­
gen der Darlehensgewährung an die Zustimmung des 
Bundesministerium für Finanzen gebunden find.

3. Die Ausfallshaftung kann grundsätzlich höchstens 
bis zum vollen Schätzwert des instandgesetzten Hau­
ses übernommen werden.

4. Im Darlehensvertrag ist eine Bestimmung auf­
zunehmen, wonach die Rückzahlung des Darlehens 
ein Jahr nach Erteilung des Benützungskonsenses 
zu beginnen hak.

. 3. Die Zinsen für das aufgenommene Darlehen 
dürfen die Höhe des jeweiligen Bankzinsfußes zu­
züglich üblicher Nebengebühren nicht übersteigen.

6. Für die Ausfallshaftung kommen nur Eigen­
tümer kriegsbeschädigter Wohnhäuser in Betracht, die 
ein Darlehen für die Wiederherstellung ihrer Wohn­
häuser erst nach dem 10. September 1946 ausgenom­
men haben.

7. Darlehensnehmer können sowohl physische Per­
sonen, die die österreichische Bundesbürgerschaft be­
sitzen, als auch juristische Personen sein, die ihren 
Sitz im Inlande haben.

8. Physische Personen, die nach § 17 dem Ver- 
botsgesetz unterliegen, kommen für die Darlehens­
gewährung nicht in Betracht.

9. Der Darlehensgeber (Gläubiger) hat sich dem 
Bundesministerium für Finanzen gegenüber zn ver­
pflichten, jede Säumnis des Schuldners in der Er­
füllung seiner schuldscheinmäßigen Verpflichtung be­
kanntzugeben, ferner dem Schuldner ohne Zustim­
mung des Bundesministeriums für Finanzen keine 
Stundung seiner Verpflichtung zn gewähren, keine 

Abtretung oder Umwandlung des Darlehens oder 
eines Teiles desselben vorzunehmen und den Schuld­
ner nicht ohne Zustimmung des Bundesministeriums 
für Finanzen aus seiner persönlichen Haftung zu 
entlassen. Diese Bestimmungen sind in dem Schuld­
schein aufzunehmen."

Hinsichtlich der bauwirtschaftlichen Genehmigung 
sind folgende Bestimmungen erlassen worden:

„2. Die Ansuchen um bauwirtschaftliche Genehmi­
gung sind bei der für das Bauvorhaben zuständigen 
Baubehörde unter Verwendung des vom Bundes­
ministerium für Handel und Wiederaufbau aufge­
legten Formblattes (Nr. 40) einzureichen.

3. Die bauwirtschaftliche Genehmigung erteilt die 
Landeshauptmannschaft, in deren Gebietsbereich das 
Bauvorhaben gelegen ist, oder die von dieser ermäch­
tigte zuständige Baubehörde unter Bedachtnahme auf 
die in Punkt 4 dieser Richtlinien festgelegten Dring­
lichkeitsstufen. Bei Bauvorhaben mit einem Kosten­
aufwand über 30.000 Schilling hat die Landeshaupt- 
mannschaft oder die von ihr ermächtigte Stelle vor 
Erteilung der bauwirtschaftlichen Genehmigung die 
Zustimmung des Bundesministeriums für Handel 
und Wiederaufbau einzuholen.

4. Für die Erteilung der bauwirtschaftlichen Ge­
nehmigung sind folgende Dringlichkeitsstufen maß­
gebend:

Dringlichkeitsstufe a:
Beseitigung von Schäden an der Dachkonstruktur 

und der Dachhaut sowie von Schäden an Rauch- 
fängen, Mauerwerk aller Art u. dgl., soweit diese 
Instandsetzungen für die Sicherung des Hauses er­
forderlich sind.

Sofortmaßnahmen an einsturzgefährdeten Häusern, 
wie Abmauerungen u. dgl., durch die Wohnraum 
gesichert wird.

Wiederherstellung von Stiegenhäusern zur Nutz­
barmachung derzeit unbewohnbarer Wohnungen.

Instandsetzung von Kanalisationen, Wasserversor­
gungen und sonstigen sanitären Anlagen.

Dringlichkeitsstufe b>:
Wiederinstandsetzung von Wohnhäusern, wenn für 

die Instandsetzung je Wohnraum (über 10 mP, be­
ziehungsweise Küche (über 7 m-) nicht mehr als 
1000 Schilling erforderlich sind.

Dringlichkeitsstufe c:
Wiederinstandsetzung von Wohnhäusern, wenn für 

die Instandsetzung je Wohnraum (über 10 rrv'), be­
ziehungsweise Küche (über 7 m-) nicht mehr als 
2500 Schilling erforderlich sind.

Dringlichkeitsstufe ck:
Wiederinstandsetzung von Wohnhäusern, wenn für 

die Instandsetzung je Wohnraum (über 10 mP, be­
ziehungsweise Küche (über 7 nK) über 2500 Schilling 
erforderlich sind.

Bei Einstufung der Bauvorhaben in die Dringlich­
keitsstufen a bis ck ist zu beachten:

Beschädigte Turmbauten, Balköne und Fassaden- 
zierteile sind zu entfernen und dürfen bis auf weiteres 
nicht wieder hergestellt werden. Außenputzarbeiten 
dürfen nur in dem Umfange ausgeführt werden, so- 
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weit im Zuge der sonstigen baulichen Instandsetzungs- 
arbeiten ein Außengerüst erforderlich ist.

Natur- und Kunststeinverkleidungen sind verboten. 
Steinmetzmäßige Instandsetzungsarbeiten dürfen nur 
in Stiegenhäusern durchgeführt werden.

Die Verwendung profilierter Türen und Fenster 
sowie profilierter, gestemmter Futter- und Tapetver­
kleidungen ist verboten.

Die Herstellung von Prunk- und Portalbauten, 
großflächige Verglasungen von Schaufenstern sowie 
harter geglätteter Gipsarbeiten ist untersagt."

115. Zl- 8946/46 vom 28. September 1946. >

Erstes RückstellungSgesetz für entzogene Vermögen.
Das Erste Rückstellungsgesetz über die Rückstellung 

entzogener Vermögen, die sich in Verwaltung des 
Bundes oder der Bundesländer befinden, vom 
26. Juli 1946, BGBl. Nr. 156/46, bestimmt:

H 1. (1) Die vom Deutschen Reich auf Grund 
von aufgehobenen reichsrechtlichen Vorschriften (H 1, 
Abs. (2), Rechtsüberleitungsgesetz) oder durch ver- 
waltungsbehördliche Verfügung aus den in H 1 des 
Gesetzes vom 10. Mai 1945, SkGBl. Nr. 10, ge­
nannten Gründen entzogenen und derzeit von Dienst­
stellen des Bundes oder der Bundesländer aus 
Grund der Bestimmungen des Behörden- Überleitungs- 
gesetzes verwalteten Vermögen sind den Eigentümern, 
denen sie entzogen worben sind, oder ihren Erben 
(Legataren) — im folgenden kurz geschädigter Eigen­
tümer genannt — nach ^Maßgabe der folgenden Be­
stimmungen aus dem Grunde der Nichtigkeit des 
seinerzeitigen Vermögensüberganges zurückzustellen.

(2) Die Vermögen sind in dem Zustand zurück­
zustellen, in dem sie sich befinden, hiebei sind auch 
jene Erträgnisse auszufolgen, die in der Zwischenzeit 
ausgelaufen und noch im Inlande vorhanden find.

(3) -Die nach der Entziehung erworbenen ding­
lichen Rechte Dritter sind wirkungslos, soweit sie 
nicht vom geschädigten Eigentümer im Zuge des Ver­
fahrens anerkannt werden. Bestandverträge von un­
bestimmter Dauer bleiben aufrecht. Bestandverträge 
von bestimmter Dauer gehen in solche von unbe­
stimmter Dauer über.

(4) Der geschädigte Eigentümer kann bei Eigen­
bedarf Bestandverhältnisse an Wohn- und Ge­
schäftsräumen, die dem Eigentümer entzogen worden 
sind, vorzeitig auflösen.

(5) Die auf den in Abs. (1) genannten Vermögen 
grundbücherlich zur Sicherstellung für Rückstände 
an Reichsfluchtsteuer und Judenvermögensabgabe ein­
getragenen dinglichen Rechte sind von Amts wegen 
oder auf Antrag zu löschen.

H 2. (1) Der Rückstellungsanspruch ist innerhalb 
eines Jahres nach Inkrasttreten dieses Bundesgesetzes 
vom geschädigten Eigentümer bei der Finanzlandes­
direktion, in deren Amtsbereich das Vermögen ge­
legen ist, oder bei der Behörde, in deren Verwaltung 
das Vermögen steht, anzumelden und glaubhaft zu 
machen. Diese Frist kann durch Verordnung des 
Bundesministeriums für Vermögenssicherung und 
Wirtfchaftsplanung allgemein verlängert werden. 
Nach Ablauf dieser Frist sind die Vermögen, bezüg­
lich deren keine Rückstellungsansprüche geltend ge­

macht wurden, vom Bundesministerium für Ver- 
mögenssicherung und Wirtschaftsplanung in abgeson­
derte Verwaltung zu nehmen.

(2) Von den gesetzlichen Erben sind nur Ehegatten, 
Vorfahren und Nachkommen des Verstorbenen sowie 
dessen Geschwister und deren Kinder, sonstige gesetz­
liche Erben aber nur dann zur Erhebung des Rück­
stellungsanspruches berufen, wenn sie in Hausgemein­
schaft mit dem Erblasser gelebt haben.

(3) Bevollmächtigte Vertreter können Rückstel- 
lungsansprüche nur auf Grund einer Vollmacht an­
melden, die nach dem 27. April 1945 ausgestellt 
worden ist. Die Echtheit der Unterschrift muß be­
glaubigt sein.

(4) Durch ein besonderes Gesetz wird geregelt, 
wer zur Erhebung von Rückstellungsansprüchen in 
den Fällen berechtigt ist, in denen der geschädigte 
Eigentümer eine juristische Person war, die ihre 
Rechtspersönlichkeit auf Grund einer Verfügung der 
in § 1, Abs. (1), genannten Art verloren und nicht 
wieder erlangt hak.

H 3. (1) Über die angemeldeten Ansprüche wird 
durch Bescheid der zuständigen Finanzlandesdirek­
tion (H 2, Abs. (1)) entschieden. Wenn das Ver­
mögen in Verwaltung anderer Behörden steht, haben 
diese ihre Akten zur Entscheidung der Finanzlandes- 
direktion zu übermitteln.

(2) Wenn das Vermögen im Amtsbereich mehre­
rer Finanzlandesdirektionen gelegen ist, bestimmt das 
Bundesministerium für Vermögenssicherung und 
Wirtschaftsplanung, welche von ihnen zur Behand­
lung der Angelegenheit und Ausfertigung des Be­
scheides (Abs. (1)) zuständig ist.

(3) Bei bücherlichen Rechten hat der Bescheid 
auszusprechen, welche Lasten als wirkungslos (8 1, 
Abs. (3)) zu löschen sind.

(4) Auf die Ersatzansprüche für Aufwendungen 
find die allgemeinen zivilrechtlichen Bestimmungen 
über Geschäftsführung ohne Auftrag anzuwenden. 
Die Ansprüche sind im Bescheide nach Möglichkeit 
festzustellen. Im Falle der Geltendmachung solcher 
Ansprüche können die Erträgnisse des Vermögens 
(H 1, Abs. (2)) bis zur Höhe dieser Ansprüche zu­
rückbehalten werden. Darüber hinaus kann zugunsten 
der Republik Österreich das Pfandrecht für einen 
Höchstbetrag zur Sicherstellung der aus der Abrech­
nung sich ergebenden Ansprüche einverleibt werden.

(5) Der Rückstellungsbescheid gilt als öffentliche 
Urkunde, auf Grund deren bücherliche Einverleibun­
gen und Vormerkungen vollzogen werden können.

§ 4. (1) Für das Verfahren nach diesem Bundes­
gesetz gelten die Bestimmungen des AVG-

(2) Gegen einen Bescheid der Finanzlandesdirek­
tion (§ 3) ist die Berufung an das Bundesmini­
sterium für Vermögenssicherung und Wirtschafts­
planung zulässig. Diese kann auch von der Finanz­
prokuratur erhoben werden, die im Verfahren Par­
teienstellung hak.

H 5. Ansprüche auf einen über die Rückstellung 
(H 1, Abs. (1) und (2)) hinausgehenden Ersatz kön­
nen bis zur weiteren gesetzlichen Regelung nicht 
geltend gemacht werden.

H 6. Die durch dieses Bundesgesetz veranlaßten 
Rechtsvorgänge, Amtshandlungen, amtlichen Aus- 
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fertigungen, Eingaben, Protokolle, Urkunden und 
Zeugnisse unterliegen keiner öffentlichen Abgabe.

8 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Vermögenssicherung 
und Wirtschaftsplanung im Einvernehmen mit den 
beteiligten Bundesministerien betraut.

116. Zl. 8837/46 vorn 21. September 1946.

Anmeldung entzogener Vermögen.
Die Vermögensentziehungs - Anmeldungsverord- 

nung des Bundesministeriums für Vermögens- 
sicherung und Wirtschaftsplanung vom 13. Septem- 
ber 1946, BGBl. Nr. 166 46, wird wie folgt aus­
zugsweise bekanntgegeben:

8 1. (1) Anzumelden sind Vermögenschaften und 
Vermögensrechte, die nach dem 13. März 1938, sei 
es eigenmächtig, sei es aus Grund gesetzlicher oder 
anderer Anordnungen aus sogenannten rassischen, 
nationalen oder anderen Gründen den Eigentümern 
(Berechtigten) — im folgenden „geschädigter Eigen­
tümer" genannt — im Zusammenhänge mit der 
nationalsozialistischen .Machtübernahme entzogen wor­
den sind.

(2) Jede Vermögenschaft, die nach dem 13. März 
1938 — sei es entgeltlich, sei es unentgeltlich — ans 
eine dritte Person (im folgenden „Erwerber" ge­
nannt) übergegangen ist, unterliegt der Anmeldungs- 
pflicht auf Grund dieser Verordnung, falls nicht an­
genommen werden kann, daß die Übertragung auf 
Grund einer freiwilligen Willensübereinstimmung 
zwischen dem „geschädigten Eigentümer" und dem 
ersten Erwerber erfolgt ist. Eine solche freie Willens- 
übereinstimmung kaun für den Zweck der Anmeldung 
insbesondere dann nicht angenommen werden, wenn 
die Veräußerung nicht von dem geschädigten Eigen­
tümer selbst oder seinem Bevollmächtigten vorge- 
nommen wurde oder zwischen dem Erlös und dem 
Werte ein Mißverhältnis bestand oder sonst ange­
nommen werden kann, daß sich der geschädigte Eigen­
tümer zum Abschlüsse des Vertrages infolge der 
nationalsozialistischen .Machtübernahme entschlossen 
hat.

8 2. (1) Die Anmeldungen sind innerhalb von 
zwei Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
zu erstatten.

(2) Wenn der Anmeldepflichtige erst nach Ab­
lauf dieser Frist von anzumeldenden Vermögenschaften 
Kenntnis erhalten hat, hat er die Anmeldung inner­
halb eines .Monates nach Kenntnisnahme nachzu­
holen.

8 3. (1) Die Anmeldung hat folgende Angaben 
zu enthalten:

1. Bezeichnung der Vermögenschaft und Wert am 13. März 1938.

2. Name, Staatsbürgerschaft und Anschrift des 
geschädigten Eigentümers (Berechtigten)
a) am 13. März 1938, ferner, wenn in seiner Per- 

son diesbezügliche Änderungen vor,gekommen sind, 
noch

lo) am Tage des Eigentumsüberganges,
c) im Zeitpunkte der Erstattung der Anmeldung.

Falls derartige .Änderungen in der Person des 
geschädigten Eigentümers (Berechtigten) nicht vor­
gekommen sind, genügt die Erklärung, daß Name, 
Staatsbürgerschaft und Anschrift gegenüber dem 
13. März 1938 unverändert geblieben sind.

3. Name, Staatsbürgerschaft und Anschrift des 
Erwerbers
a) am 13. März 1938, ferner, wenn in seiner Per­

son diesbezügliche Änderungen vorgekommen sind, 
noch

ü) am Tage des Eigentumsüberganges,
c) am 29. Mai 1945,
ü) im Zeitpunkte der Erstattung der Anmeldung.

Falls derartige Änderungen in der Person des 
Erwerbers nicht vorgekommen sind, genügt die 
Erklärung, daß Name, Staatsbürgerschaft und 
Anschrift gegenüber dem 13. .März 1938 unver­
ändert geblieben sind.

4. a) Genaue Bezeichnung des Rechtsgrundes des 
Eigentumsüberganges,

6) Wert der Vermögenschaft im Zeitpunkte des 
Eigentumsüberganges,

c) allfällige Gegenleistungen unter genauer Angabe, 
in welcher Weise diese erbracht wurden.

5. Veränderungen, der Vermögenschaft in der Zeit 
zwischen dem anmeldepflichtigen Eigentumsübergang 
und dem 29. Mai 1945; hiebei sind insbesondere 
Investitionen, Belastungen und allfällige Rechts- 
streitigkeiten anzugeben.

6. Veränderungen nach dem 29. .Mai 1945, die 
über den Rahmen der laufenden Geschäftsführung 
hinausgehen (8 3, letzter Satz des Gesetzes).

7. Wert am Tage der Erstattung der Anmeldung.
(2) Insoweit einzelne der verlangten Angaben 

nicht gemacht werden können, sind die Gründe hiefür 
anzugeben.

8 4. (1) Die Anmeldung obliegt jedem Inhaber, 
und zwar auch dann, wenn er in einem früheren Zeit­
punkte Eigentümer (Berechtigter) gewesen ist. 
Würde demnach die Anmeldepflicht mehrere Per­
sonen treffen, genügt die Anmeldung durch eine dieser 
Personen.

(2) Ist ein öffentlicher Verwalter bestellt, obliegt 
diesem die Anmeldung. Bei den in Verwaltung einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft stehenden Vermö- 
genschaften obliegt die Anmeldung der mit der un­
mittelbaren Verwaltung befaßten natürlichen Person.

8 5. (1) Die Anmeldungen find bei der zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde in dreifacher Ausferti­
gung einzubringen. Wenn auf Seite des geschädigten 
Eigentümers oder ans Seite des Erwerbers mehr als 
eine Person beteiligt waren, so ist für jede dieser 
Personen eine weitere Gleichschrift vorzulegen.

(2) Zuständig ist die Bezirksverwaltungsbehörde, 
in deren Zuständigkeitsbereich die anzumeldende Ver­
mögenschaft gelegen war oder der geschädigte Eigen­
tümer seinen letzten ordentlichen Wohnsitz hatte. 
Wenn keine dieser beiden Voraussetzungen zutreffen, 
hat die Anmeldung bei der für den Wohnort des 
Erwerbers zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu 
erfolgen.

(3) Die Anmeldungen sind mittels Schreibmaschine 
oder handschristlich mit Tinte zu schreiben und von 
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dein Anmeldepflichtigen (8 4) eigenhändig mit Tinte 
zu unterfertigen.

8 7. In einer Anmeldung sind nur solche Ver- 
mögenschaften zusummenzufassen, die eine wirtschaft^ 
liche Einheit gebildet haben und auch derzeit noch 
bilden. Insoweit es sich um Liegenschaften handelt, 
die in verschiedenen Gerichtsbezirken gelegen sind, sind 
jedenfalls gesonderte Anmeldungen vorzulegen.

8 8. Anmeldungen, die außerhalb der Frist des 
§ 2, bei anderen Stellen oder in anderer Form ein­
gebracht werden, gelten nicht als Anmeldung im 
Sinne des Gesetzes.

117. Zl. 8947/46 vom 28. September 1946.

Invalideneinstellungsgesetz.
Aus dem im BGBl, unter Nr. 163/46 verlaut­

barten Invalideneinstellungsgesetz vom 25. Juli 1946 
gibt der Oberkirchenrat bekannt:

„8 1. (1) Alle Dienftgeber mit Ausnahme des 
Bundes, der Länder (Stadt Wien), Bezirke und 
Gemeinden sind verpflichtet, auf 15 Dienstnehmer 
Mindestens eineu Invaliden und auf je 20 weitere 
Dienstnehmer mindestens einen weiteren Invaliden 
zu beschäftigen.

8 2. (1) Invalide im Sinne des § 1, Abs. (1), 
sind Personen, die
g) durch eine Kriegsbeschädigung oder eine nach den 

versorgungsrechtlichen Bestimmungen einer sol­
chen gleichgehaltene Schädigung oder

Io) in einem nach der gesetzlichen Unfallversicherung 
anerkannten ursächlichen Zusammenhang oder 

c) infolge einer der im § 1, Abf. (1), lit. c, des 
Opfer-Fürsorgegesetzes vom 17. Juli 1945, 
StGBl. Nr. 90, angeführten Ursachen oder 

ü) durch das Zusammenwirken mehrerer der ange­
führten Ursachen

an ihrer Gesundheit so geschädigt sind, daß ihre Er­
werbsfähigkeit um mindestens 50 v. H. herabgesetzt 
ist oder eine Versehrtheit mindestens der Versehrten­
stufe II vorliegt.

(2) Den im Abs. (1) genannten Invaliden können 
Personen gleichgestellt werden (Gleichgestellte), die 
aus einer im Abs. (1) angeführten Ursache oder durch 
Zusammenwirken mehrerer dieser Ursachen in ihrer 
Erwerbsfähigkeit um wenigstens 30 v. H. vermindert 
oder nach Versehrtenstufe I versehrt sind. Die Gleich­
stellung ist an die Voraussetzung gebunden, daß sich 
die Gleichzustellenden infolge ihres Gebrechens ohne 
die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz nicht 
zu verschaffen oder zu erhalten vermögen und daß 
durch ihre Gleichstellung die Unterbringung der be­
günstigten Personen nicht gefährdet wird. Über die 
Gleichstellung entscheidet der Einstellungsausschuß 
beim Landesinvalidenamt (8 12). Die Gleichstellung 
kann befristet werden. Sie gilt auf Widerruf.

(3) Voraussetzung für die Inanspruchnahme der 
Begünstigungen ist die Eignung zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit.

8 4. (1) Bei Feststellung der Gesamtzahl der 
Dienstnehmer, von der die Pflichtzahl zu berechnen 
ist (8 1, Abs. (I)), werden die örtlich zusammenhän­
genden und einer gemeinsamen Leitung unterstehenden 

gleichartigen oder zusammengehörigen Betriebe des­
selben Dienstgebers zusammengefaßt,

(4) In Betrieben, in denen die weiblichen Arbeits­
kräfte mehr als die Hälfte des Gesamtbeschäftigten- 
standes ausmachen, sind bis zur Hälfte der Pflicht­
zahl auch Kriegerwitwen und Witwen, die diesen 
gleichstehen, voll anrechenbar. Auf Ansuchen kann 
der Invalidenausschuß beim Landesarbeitsamt (8 12) 
für Betriebe, die weibliche Arbeitskräfte beschäfti­
gen, die Anrechnung von Kriegerwitwen und Wit­
wen, die diesen gleichstehen, bis zur vollen Pflicht­
zahl bewilligen.

8 9. (1) An Stelle der Pflichteinstellung ist vom 
Arbeitsamt die Entrichtung einer Ausgleichstape vor­
zuschreiben, wenn die Beschäftigungspflicht nicht er­
füllt ist. Wenn und insoweit der einstellungspflichtige 
Betrieb die zur Erfüllung der Einstellungspflicht er­
forderliche Anzahl von begünstigten Invaliden bei 
dem zuständigen Arbeitsamt nachweisbar ohne Erfolg 
angesprochen hat, entfällt die Vorschreibung einer 
Ausgleichstaxe.

(2) Die Ausgleichstape beträgt für jede einzelne 
Perfon, die zu beschäftigen wäre, jährlich 8 600.—.

(3) Wenn die Ausgleichstaxe nur für einen Jah­
resbruchteil vorgeschrieben wird, so ist sie entsprechend 
der Bemessungszeit, jedoch mindestens mit dem zwölf­
ten Teile des normalen Ausmaßes festzusetzen.

118. Zl. 9070/46 vom 1. Oktober '1946.

Steueränderungsgesetz 1946.
Im- 52. Stück des Bundesgesetzblattes vom 

25. September 1946 ist das Bundesgesetz vom 
25. Juli 1946 über Änderungen auf dem Gebiete 
der direkten Steuern und der Umsatzsteuer (Steuer- 
änderungsgesetz 1946) enthalten.

Die wichtigsten Änderungen gegenüber den bisher 
in Geltung gestandenen gesetzlichen Bestimmungen 
hinsichtlich der Einkommensteuer sind:

Die Steuersätze der Steuergruppe II werden auf­
gehoben, die bisherige Steuergruppe IV erhält die 
Bezeichnung Steuergruppe III und die bisherige 
Steuergruppe III erhält die Bezeichnung Steuer­
gruppe II.

Steuergruppe II:
In die Steuergruppe II fallen Personen, die 

nicht in die Steuergruppe I oder III fallen. Die 
Steuergruppe II gilt ferner, soweit nicht die Steuer- 
gruppe III anzuwenden ist, für Witwen nach Op­
fern des Kampfes um ein freies, demokratisches Öster­
reich (8 1 Opfer-Fürsorgegesetz vom 17. Juli 1945, 
St.G.Bl. Nr. 90).

Steuergruppe III:
In die Steuergruppe III fallen Personen, denen 

Kinderermäßigung zusteht (Z. 2) oder aus Antrag 
gewährt wird (Z. 3).

2. Dem Steuerpflichtigen steht Kinderermäßigung 
zu für minderjährige Kinder und für andere minder­
jährige Angehörige, bei denen die zwei folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind:

n) Die Kinder oder die anderen Angehörigen müssen 
im Veranlagungszeitraum mindestens vier Mo- 



- 64 -

nate zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehört 
haben oder im Veranlagungszeitraum überwiegend 
auf Kosten des Steuerpflichtigen unterhalten und 
erzogen worden sein. In dem zweiten Falle muß 
der Steuerpflichtige die Kosten des Unterhaltes 
und der Erziehung mindestens vier (Monate ge­
tragen haben.

h) Die Kinder oder die anderen Angehörigen müssen 
während dieser Zeit (lit. a) minderjährig gewesen 
fein.

3. Dem Steuerpflichtigen wird auf Antrag Kin­
derermäßigung gewährt für volljährige Kinder und 
für andere volljährige Angehörige, bei denen die zwei 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:
a) Die Kinder oder die anderen Angehörigen müssen 

im Veranlagungszeitraum überwiegend auf Kosten 
des Steuerpflichtigen unterhalten und für einen 
Beruf ausgebildet worden sein.

Der Steuerpflichtige muß die Kosten des Un­
terhaltes und der Berufsausbildung mindestens 
vier Monate getragen haben.

h>) Die Kinder oder die anderen Angehörigen dürfen 
während dieser Zeit (lit. 3, zweiter Satz) das 
25. Lebensjahr nicht vollendet haben.

Das Einkommen von unbeschränkt steuerpflichtigen 
Personen ist steuerfrei, wenn es den Betrag von 
8 1.400.— nicht übersteigt.

Unbeschränkt Steuerpflichtige, deren Einkommen 
8 3.599.— nicht übersteigt, sind vom Aufbauzu- 
schlag befreit; dementsprechend wird der Aufbauzu­
schlag für die Einkommenstufen von 8 3.600.— bis 
8 4.799.— neu festgesetzt.

Soweit bei den Bezugsempfängern Änderungen 
beim Lohnsteuerabzug eintreten, werden diese hievon 
mit Einzelerlässen schriftlich in Kenntnis gesetzt.

119. Zl. 9752/46 vom 17. Oktober 1946.

Unzulässigkeit von Zuzugsverboten.
Im Verordnungs- und Amtsblatt für das Land 

Steiermark vom 11. Oktober 1946 ist unter Nr. 206 
der folgende Erlaß der Steiermärkischen Landesregie­
rung vom 27. 9. 1946, Zl. 7-53-Z-1/25-1946 ver­
lautbart:

„Obwohl bereits mit Erlaß vom 23. .Mai 1946, 
GZ- 7-53 Z 1/9-1946 (VuABl. Nr. 107/1946), 
die Steiermärkische Landesregierung darauf hinge- 
wiesen hat, daß die Erlassung von Zuzugsverboten 
wie überhaupt jede Beschränkung des Verkehrs der 
österreichischen Bundesbürger innerhalb des Bundes­
gebietes ungesetzlich und geradezu verfassungswidrig 
ist, sind der Steiermärkischen Landesregierung in 
letzter Zeit trotzdem derartige Beschwerden zur Kennt­
nis gebracht worden.

Aus diesem Grunde sieht sich die Steiermärkische 
Landesregierung veranlaßt, neuerdings mit allem 
Nachdruck darauf hinzuweisen, daß es den Gemein­
den verboten ist, den Aufenthalt von österreichischen 
Bundesbürgern in einer Gemeinde des Landes von 
der vorherigen Erteilung einer sogenannten Zuzugs- 
bewilligung abhängig zu machen oder gar ein generel­
les Zuzugsverbot zu erlassen. Damit fehlt aber auch 
jede Grundlage für die Einhebung einer Gebühr.

Der Einwand, daß der Zuzug Fremder die Lage 
auf dem Wohnungsmarkt verschlechtere, kann nicht 
als Entschuldigung hingenommen werden, da die ver- 
fassungsgesetzlich gewährleistete Freizügigkeit inner­
halb des Bundesgebietes nicht durch .Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Wohnungsbewirtschaftung be­
rührt werden kann. Wer in eine Gemeinde zieht, in 
der ein stärkerer Wohnungsmangel herrscht, tut dies 
auf eigene Gefahr und muß damit rechnen, daß er 
erst nach /Maßgabe seiner zeitlichen Vormerkung 
eine Wohnung zugewiesen erhalten kann. Ihn aber 
außerdem noch damit zu strafen, daß er mangels 
einer formell erteilten Aufenthaltsbewilligung auch 
noch keine Lebensmittelkarten bekommt, wäre unver­
antwortlich und unmenschlich.

Die Steiermärkische Landesregierung gibt sich der 
Erwartung hin, daß alle Gemeinden des Landes sich 
endlich und für immer diese Rechtsauffassung zu 
eigen machen und daß Beschwerden in Hinkunft sich 
nicht mehr wiederholen."

120. Zl. 9463/46 vom 6. Oktober 1946.

Quartiere für alliierte Streitkräfte.
Aus dem im Verordnungs- und Amtsblatt für das 

Land Steiermark verlautbarten Erlaß der Steier­
märkischen Landesregierung vom 13. September 1946, 
Zl. 7 - 63 - Ou -1 1 -1946, wird mitgeteilt, daß auf 
Grund einer Weisung des englischen Hauptquartiers 
unter anderem Truppen in Andachtsstätten und in 
Wohnungen, die ausschließlich von Frauen bewohnt 
sind, nicht eingewiesen werden dürfen.

121. Zl. 9667/1946 vom 9. Oktober 1946.

Beschaffung militärischer StandeSurkunden.
Zur allgemeinen Kenntnis teilt der Oberkirchenrat 

mit:
Urkunden über Standesfälle aktiver .Militärper- 

sonen sowie ihrer Familienmitglieder- aus der Zeit 
von 1635 bis 1. März 1919 und vom 1. Mai 1923 
bis Juli 1938 (u. zw. Trauungsscheine bis 31. Juli 
1938, Geburts- und Sterbescheine bis 31. Dezember 
1938) sind beim Bundesministerium für Inneres, 
Abtg. 9 .M in Wien, VII., Karl-Schweighoferg. 3, 
3. Stock, erhältlich.

Todesfallsanzeigen über .Militärpersonen, die in 
der Zeit von 1938 bis 1945 gestorben sind, werden 
beim Bundesministerium für Inneres, Abt. 9/.M in 
Wien, I., Hohenstaufengasse 3, ausgestellt. Sterbe- 
scheine solcher (Militärpersonen können nur von den 
Standesämtern des ständigen Wohnortes beschafft 
werden; die Standesämter nehmen die Eintragungen 
der Sterbefälle auf Grund der Todesfallsanzeigen 
des Bundesministeriums für Inneres vor.

Kirchliche Geburts- und Trauungsscheine von 
Wehrmachtangehörigen und ihren Familienmitglie­
dern aus der Zeit von 1938 (Trauungsscheine ab 
1. August 1938, Geburts- und Totenscheine ab 
I. Jänner 1939) sind beim Zentralamt der Wehr­
machtkirchenbücher in der Feste Königstein, Kreis 
Pyrna in Sachsen (Postleitzahl 10, russische Be­
setzungszone Deutschlands) anzusprechen.
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122. Zl- 9098,46 vom 18. Oktober 1946.

Einhaltung der Matrikenordnung.

Von mehreren Kirchengemeinden kommen dem Ober­
kirchenrat Beschwerden darüber zu, daß andere Ge­
meinden die Bestimmungen der Matrikenordnung 
(3. Stück des Amtsblattes 1940) nicht einhalten, 
daß insbesondere Amtshandlungen, deren Eintragung 
mit Reihezahl in einem anderen Pfarramt zu erfolgen 
hat, dem zuständigen Pfarramt nicht gemeldet werden, 
daß keine Delegationen eingeholt werden und daß 
Todesfälle, die etwa in Wien in einem Spital ein- 
treten, dem nach dem Wohnort des verstorbenen 
Gemeindegliedes zuständigen Pfarramt nicht berichtet 
werden.

Der Oberkirchenrat ersucht die Senioratsämter, 
auf die Einhaltung der Bestimmungen der Matriken- 
ordnung das strengste Augenmerk zu wenden.

123. Zl. 9670/46 vom 14. Oktober 1946.

Gehaltsregulierungen im staatlichen Bereich und in 
der Privatwirtschaft.

Zeitungsnachrichten zufolge erhalten die öffentlichen 
Angestellten bei Zutreffen gewisser Voraussetzungen 
eine Gehaltserhöhung von 8 50.— monatlich. Außer­
dem sind mehrfach Behauptungen aufgestellt worden, 
daß der Mindestlohn in der Privatwirtschaft auf 
8 180.— erhöht wurde.

Hiezu teilt der Oberkirchenrat mit, daß im kirch­
lichen Bereich von Gehaltserhöhungen keine Rede 
sein kann. Die Kirche wird zufrieden sein können, 
wenn sie die bisherigen Gehaltssätze einhalten kann. 
Es wird aus diesen Umständen heraus auch nicht 
möglich sein, Weihnachtsremunerationen zu gewäh­
ren. Insbesondere macht der Oberkirchenrat auch 
daraus aufmerksam, daß die Kirchengemeindeangestell- 
ten gleichfalls keine Lohnerhöhung erhalten dürfen, 
weil dies eine verschiedene Behandlung der landes­
kirchlichen und der gemeindekirchlichen Angestellten 
bedeuten würde und außerdem ein Abgehen von den 
Gehaltssätzen der Kirchengemeindeangestelltenordnung 
vom 30. Oktober 1943, ABl. Nr. 90/43, die staat­
lich genehmigt ist, gesetzlich verboten ist. Es ist auch 
verboten, daß Kirchengemeinden etwa ihren Geistlichen 
eine Weihnachtsremuneration gewähren.

124. Zl- 8980/46 vom 28. September 1946.

Systemisierung von Pfarr- und Pfarrvikarstellen.

In Umwandlung bereits bestehender Personal- 
vikarstellen hat der Oberkirchenrat gemäß H 37 der 
evangelischen Kirchenverfassung vom 9. Dez. 1891, 
RGBl. Nr. 4 1892, die Systemisierung folgender 
Stellen oberstkirchenbehördlich genehmigt:

einer Pfarrvikarstelle in der Teilgemeinde A.B. 
Wien-Innere Stadt (Erl. 8981 46 vom 28. 9. 
1946);

zweier Pfarrvikarstellen in der Teilgemeinde A. B. 
Wien-Gumpendorf (Erl. Zl. 8982/46 vom 28. 9. 
1946);

einer Pfarrvikarstelle in der Teilgemeinde A. B. 
Wien-Neubau (Erl. Zl. 8983/46 vom 28. 9. 
1946);

einer zweiten Pfarrstelle und einer Pfarrvikarstelle 
in der Teilgemeinde A. B. Wien-Währing (Erl. 
Zl. 8984/46 vom 28. 9. 1946).

125. Zl. 9597/46 vom 17. Oktober 1946.

Pfarrstellenausschreibung.
Es werden zur Besetzung ausgeschrieben:

1. Die Pfarrstelle in Wien-Floridsdorf, Wien XXI, 
Kretzgasse 1.

2. Die Pfarrstelle in Wolfsberg, Kärnten.
3. Die zweite Pfarrstelle und eine Pfarrvikarstelle 

in Wiener-Neustadt.
4. Die Pfarrstelle in Wien-Leopoldstadt (Wohnung 

vorhanden).
5. Die Pfarrstelle in Klosterneuburg.
6. Die zweite und vierte Pfarrstelle in Graz-linkes 

Murufer (vierte Pfarrstelle — Diasporatätigkeit). 
Bewerbungen sind bis 31. Dezember 1946, für 

Graz-linkes Murufer bis 15. Dezember 1946 bei 
den Presbyterien einzubringen.

Hinsichtlich des Kreises der Bewerbungsberechtig- 
ten wird auf Nr. 99 im 8. Stück des Amtsblattes 
1946 verwiesen.

126. Zl- 9104/46 vom 17. Oktober 1946.

Ausschreibung der Stelle eines Personalvikars.
Es gelangt zur Ausschreibung:
Die Stelle eines Personalvikars in der evangeli­

schen Pfarrgemeinde A. B. in Leoben, Steiermark.
Bewerbungen sind bis 15. Dezember 1946 beim 

Presbyterium einzubringen.
Hinsichtlich des Kreises der Bewerbungsberechtig­

ten wird auf Nr. 99 im 8. Stück des Amtsblattes 
1946 verwiesen.

127. Zl. 9907/46 vom 22. Oktober 1946.

Wirtschaftliche Neuerfordernisse der Kirchengemein­
den.

Wiederholt wird der Oberkirchenrat in der letzten 
Zeit von einzelnen Kirchengemeinden um eine Er­
höhung der Kirchenbeitragsanteilszahlungen ersucht 
und als Begründung hiefür die Notwendigkeit einer 
Anstellung von Gemeindehelfern, von Diakonen, 
Religionslehrern oder Kanzleikräften angeführt. 
Mehrfach ist es auch vorgekommen, daß Pfarrer der 
Landeskirche ihnen bekannte Geistliche, die sich derzeit 
im Deutschen Reich befinden, auffordern, um eine 
Pfarrstelle in Österreich einzureichen oder sich um die 
österreichische Staatsbürgerschaft zu bewerben. In 
einem Falle hat sich sogar ein Geistlicher — in erster 
Instanz erfolgreich — bemüht, einem in Deutschland 
weilenden Geistlichen die Zusicherung des Heimat- 
rechtes in einer österreichischen Gemeinde zu ver­
schaffen.
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Der Oberkirchenrat muß mir allem Ernst darauf 
hinweisen, das; Neuanstellungen geistlicher oder welt- 
kicher Kräfte mit Rücksicht auf die bei der Verlaut­
barung der Rechnungsabschlüsse der Landeskirchen- 
kasse geschilderte äußerst ernste wirtschaftliche Lage 
vollkommen ausgeschlossen find und ausnahmslos ab­
gelehnt werden müssen.

Endlich werden die kirchlichen Dienststellen dringend 
gebeten, jene mit der Flüchtlingsseelsorge betrauten 
Geistlichen, die für die Übernahme in den landeskirch- 
lichen Dienst nicht in Aussicht genommen find, sowie 
Witwen von Flüchtlingspfarrern nicht von der Über­
siedlung in das Deutsche Reich abzuhalten.

128. Zl- 9245/46 vom 2. November 1946.

Betreuung jüdischer Kinder.
Der Ökumenische Rat der Kirchen macht darauf 

aufmerksam, daß wiederholt jüdische Kinder während 
des vergangenen Krieges zu ihrer Rettung durch 
christliche Familien ausgenommen wurden. Der 
jüdische Weltkongreß hat den Ökumenischen Rat 
der Kirchen gebeten, solche jüdische Kinder nach. Mög­
lichkeit in die Betreuung durch jüdische Organisatio­
nen oder jüdische Familien überzuleiten. .Man sei 
sich auf allen Seiten darüber klar, daß es in solchen 
Fällen oft Schwierigkeiten geben wird, besonders 
dann, wenn es sich um kleinere Kinder handelt, die 
ganz in die christliche Familie hineingewachsen sind 
und in christlichem Sinne erzogen wurden. Die Pfarr­
ämter werden gebeten, sofern diese Frage an sie 
herantreten sollte, sie im obigen Sinne sorgfältig zu 
prüfen und bekanntwerdende Fälle an das österreichi­
sche Mitglied der Ökumenischen Flüchtlingskommis­
sion, Pfarrer Erich Wilhelm, Wien VI., Gumpen- 
dorferstraße 129, zu melden.

Angeordnete Kollekte:
S. Dezember 1946:Evang. Theologenheim in Wien

Kirchliche Mitteilungen
Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 8. Oktober 

1946, Zl. 9161'46, die Wahl des Pfarrers Dr. Fritz 
Zerbst zum Pfarrer der evangelischen Pfarrge­
meinde A. B. Villach gem. § 45 KV. oberstkirchen- 
behördlich bestätigt und gleichzeitig die Genehmigung 
zur Niederlegung des bisherigen Amtes als Pfarrer 
der evangelischen pfarrgemeinde A. B. Weißbriach 
gem. H 38 KV. erteilt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 25. Sep­
tember 1946, Zl. 8738 46, die Wahl des Pfarrers 
Wolfgang Pommer der evangelischen Pfarrge­
meinde A. und H. B. Graz-linkes Murufer gemäß 

H 45 KV. oberstkirchenbehördlich bestätigt und gleich­
zeitig die Genehmigung zur Niederlegung des bisheri 
gen Amtes als dritter Pfarrer dieser Pfarrgemeinde 
gem. H 38 KV. erteilt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 17. Okto­
ber 1946, Zl. 9199/46, die Wahl des Pfarrers 
Anton Scheiderbauer zum Pfarrer der evan­
gelischen Pfarrgemeinde A.B. Braunau am Inn 
gem. H 45 KV. oberstkirchenbehördlich bestätigt.

Pfarrer Ernst Kruse wurde auf Grund der er­
folgten Wahl auf die im Stellenplan vorgesehene 
und freie Stelle des ersten Pfarrers der evangeli­
schen Pfarrgemeinde A. B. in Salzburg zugekeilt. 
(Erl. Zl. 8716/46 vom 25. 9. 1946.)

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 30. Okto­
ber 1946, Zl. 9478/46, die freiwillige Amtsnieder­
legung des Pfarrers Alfred Klietmann als zwei­
ter Pfarrer in Baden bei Wien mit dem Amtssitz in 
Bad-Vöslau genehmigt.

Pfarramtskandidat Ernst Guttner wurde mit 
dem Erlaß des Oberkirchenrates vom 21. Oktober 
1946, Zl. 9731/46, auf den Planposten des Pfarrers 
der evangelischen Pfarrgemeinde A. und H. B. in 
Berndorf zugeteilt.

Pfarrer Dr. Lic. Otto Kühne der evangelischen 
Pfarrgemeinde A. B. Wien-Floridsdorf wurde mit 
dem Erlaß vom 23. Oktober 1946, Zl. 9798/46, 
über eigenes Ansuchen mit 31. Dezember 1946 in den 
dauernden Ruhestand versetzt.

Kandidat Friedrich Gienger aus Treffen wurde 
in die Liste der Kandidaten der evangelischen Theolo­
gie A. B. ausgenommen. (Erl. vom 19. 10. 1946, 
Zl. 8247/46.)'

Dem Pfarrer Dr. Dr. Helmuth Hochstetter 
wurde mit dem Erlaß vom 17. Oktober 1946, Zahl 
9506/46, die erbetene Entlastung aus dem Dienst der 
Österreichischen Evangelischen Landeskirche bewilligt.

Pfarrer Johann Gurka ist in das Deutsche 
Reich übersiedelt und somit aus dem landeskirchlichen 
Dienst ausgeschieden. (Erl. Zl. 8735/46 vom 18. 9. 
1946.)

Die Seniorswitwe .Marie Saul ist im Sep­
tember 1946 in den Frieden des Herrn heimge- 
gangen.

Das Pfarramt A.B. Wien-Leopoldstadt hat feine 
Fernrufnummer auf R-40-5-26 geändert.

Emmerich Bartholy, Volksdeutscher aus der 
Slowakei, 48 Jahre alt, wohnhaft in Weikendorf 
Mr. 17, Niederösterreich, sucht eine Stelle als Or­
ganist oder Religionslehrer. Langjährige Erfahrun­
gen. Zuschriften sind an die angegebene Anschrift zu 
richten.
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Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu-und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des evangelischen Oberkirchenrates P. u. kj. V. in Wien
129. 3- 9989 46 vom 2. November 1946.

Stempel- und Rechtsgebühren.
Aus dem Gebührengesetz 1946 vom 26. Juli 1946, 

BGBl. Nr. 184 46, wird auszugsweise Folgendes 
mitgeteilt:

2. Von der Entrichtung von Gebühren sind 
befreit:

(3) sonstige öffentlich-rechtliche Körperschaften, wei­
ters alle Vereinigungen, die ausschließlich wissen­
schaftliche, Humanitäts- oder Wohltätigkeitszwecke 
Verfolgen, hinsichtlich ihres Schriftenverkehres mit 
den öffentlichen Behörden und Ämtern.

H 3. (1) Die Gebühren sind entweder feste Ge­
bühren oder Hundertsatzgebühren.

(2) Die festen Gebühren sind, sofern in den Tarif­
bestimmungen nichts anderes verfügt wird, durch Ver­
wendung von Stempelmarken zu entrichten.

H 5. (2) Unter Bogen ist Papier zu verstehen, 
dessen Seitengröße das Ausmaß von zweimal 
210 mm X 297 mm nach einer oder nach beiden Rich­
tungen nicht überschreitet. Für dieses Ausmaß über­
schreitende Papierblätter sind die festen Stempelge- 
bühren im zweifachen Betrage zu entrichten.

(3) Die in den Tarifbestimmungen ,,für jeden Bo­
gen" festgesetzte Gebühr ist im vollen Betrage zu 
entrichten, auch wenn zu der bezüglichem Schrift 
weniger als ein Bogen verwendet wird.

§ 6. (1) Bei den einer festen Gebühr unterliegen­
den Schriften sind der zweite und jeder weitere Bo­
gen mit dem für den ersten Bogen vorgeschriebenen 
Stempel zu versehen. Beträgt jedoch die feste Gebühr- 
für den ersten Bogen mehr als 8 2.—, so unterliegt 
jeder weitere Bogen der festen Gebühr von 8 2.—.

H 14. Tarife der festen Stempelgebühren für 
Schriften und Amtshandlungen.

1. Abschriften:
a) Amtliche, wenn sie von anderen Behörden als 

Gerichten ausgestellt werden, und zwar beglaubigt 
(vidimiert) oder unbeglaubigt, von jedem Bogen 
feste Gebühr...................... ..... 82.— 

Auszüge aus den Registern über Geburten, Tau­
fen, Trauungen und Sterbefälle (Matrikelaus- 
züge) oder förmliche Geburts-, Tauf-, Trauungs-, 
Totenscheine, von jedem Bogen feste Gebühr 8 1.—. 
Anmerkung: .Werden zwei oder mehrere Ge­
burts-, Tauf-, Trauungs- oder Sterbefälle in 
einer Ausfertigung bestätigt, so ist die Gebühr Von 
81.— so oftmals zu entrichten, als Fälle bestä­
tigt werden.
6. Beilagen, das sind Schriften und Druck­
werke aller Art, wenn sie einer gebührenpflich­
tigen Eingabe (einem Protokolle) beigelegt werden, 
von jedem Bogen feste Gebühr . . . 8 —GO.
6. Eingaben von Privatpersonen (natürlichen 
und juristischen Personen) an Organe der Gebiets- 
körperschaften in Angelegenheiten ihres öffentlich- 
rechtlichen Wirkungskreises, die die Privatinter- 
essen der Einschreiter betreffen, von jedem Bogen 
feste Gebühr ......... 82.—.

Der Eingabengebühr unterliegen nicht
b>) Gesuche um Erteilung von Unterstützungen und 

sonstige Eingaben im öffentlichen Fürsorgewesen;
c) Gesuche um Befreiung vom Schul- und Unter­

richtsgelde oder um Verleihung eines Stipendiums. 
14. Zeugnisse, das sind Schriften, durch die 
persönliche Eigenschaften oder Fähigkeiten oder 
tatsächliche Umstände bekundet werden:

s) im allgemeinen, von jedem Bogen feste Ge­
bühr ......................................................8 2.—.

Der Gebühr unterliegen nicht
Z) Zeugnisse über die Anmeldung des Übertrittes 

von einem Glaubensbekenntnisse zu einem anderen;
i) Zeugnisse zum Nachweise der Voraussetzungen 

für den Bezug eines Unterhaltsbeitrages von 
einer Gebietskörpershaft, einer öffentlichen An­
stalt, einem Privatpensionsinstitut, einer Versor­
gungsanstalt;

p) Auszüge aus Taus-, Geburts-, Traurings- und 
Sterberegistern, dann Zeugnisse über Geburts-, 
Trauungs-, Todesfälle um die im diplomatischen 
Wege von auswärtigen Behörden entweder durch 
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die österreichischen Gesandschaften im Auslande 
oder durch die fremden, hierlands anwesenden 
Gesandten angesucht wird, bei reziprokem Verfah­
ren, solange sie im Auslande verwendet werden.

§ 15. (2) Kommt ein Rechtsgeschäft durch den Aus­
tausch von Briefen oder durch sonstige schriftliche Mit- 
teilungen zustande, so ist es nicht gebührenpflichtig, es 
fei denn, daß in den Tarifbestimmungen das Gegen­
teil verfügt wird oder von den Schriftstücken ein amt­
licher Gebrauch gemacht wird.

(3) Gedenkprotokolle, das sind Niederschriften, in 
denen von einer oder mehreren Personen durch Bei­
setzung ihrer Unterschrift bekundet wird, daß andere 
Personen in ihrer Gegenwart ein Rechtsgeschäft ge­
schloffen oder ihnen über den erfolgten Abschluß eines 
Rechtsgeschäftes Mitteilung gemacht haben, unter­
liegen der Gebühr für das Rechtsgeschäft, auf das 
sich das Gedenkprotokoll bezieht.

§ 25. (1) Werden von einer Urkunde Gleichschrif- 
ten (Duplikat, Triplikata usw.) ausgefertigt, so un­
terliegt jede dieser Gleichschriften für sich den festen 
und den Hundertsatzgebühren.

H 36. Schriften und Urkunden über Rechtsge­
schäfte, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes errichtet 
wurden und für die weder nach den österreichischen 
Gebührenvorschriften eine Gebühr, noch nach dem 
deutschen Urkundensteuergesetz eine Urkundensteuer ent­
richtet wurde, unterliegen den Gebühren nach diesem 
Gesetze, wenn von ihnen ein amtlicher Gebrauch ge­
macht wird.

Zum Schluß wird darauf hingewiesen, daß die 
Nichtbeachtung der Stempelvorschriften — von et­
waigen weiteren Strafen abgesehen — mit der zwei- 
bis zehnfachen Gebührenstrafe geahndet wird.

1ZO. 3- 10489/46 vom 20. November 1946.

Einkommensteuernovelle 1946.
Durch die Einkommensteuernovelle 1946, treten 

mit Wirkung ab 31. Oktober 1946 Änderungen in 
den lohnsteuerlichen Vorschriften ein, deren wichtig­
sten im Nachstehenden bekanntgegeben werden.

1. Die Steuersätze der Steuergruppe I werden 
herabgesetzt.

2. Es werden Beträge festgesetzt, welche von Dienst- 
und Lohnbezügen, die eine bestimmte Höhe nicht über­
steigen, steuerfrei abzuziehen sind und zwar sind dies: 
Bei einem Monatseinkommen von:
148.218 bis 639.608 um 52.-8 (lfde. Nr.1-216) 
639.61 8 bis 644.80 8 um 46.80 8 (lfde. Nr. 217)
644.81 8 bis 650.— 8 um 41.60 8 (lfde. Nr. 218)
650.01 8 bis 655.20 8 um 36.40 8 (lfde. Nr. 219)
655.21 8 bis 660.40 8 um 31.20 8 (lfde. Nr. 220)
661.40 8 bis 665.60 8 um 26.- 8 (lfde. Nr. 221)
665.61 8 bis 670.80 8 um 20.80 8 (lfde. Nr. 222)
670.81 8 bis 676.— 8 um 15.60 8 (lfde. Nr. 223)
676.01 8 bis 681.20 8 um 10.40 8 (lfde. Nr. 224)
681.21 8 bis 686.40 8 um 5.20 8 (lfde. Nr. 225)

3. Überstundenentlohnugen sind steuerfrei, wenn 
sie 25 o/g des Grundlohnes und 8 50.— wöchentlich 
nicht übersteigen.

Die hiedurch eintretenden Änderungen der Lohn­
steuer werden den Bezugsempfängern in Einzeler- 
lässen mitgeteilt werden.

131. 3- 10418 46 vom 20. November 1946.

Systemisierung einer Pfarrvikarstelle in Feldbach.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlas; vom 20. No­
vember 1946, 3- 10418 46, die Systemisierung einer 
Pfarrvikarstelle in der Evangelischen Filialgemeinde 
A. B. in Feldbach, Steiermark, gemäß H 37 der 
Evangelischen Kirchenverfassung vom 9. Dezem­
ber 1891, RGBl. Nr. 4 1892 oberstkirchenbehörd­
lich genehmigt.

1Z2. 3- 10418.46 vom 20. November 1946.

Ausschreibung der Stelle eines Pfarrvikars.

In der Evangelischen Filialgemeinde A. B. in 
Feldbach, Steiermark, gelangt die Stelle eines Pfarr­
vikars zur Ausschreibung.

Bewerbungen sind bis 15. Jänner 1947 an das 
Presbyterium der Evangelischen Pfarrgemeinde A. B. 
in Fürstenfeld, Steiermark zu richten.

Hinsichtlich des Kreises der Bewerbungsberechtig- 
ten wird auf Nr. 99 im 8. Stück des Amtsblattes 
1946 verwiesen.

Angeordnete Kollekte:
25. Dezember 1946: Flüchtlingsseelsorge.

Kirchliche Mitteilungen
Pfarrer Gerhard Wegendt wurde zufolge des 

Erlaßes vom 21. Oktober 1946, 3- 9809/46, in einst­
weilige Verwendung der Landeskirche genommen, 
nachdem er mit Erlaß vom 3. September 1946, 
Z. 8197 46, der Pfarrgemeinde A. u. H. B. in Krems 
zur vorläufigen Dienstleistung zugeteilt worden war.

Werner Schmid hat die Prüfung für nebenbe- 
rufliche Kirchenmusiker als Organist der Gruppe E 
gemäß der Prüfungsordnung vom 30. Oktober 1943, 
ABl. Nr. 93/43, am 30. Oktober 1946 abgelegt. 
(Erlaß vom 7. November 1946, Z. 9774 46).

Pfarrer Andreas Nagelbach ist infolge Über­
siedlung nach Amerika aus der einstweiligen Ver­
wendung der Landeskirche ausgeschieden. (Erlaß 
Z. 9967 46 vom 29. Oktober 1946).

Das Evangelische Pfarramt in Korneuburg hat 
die Fernsprechnummer Korneuburg Nr. 7
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Angeordnete Kollekte.

Kirchliche Mitteilungen.

Wir ersuchen alle Glaubensgenossen, ihnen bekannt werdende Zu-und Wegzüge, Geburten, 
Trauungen und Todesfälle evangelischer Glaubensgenossen dem Pfarramt mitzuteilen.

Erlässe des Evangelischen Oberkirchenrates fl. u. kj. V. in Wien

133. 3-L. l254 46 vom 12. Dezember 1946.

Hirtenbrief
an die evangelischen Gemeinden in österreich 

Zu Neujahr l947
Gottes Segen sei mit Euch allen im Neuen Jahre! Er segne unsere Gemeinden. Er stärke und leite alle 

Verkünder des Evangeliums, die Ältesten und Helfer im Gemeindedienst. Er segne und behüte alle unsere 
Glaubensgenossen. Gottes Gnade und Friede sei mit der ganzen Christenheit aus Erden, mit unserm Volk 
und Vaterland und mit dieser friedlosen. Welt!

Auf Ihn, den allmächtigen .Herrn .Himmels und der Erde, den barmherzigen Vater unseres Heilan­
des Jesu Christi, schauen wir, auf Ihn allein trauen und bauen wir: „Denn Sein ist das Reich und die Kraft 
und die Herrlichkeit in Ewigkeit". Mit diesem Losungswort der Kirche im Neuen Jahre wollen wir uns trö­
sten, wenn menschliche Macht und Weisheit sich ohnmächtig und hilflos erweisen gegenüber den Nöten der 
Welt und des menschlichen Herzens.

Noch hat man unserer geliebten .Heimat Frieden und Freibeit nicht gegeben. Wir alle sehnen uns dar­
nach, denn die Not ist groß. Dennoch erfüllt Dank unser .Herz: „Gottes Güte ist es, das, wir nicht gar aus 
sind". In unserer .Kirche schreitet die Ordnung der Verhältnisse langsam vorwärts. Gottes Wort, sein Trost 
und seine '.Mahnung wird bei Alt und Jung eifriger verkündet und gehört, danket Gott, daß seine Barm­
herzigkeit mit uns noch kein Ende hat. Viele Gemeinden sind noch ohne Pfarrer. Bittet Gott um treue Seel­
sorger und Hirten. .Mit dem Jahresanfang übernehmen die neuen Superintendenten ihr Amt. Betet, daß Gott 
sie und ihr Wirken an Euch segne!

Dank sei allen, die in großer Treue, trotz eigener Not, die Nöte und Aufgaben der Kirche als eigene 
Verantwortung erkannt und mit ihrem Gebet, ihrer Arbeit und ihren Opfern getragen haben und weiter tra­
gen. Dankbar sei insbesondere der Kirchen und Christen jenseits unserer Grenzen gedacht, deren große Gaben 
und hilfreiches Eingreifen uns Leben und Arbeitskraft erhielten und die Fortführung und den Ausbau unserer 
kirchlichen Werke ermöglichen.
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Zwei Dinge bewegen unser Herz: die Sehnsucht nach Gerechtigkeit und nach Liebe.
Es erfüllt unsmit ernster Sorge, wenn unser Volk, dessen .Rechtsgefühl in der vergangenen Zeit ab 

sichtlich verstört wurde, noch immer auf das zwingende hohe Beispiel von Gerechtigkeit warten muß;, dessen 
es als sittlicher Halt bedarf. .Noch harren viele darauf, daß; geschehenes Unrecht gutgemacht werde. Wir Seel 
sorger wissen, das; viele zur Sühne bereit sind und das; das Volk Sühne erwartet, Aber das Volk versteht 
es nicht, daß; Menschen, die nicht schuldig, sondern nur schwach waren, behandelt werden wie Verbrecher. 
Die vielen Gutwilligen, die zu neuen Wegen entschlossen sind, verstehen es nicht, daß; auch heute Angeberei, 
Verleumdung, Rachsucht, vielfach aus niedrigsten Beweggründen, Duldung und Gehör finden. Alls Anwalt 
der sittlichen Not des Volkes erhebt die Kiche den .Ruf nach Gerechtigkeit.

Es ist etwas Großes, wenn ein Volk in Gerechtigkeit lebt. Aber Christus fordert mehr und unser Herz 
stimmt ihm zu: nichts braucht die Welt so sehr wie Liebe. Wir können nicht leben ohne die Liebe, die gibt 
und vergibt, trägt und pflegt. Darum bitten wir Euch: ,,Lasset die Liebe Christi reichlich unter euch wohnen". 
Erkennet, das; die eigentlichen .Werke der .Kirche die Werke der Liebe und Barmherzigkeit sind. Stellet 
Euch alle, Ihr Gemeinden und Ihr evangelischen Christen, hinter unsere Werke und Anstalten der Liebe. 
Erbarmet Euch aller Notleidenden, Heimatlasen und Flüchtlinge. Dank sei Euch allen, der Jugend, den 
Frauen, den .Mitarbeitern, den freiwilligen .Helfern und Helferinnen, den opferwilligen Spendern im ganzen 
Lande, in deren Wirken sichtbar wird, das; die Kirche Christi lebendig ist, wa einer des andern Last trägt 
und der Starke dem Schwachen Hilft.

Wir haben es weithin verlernt, .Menschen allzuviel zuzutrauen. Aber Christen verzweifeln nicht. Mögen 
Reiche zerbrechen, Völker vergehen, Menschenmacht sich ohnmächtig erweisen: wir trauen und bauen aus 
Gott, denn Sein ist das .-reich und die Kraft und die Herrlichkeit in Ewigkeit. Sein Friede sei mit Euch allen!

Bischaf O. Gerhard May e. h.

134. 3- 11225 46 vam 10- Dezember 1946.

Gräber gefallener oder verstorbener amerikanischer 
Soldaten.

Die Quartiermeisterabteilung des amerikanischen 
Hauptquartieres in. Wien sendet dem Oberkirchenrat 
mit dein Ersuchen um Verlautbarung folgenden 
Aufruf:

,,Es ist der Wunsch der amerikanischen Regierung, 
alle Amerikaner, welche während des Krieges gefallen 
oder gestorben sind, zu finden und zu exhumieren, um 
diese gegebenenfalls nach ihren zuständigen Kirchen 
Friedhöfen in den Vereinigten Staaten überführen 
zu können.

Es gibt immer nach verstorbene Amerikaner in 
abgelegenen Einzelgräbern, in abgestürzten Flugzengen 
und Plätzen, welche amtlichen Stellen nicht bekannt 
sind.

Die amerikanische Regierung bittet dringend alle 
.Mitglieder christlicher Kirchen, die Kenntnis von 
solchen Grabstätten in ihren Gemeinden haben, voll 
ständige Auskünfte dem

Commanding Officer
222 ud Quartermaster Battalion

American Graves Registration Command                                Bad Tölz, Oberbayern

oder der zuständigen Kirchengemeinde mitzuteilen.
Dieses hilft nicht mir der amerikanischen .-regie 

rung, sondern auch vielen trauernden christlichen 
Vätern, .Müttern, Frauen und Verwandten, welche 
für jede Nachricht über ihre Lieben dankbar sein wer­
den, insbesondere in der bevorstehenden Weihnachts 
zeit.

Die amerikanische .Regierung bittet Sie hiermit 
dringend um derartige .Mitteilungen und ist dankbar, 

auch im Namen der Hinterbliebenen, denen Sie da­
mit Helfen."

Die Pfarrämter werden gebeten, ihre bezüglichen 
Kenntnisse amerikanischer Soldatengräber dem Ober­
kirchenrat zur gesammelten Weiterleitung bekannt 
zu geben.

135. 3- -1043 46 vorn 30. November 1946.

.Rechnungsabschluss 1946.
.Nach dem Erlas; des Oberkirchenrates vom 

20. Juli 1946, Z. 6864 46, ABl. .Nr. 89 46, endet 
das Rechnungsjahr 1946 mit dem 31. Dezember 1946.

Die Kirchengemeinden werden daher die Rechnun- 
gen für die Zeit vom l. April 1946 bis 31. Dezem 
ber 1946 mit Ende dieses Jahres abzuschließen und 
die vargeschriebenen .-rechnungsabschlüsse dem Ober 
kirchenrat bis 31. Jänner 1947 varzulegen haben.

Der Oberkirchenrat macht daraus ausmerksam, das 
die Formblätter für den Rechnungsabschluß samt Er­
gänzungsblatt nicht mehr zugesendet werden, sondern 
nach dem ha. Erlas; vom 23. .Mai 1941, Z. 3256 41, 
ABl. Nr. 76 41, bei der Wartburg-Buchhandlung 
Alfred Brunner in Wien, VII-, Neubaugürtel 
Nr. 26 zu beziehen sind.

136. 3- 11460 46 vom 10. Dezember 1946.

Kollektenplan 1947.
Für das Jahr 1947 setzt der Oberkirchenrat den 

folgenden Kollektenplan fest:
1. Pflichtkollekten die in der ganzen Landeskirche 

einzuheben sind:
5. Jänner (Erscheinungsfest >: Äußere .Mission.
16. Februar (Luthertag): Evangelischer Bund.
4. April (Karfreitag-: Jugendarbeit,
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6. April (Ostersonntag): Flüchtlingsseelsorge.
ll. Mai (.Muttertag): Frauenarbeit.
25. Mai (Pfingstsonntag): Baufonds der Landes­

kirche.
14. September (16. Sonntag nach Trinitatis): 

.Männerarbeit.
3. Oktober (Erntedankfest): Innere .Mission.
2. November (.Reformationsfest): Gustav-Adolf- 

Verein.
7. Dezember (2. Advent): Theologenheim Wien.

2. Empfohlene Kollekte:

10. August (11. Sonntag nach Trinitatis) Presse­
arbeit.
Die unter 1. und 2. angeführten Kollekten (mit 

Ausnahme der an die Gustav-Adolf-Zweigvereine 
unmittelbar abzuführende Reformationskollekte) sind 
ohne weitere Aufforderung innerhalb acht Tagen an 
die Kasse des evangelischen Oberkirchenrates A. und 
H. B. in Wien, PSA. Wien, Mr. 54061 abzufüh­
ren. Auf dem Erlagschein ist unken der Zweck der 
Geldsendungen anzugeben. Erlagscheine gehen den 
Pfarrämtern zu.

3. Diözesankollekten:

Für die Diözesankollekten (regelmäßige, von der 
Superintendentialversammlung beschlossene oder fall­
weise vom Superintendentialausschuß zu bewilligende 
Kollekten) sind folgende Tage freigegeben:
9. Februar (Sexagesimä).
29. Juni (5. Sonntag nach Trinitatis).
21. September (17. Sonntag nach Trinitatis).
23. November (Totensonntag).
30. November (1. Advent).

Die Diözesankollekten sind, soweit sie von der 
Superintendentur ausgeschrieben werden, au die 
Superintendentur (nicht an den Oberkirchenrat) ab- 
zuführen.

Die übrigen Sonn- und Feiertage sind für Zwecke 
der eigenen Gemeinde frei gegeben.

Der Kollektenplan ist sowohl hinsichtlich des Zwek- 
kes der Kollekte als auch des Einhebungstages ver­
pflichtend. Finden an einem Kollektentag Gottes­
dienste sowohl in der Muttergemeinde als auch in 
Filialgemeinden oder Predigtstellen statt, so sind die 
Kollekten aller dieser Gottesdienste abzuführen. Fin­
det an einem der obigen Kollektentage kein Gottes­
dienst stakt, so ist dem Oberkirchenrat zur Vermei­
dung einer (Mahnung Fehlbericht zu erstatten.

137. 3- 11446 46 vom 10. Dezember 1946.

Seelenstandsbericht 1946.

Die Pfarrämter werden hiemit aufgefordert, den 
nach dem Stichtag vom 31. Dezember 1946 zu er­
stellenden Seelenstandsbericht bis spätestens 20. Fe- 
bruar 1947 dem Oberkirchenrat unmittelbar vorzu­
legen.

Ein Durchschlag ist der vorgesetzten Superinten­
dentur (im Wege des Senioratsamtes) zu senden.

Der Seelenstandsbericht hat wie bisher die Ziffern 
der dauernd ortsansässigen evangelischen Bevölkerung 
(getrennt nach A.B. und H. B-, wobei H. B.- 
Glaubensgenossen nur in jenen Gemeinden zu zählen 
sind, die entweder H. B.- oder A.- und H. B.-Ge­
meinden sind), die Zahl der Eintritte und Austritte, 
der Taufen, der Konfirmanden, der kirchlichen Trau­
ungen und der kirchlichen Beerdigungen sowie die 
Gesamtjahreszahl (nicht die Durchschnittsbesucherzahl) 
der Gottesdienstbesucher (einschließlich der Kinder- 
gottesdienste und der Nebengottesdienste) zu enthalten.

Die Zahl der im Pfarrsprengel untergebrachten, 
nicht dauernd ortsansässigen Bevölkerung (Flücht­
linge) evangelischen Bekenntnisses möge tunlichst ge­
sondert außerdem mitgekeilt werden.

138. 3- 11463 46 vom 16. Dezember 1946.

Neue Lehrbücher für den Religionsunterricht.
Der Religionsunterricht leidet je länger je mehr 

unter dem Mangel an den nötigen Lehrbüchern. Um 
diesem Notstand abzuhelfen, verfügt der Evangelische 
Oberkirchenrat im Einvernehmen mit einem ent­
sprechenden Beschluß der Superintendentenkonferenz, 
daß die Biblische Geschichte von Ebenberger neu be­
arbeitet und als einzig verbindliches Lehrbuch für den 
Unterricht in Biblischer Geschichte mit Anfang des 
Schuljahres 1947/46 eingeführt wird. Die Neu­
bearbeitung ist im Gange. Die Verhandlungen mit 
dem Verlag wegen Drucklegung find bereits aufge­
nommen, so daß mit dem Erscheinen dieses Buches 
zu Beginn des nächsten Schuljahres zuverlässig zu 
rechnen ist.

Auch das Kirchengeschichtliche Lehrbuch von Dr. 
I. Kolder „Glaube und Kirche in der Geschichte" 
wird zur Neuauflage vorbereitet, so daß auch dieses 
Buch für das kommende Schuljahr vorrätig sein wird.

Um einen Überblick über die allfällige Auflagen­
höhe der neuen Bücher zu erhalten, werden die 
Pfarrämter ersucht, spätestens bis zum 31. Jänner 
ihren Bedarf an Lehrbüchern der Wartburgbuch­
handlung, Wien, VII-, Neubaugürtel 26 mitzuteilen.

139. 3- 10864 46 vom 4. Dezember 1946.

Systemisierung einer Pfarrvikarstelle in Wien — 
Favoriten.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 4. Dezem­
ber 1946, Z. 10884/46, die Systemisierung einer 
Pfarrvikarstelle in der Evang. Teilgemeinde A. B. 
Wien Favoriten gemäß H 37 der Evangelischen Kir­
chenverfassung vom 9. Dezember 1891, RGBl. 
Nr. 4/1892, oberstkirchenbehördlich genehmigt.

140. 3- 11201 46 vorn 10. Dezember 1946.

Systemisierung einer Pfarrvikarstelle in Kufstein.
Der Oberkirchenrat hat mit Erlaß vom 10. Dezem­

ber 1946, Z. 11201,46, die Systemisierung einer 
Pfarrvikarstelle irr Kufstein (Evang. Pfarrgemeinde 
A. und H. B. in Innsbruck) gemäß H 37 der evan 
gelischen Kirchenverfassung vom 9. Dezember 1891, 
RGBl. Nr. 4 1892 oberstkirchenbehördlich genehmigt.
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141. 3« 10558 46 vom 29. November 1946.

Ausschreibung der Pfarrstelle Kapfenberg.
Da alle gewissenhaft gepflogenen .Nachforschungen 

und Erhebungen über den vermißten Pfarrer Schalk 
nur negative Ergebnisse brachten, wird die Pfarrstelle 
Kapfenberg in Steiermark hiemit als erledigt er- 
klärt und gleichzeitig zur Besetzung ausgeschrieben. 
.Bewerbungsschreiben sind bis I. Februar 1947 an 
das Presbyterium zu richten.

142. 3- 10646 46 vom 29. .November 1946.

Ausschreibung der Pfarrstelle Rottenmann.
Die Pfarrstelle in Rottenmann, deren Um 

fang durch die bevorstehende Abtrennung und Ver 
selbständigung von Admont wesentlich verringert wird, 
wird hiemit ausgeschrieben. Die Bewerbungsfrist läuft 
bis 15. Februar 1947.

143. 3- N515 46 vom 16. Dezember 1946.

Ausschreibung der Pfarrstelle in Feld am See.
In der Evangelischen Pfarrgemeinde 2l. B. in 

Feld am See, Kärnten, gelangt die Pfarrstelle zur 
Aussehreibung.

Bewerbungen find bis 15. Februar 1947 an das 
Presbyterium zu richten.

144. 3- 11201/46 vom 10. Dezember 1946.

Ausschreibung einer Pfarrvikarstelle in Kufstein.
In der Evangelischen Predigtstation in Kufstein, 

Tirol, gelangt die Stelle eines Pfarrvikars zur Aus­
schreibung (Wohnung derzeit nicht vorhanden).

Bewerbungen sind bis 15. Februar 1947 an das 
Presbyterium der evangelischen Pfarrgemeinde A. 
u. H. B. in Innsbruck, Richard Wagnerstraße 4, 
zu richten.

Angeordnete Kollekte:
5. Jänner 194?: Äußere Mission.

Kirchliche Mitteilungen
Der Oberkirchenrat hat die Wahl des Pfarrers 

Dr. Fritz Heinzelmann zum Superintendenten der 
niederösterreichischen evangelischen Superintendenz 
A.B. gemäß § 105 der evangelische» Kirchenver. 
fassung vom 9. Dezember 189.1, RGBl. .Dr. 4 1892, 
oberstkirchenbehördlich mit Wirkung vorn 1. Jän­
ner 1947 bestätigt. (Erl. 3- H297 46 vom 9. Dezem­
ber 1946.)

Der Oberkirchenrat hat die Wahl des Pfarrers 
und Kirchenrates Georg Traar zum Superinten­
denten der Wiener evangelischen Superintendenz 
A. B. gemäß H 105 der evangelischen Kirchenver- 
fassung vom 9. Dezember 1891, RGBl. 94r. 4 1892, 

oberstkirchenbehördlich mit Wirkung vorn 1. Jän­
ner 1947 bestätigt. (Erl. Z. 1 1298 46 vorn 9. Dezem­
ber 1946.)

Der Oberkirchenrat bat die Wahl des Pfarrers 
Dr. Fritz Zerbst zum Superintendenten der .Kärnt­
ner evangelischen Superintendenz A.B. gemäß 105 
der evangelischen Kirchenverfassung vorn 9. Dezem­
ber 1891, RGBl. .Dr. 4 >892, oberstkirchenbehördlich 
mit Wirkung vom l. Jänner 1947 bestätigt. (Erl. 
3- I >-99 46 vom 9. Dezember >946.)

Der Oberkirchenrat hat mit Erlas; vom 20. Novem 
ber>946, , I60.O 46 die Wahl des Pfarrers Alfred 
Bolek zum ersten Pfarrer der evangelischen Pfarr- 
gemeinde 2l. n. D. B. in Innsbruck gemäß H 45 K B. 
oberstkirchenbehördlich bestätigt.

Der Oberkirchenrat hat mit Erlas; vom 15. No­
vember 1946, 3- 9972 46 die Wahl des Pfarramts­
kandidaten Alexander Tölly zurn Pfarrer der evan- 
gelischen Pfarrgemeinde D. B. in Oberwart gemäß 
§ 45 KD. oberstkirchenbehördlich bestätigt.

.Pfarrer Martin Bemmann wurde auf Grund 
der erfolgten Wahl auf die freie Stelle des Perso­
nalvikars des evangelischen Pfarrers Erwin Schlach­
ter in Gallneukirchen mit dem Amtssitz in Gallneu- 
kirchen zugeteilt. Die Bestätigung der Wahl erfolgt 
erst nach Erwerbung der österreichischen Bundes- 
bürgerschaft. (Erl. 3- 11285 46 vom 11. Dezem­
ber 1946.)

Über Erreichung der Altersgrenze und nach Auf­
lösung der bisherigen Wiener Superintendenz 
21. B. wurde Pfarrer und Superintendentstellver- 
treter Emil Gustav Wolf mit 31. Dezember 1946 
in den dauernden Ruhestand versetzt. (Erl. vom 
5. Dezember 1946, 3- 11218 46.)

Über Erreichung der Altersgrenze wurde Pfarrer 
Richard Herrmann der evangelischen Pfarrge­
meinde 21. B. Naßwald mit 31. Dezember 1946 in 
den dauernden Ruhestand versetzt. (Erl. 3- 11208/46 
vom 5. Dezember 1946.)

Über Erreichung der Altersgrenze wurde Pfarrer 
Hans Tillian der evangelischen Pfarrgemeinde 
A. B. Feld am See mir 31. Dezember 1946 in den 
dauernden .Ruhestand versetzt. (Erl. Z. 11216 46 vom 
5. Dezember 1946.)

Dem Oberlehrer Ludwig Toth aus Pinkafeld 
wurde das Kirchliche Zeugnis über die Anstellungs­
fähigkeit als Kirchenmusiker der Gruppe E im Sinne 
des § 7(1) der Kirchengemeinde-Angestelltenordnung 
vom 30. Oktober l943 (ABl. Nr. 90 43) ver­
lieben. (Da. Erlaß vom 2l. November 1946, 
Z. 9988 46.)

Für die notleidende und eines Kirchenneubaues 
dringend bedürftige Pfarrgemeinde Berndorf wird 
eine bester gestellte Patengemeinde gewünscht, die im 
Stande ist, durch eine jährliche Beihilfe den Kirchen­
neubau zu fördern. Anträge wollen an den Ober­
kirchenrat -gerichtet werden.
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